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[...]

Gewährleistung
§ 922. (1) Wer einem anderen eine Sache gegen Ent-

gelt überlässt, leistet Gewähr, dass sie dem Vertrag
entspricht. Er haftet also dafür, dass die Sache die
bedungenen oder gewöhnlich vorausgesetzten Eigen-
schaften hat, dass sie seiner Beschreibung, einer Probe
oder einem Muster entspricht und dass sie der Natur
des Geschäftes oder der getroffenen Verabredung ge-
mäß verwendet werden kann.

(2) Ob die Sache dem Vertrag entspricht, ist auch
danach zu beurteilen, was der Übernehmer auf Grund
der über sie gemachten öffentlichen Äußerungen des
Übergebers oder des Herstellers, vor allem in der Wer-
bung und in den der Sache beigefügten Angaben, er-
warten kann; das gilt auch für öffentliche Äußerungen
einer Person, die die Sache in den Europäischen Wirt-
schaftsraum eingeführt hat oder die sich durch die An-
bringung ihres Namens, ihrer Marke oder eines an-
deren Kennzeichens an der Sache als Hersteller be-
zeichnet. Solche öffentlichen Äußerungen binden den
Übergeber jedoch nicht, wenn er sie weder kannte
noch kennen konnte, wenn sie beim Abschluss des
Vertrags berichtigt waren oder wenn sie den Vertrags-
abschluss nicht beeinflusst haben konnten.

Fälle der Gewährleistung.
§ 923. Wer also der Sache Eigenschaften beylegt,

die sie nicht hat, und die ausdrücklich oder vermöge
der Natur des Geschäftes stillschweigend bedungen
worden sind; wer ungewöhnliche Mängel, oder Lasten
derselben verschweigt; wer eine nicht mehr vorhande-
ne, oder eine fremde Sache als die seinige veräußert;
wer fälschlich vorgibt, daß die Sache zu einem be-
stimmten Gebrauche tauglich; oder daß sie auch von
den gewöhnlichen Mängeln und Lasten frey sey; der
hat, wenn das Widerspiel hervorkommt, dafür zu haf-
ten.

Vermutung der Mangelhaftigkeit
§ 924. Der Übergeber leistet Gewähr für Mängel,

die bei der Übergabe vorhanden sind. Dies wird bis
zum Beweis des Gegenteils vermutet, wenn der Man-
gel innerhalb von sechs Monaten nach der Übergabe
hervorkommt. Die Vermutung tritt nicht ein, wenn sie
mit der Art der Sache oder des Mangels unvereinbar
ist.

§ 925. Durch Verordnung wird bestimmt, inwiefern
die Vermutung eintritt, daß ein Tier schon vor der
Übergabe krank gewesen ist, wenn innerhalb be-
stimmter Fristen gewisse Krankheiten und Mängel
hervorkommen.

§ 926. Von der rechtlichen Vermutung, daß der Man-
gel schon vor der Übergabe des Tieres vorhanden war,
kann aber der Übernehmer nur dann Gebrauch ma-
chen, wenn dem Übergeber oder in dessen Abwesen-
heit dem Gemeindevorsteher sogleich von dem be-
merkten Fehler Nachricht gibt oder das Tier durch ei-
nen Sachverständigen untersuchen läßt oder die ge-

richtliche Beweisaufnahme zur Sicherung des Bewei-
ses beantragt.

§ 927. Vernachlässigt der Übernehmer diese Vor-
sicht, so liegt ihm der Beweis ob, daß das Tier schon
vor der Übergabe mangelhaft war. Immer steht aber
auch dem Übergeber der Beweis offen, daß der gerüg-
te Mangel erst nach der Übergabe eingetreten sei.

§ 928. Fallen die Mängel einer Sache in die Augen
oder sind die auf der Sache haftenden Lasten aus den
öffentlichen Büchern zu ersehen, so findet außer dem
Falle arglistigen Verschweigens des Mangels oder ei-
ner ausdrücklichen Zusage, daß die Sache von allen
Fehlern und Lasten frei sei, keine Gewährleistung statt
(§ 443). Schulden und Rückstände, welche auf der Sa-
che haften, müssen stets vertreten werden.

§ 929. Wer eine fremde Sache wissentlich an sich
bringt, hat eben so wenig Anspruch auf eine Gewähr-
leistung, als derjenige, welcher ausdrücklich darauf
Verzicht gethan hat.

§ 930. Werden Sachen in Pausch und Bogen, nähm-
lich so, wie sie stehen und liegen, ohne Zahl, Maß und
Gewicht übergeben; so ist der Uebergeber, außer dem
Falle, daß eine von ihm fälschlich vorgegebene, oder
von dem Empfänger bedungene Beschaffenheit man-
gelt, für die daran entdeckten Fehler nicht verantwort-
lich.

Bedingung der Gewährleistung.
§ 931. Wenn der Übernehmer wegen eines von ei-

nem Dritten auf die Sache erhobenen Anspruches von
der Gewährleistung Gebrauch machen will, so muß
er seinem Vormann den Streit verkündigen. Unterläßt
er dies, so verliert er zwar noch nicht das Recht der
Schadloshaltung, aber sein Vormann kann ihm alle wi-
der den Dritten unausgeführt gebliebenen Einwendun-
gen entgegensetzen und sich dadurch von der Ent-
schädigung in dem Maße befreien, als erkannt wird,
daß diese Einwendungen, wenn von ihnen der gehöri-
ge Gebrauch gemacht worden wäre, eine andere Ent-
scheidung gegen den Dritten veranlaßt haben würden.

Rechte aus der Gewährleistung
§ 932. (1) Der Übernehmer kann wegen eines Man-

gels die Verbesserung (Nachbesserung oder Nachtrag
des Fehlenden), den Austausch der Sache, eine an-
gemessene Minderung des Entgelts (Preisminderung)
oder die Aufhebung des Vertrags (Wandlung) fordern.

(2) Zunächst kann der Übernehmer nur die Verbes-
serung oder den Austausch der Sache verlangen, es sei
denn, dass die Verbesserung oder der Austausch un-
möglich ist oder für den Übergeber, verglichen mit der
anderen Abhilfe, mit einem unverhältnismäßig hohen
Aufwand verbunden wäre. Ob dies der Fall ist, richtet
sich auch nach dem Wert der mangelfreien Sache, der
Schwere des Mangels und den mit der anderen Abhilfe
für den Übernehmer verbundenen Unannehmlichkei-
ten.

(3) Die Verbesserung oder der Austausch ist in an-
gemessener Frist und mit möglichst geringen Unan-
nehmlichkeiten für den Übernehmer zu bewirken, wo-
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bei die Art der Sache und der mit ihr verfolgte Zweck
zu berücksichtigen sind.

(4) Sind sowohl die Verbesserung als auch der Aus-
tausch unmöglich oder für den Übergeber mit einem
unverhältnismäßig hohen Aufwand verbunden, so hat
der Übernehmer das Recht auf Preisminderung oder,
sofern es sich nicht um einen geringfügigen Mangel
handelt, das Recht auf Wandlung. Dasselbe gilt, wenn
der Übergeber die Verbesserung oder den Austausch
verweigert oder nicht in angemessener Frist vor-
nimmt, wenn diese Abhilfen für den Übernehmer mit
erheblichen Unannehmlichkeiten verbunden wären
oder wenn sie ihm aus triftigen, in der Person des
Übergebers liegenden Gründen unzumutbar sind.

§ 932a. Während des Rechtsstreites über die Aufhe-
bung des Vertrages wegen eines Viehmangels hat das
Gericht auf Antrag einer der Parteien, sobald die Be-
sichtigung nicht mehr erforderlich ist, durch einstwei-
lige Verfügung den gerichtlichen Verkauf des Tieres
und die gerichtliche Hinterlegung des Erlöses anzu-
ordnen.

Verjährung
§ 933. (1) Das Recht auf die Gewährleistung muss,

wenn es unbewegliche Sachen betrifft, binnen drei
Jahren, wenn es bewegliche Sachen betrifft, binnen
zwei Jahren gerichtlich geltend gemacht werden. Die
Frist beginnt mit dem Tag der Ablieferung der Sache,
bei Rechtsmängeln aber erst mit dem Tag, an dem der
Mangel dem Übernehmer bekannt wird. Die Partei-
en können eine Verkürzung oder Verlängerung dieser
Frist vereinbaren.

(2) Bei Viehmängeln beträgt die Frist sechs Wochen.
Sie beginnt bei Mängeln, für die eine Vermutungsfrist
besteht, erst nach deren Ablauf.

(3) In jedem Fall bleibt dem Übernehmer die Gel-
tendmachung durch Einrede vorbehalten, wenn er in-
nerhalb der Frist dem Übergeber den Mangel anzeigt.

Schadenersatz
§ 933a. (1) Hat der Übergeber den Mangel verschul-

det, so kann der Übernehmer auch Schadenersatz for-
dern.

(2) Wegen des Mangels selbst kann der Übernehmer
auch als Schadenersatz zunächst nur die Verbesserung
oder den Austausch verlangen. Er kann jedoch Geld-
ersatz verlangen, wenn sowohl die Verbesserung als
auch der Austausch unmöglich ist oder für den Über-
geber mit einem unverhältnismäßig hohen Aufwand
verbunden wäre. Dasselbe gilt, wenn der Übergeber
die Verbesserung oder den Austausch verweigert oder
nicht in angemessener Frist vornimmt, wenn diese Ab-
hilfen für den Übernehmer mit erheblichen Unan-
nehmlichkeiten verbunden wären oder wenn sie ihm
aus triftigen, in der Person des Übergebers liegenden
Gründen unzumutbar sind.

(3) Nach Ablauf von zehn Jahren ab der Übergabe
der Sache obliegt für einen Ersatzanspruch wegen der
Mangelhaftigkeit selbst und wegen eines durch diese

verursachten weiteren Schadens dem Übernehmer der
Beweis des Verschuldens des Übergebers.

Besonderer Rückgriff
§ 933b. (1) Hat ein Unternehmer einem Verbraucher

Gewähr geleistet, so kann er von seinem Vormann,
wenn auch dieser Unternehmer ist, auch nach Ablauf
der Fristen des § 933 die Gewährleistung fordern.
Dasselbe gilt für frühere Übergeber im Verhältnis zu
ihren Vormännern, wenn sie selbst wegen der Gewähr-
leistungsrechte des letzten Käufers ihrem Nachmann
Gewähr geleistet haben. Der Anspruch ist mit der Hö-
he des eigenen Aufwandes beschränkt.

(2) Ansprüche nach Abs. 1 sind innerhalb von zwei
Monaten ab Erfüllung der eigenen Gewährleistungs-
pflicht gerichtlich geltend zu machen. Die Haftung ei-
nes Rückgriffspflichtigen verjährt jedenfalls in fünf
Jahren nach Erbringung seiner Leistung. Die Frist
wird durch eine Streitverkündigung für die Dauer des
Rechtsstreits gehemmt.

Schadloshaltung wegen Verkürzung über die
Hälfte.

§ 934. Hat bey zweyseitig verbindlichen Geschäften
ein Theil nicht einmahl die Hälfte dessen, was er dem
andern gegeben hat, von diesem an dem gemeinen
Werthe erhalten, so räumt das Gesetz dem verletzten
Theile das Recht ein, die Aufhebung, und die Her-
stellung in den vorigen Stand zu fordern. Dem andern
Theile steht aber bevor, das Geschäft dadurch aufrecht
zu erhalten, daß er den Abgang bis zum gemeinen
Werthe zu ersetzen bereit ist. Das Mißverhältniß des
Werthes wird nach dem Zeitpuncte des geschlossenen
Geschäftes bestimmt.

§ 935. Die Anwendung des § 934 kann vertraglich
nicht ausgeschlossen werden; er ist jedoch dann nicht
anzuwenden, wenn jemand erklärt hat, die Sache aus
besonderer Vorliebe um einen außerordentlichen
Werth zu übernehmen; wenn er, obgleich ihm der
wahre Werth bekannt war, sich dennoch zu dem un-
verhältnißmäßigen Werthe verstanden hat; ferner,
wenn aus dem Verhältnisse der Personen zu vermu-
then ist, daß sie einen, aus einem entgeldlichen und
unentgeldlichen vermischten, Vertrag schließen woll-
ten; wenn sich der eigentliche Werth nicht mehr erhe-
ben läßt; endlich, wenn die Sache von dem Gerichte
versteigert worden ist.

Von der Verabredung eines künftigen Vertrages.
§ 936. Die Verabredung, künftig erst einen Vertrag

schließen zu wollen, ist nur dann verbindlich, wenn
sowohl die Zeit der Abschließung, als die wesentli-
chen Stücke des Vertrages bestimmt, und die Um-
stände inzwischen nicht dergestalt verändert worden
sind, daß dadurch der ausdrücklich bestimmte, oder
aus den Umständen hervorleuchtende Zweck vereitelt,
oder das Zutrauen des einen oder andern Theiles ver-
loren wird. Ueberhaupt muß auf die Vollziehung sol-
cher Zusagen längstens in einem Jahre nach dem be-
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dungenen Zeitpuncte gedrungen werden; widrigen
Falls ist das Recht erloschen.

Von dem Verzicht auf Einwendungen.
§ 937. Allgemeine, unbestimmte Verzichtleistungen

auf Einwendungen gegen die Gültigkeit eines Vertra-
ges sind ohne Wirkung.

[...]

Dreyßigstes Hauptstück.

Von dem Rechte des Schadensersatzes und der
Genugthuung.

Schade.
§ 1293. Schade heißt jeder Nachtheil, welcher je-

manden an Vermögen, Rechten oder seiner Person zu-
gefüget worden ist. Davon unterscheidet sich der Ent-
gang des Gewinnes, den jemand nach dem gewöhnli-
chen Laufe der Dinge zu erwarten hat.

Quellen der Beschädigung.
§ 1294. Der Schade entspringt entweder aus einer

widerrechtlichen Handlung, oder Unterlassung eines
Anderen; oder aus einem Zufalle. Die widerrechtliche
Beschädigung wird entweder willkührlich, oder un-
willkührlich zugefügt. Die willkührliche Beschädi-
gung aber gründet sich theils in einer bösen Absicht,
wenn der Schade mit Wissen und Willen; theils in ei-
nem Versehen, wenn er aus schuldbarer Unwissenheit,
oder aus Mangel der gehörigen Aufmerksamkeit, oder
des gehörigen Fleißes verursachet worden ist. Beydes
wird ein Verschulden genannt.

Von der Verbindlichkeit zum Schadenersatze:

1) von dem Schaden aus Verschulden;
§ 1295. (1) Jedermann ist berechtigt, von dem Be-

schädiger den Ersatz des Schadens, welchen dieser
ihm aus Verschulden zugefügt hat, zu fordern; der
Schaden mag durch Übertretung einer Vertragspflicht
oder ohne Beziehung auf einen Vertrag verursacht
worden sein.

(2) Auch wer in einer gegen die guten Sitten ver-
stoßenden Weise absichtlich Schaden zufügt, ist dafür
verantwortlich, jedoch falls dies in Ausübung eines
Rechtes geschah, nur dann, wenn die Ausübung des
Rechtes offenbar den Zweck hatte, den anderen zu
schädigen.

§ 1296. Im Zweifel gilt die Vermuthung, daß ein
Schade ohne Verschulden eines Anderen entstanden
sey.

§ 1297. Es wird aber auch vermuthet, daß jeder wel-
cher den Verstandesgebrauch besitzt, eines solchen
Grades des Fleißes und der Aufmerksamkeit fähig sey,
welcher bey gewöhnlichen Fähigkeiten angewendet
werden kann. Wer bey Handlungen, woraus eine Ver-
kürzung der Rechte eines Anderen entsteht, diesen

Grad des Fleißes oder der Aufmerksamkeit unterläßt,
macht sich eines Versehens schuldig.

§ 1298. Wer vorgibt, daß er an der Erfüllung seiner
vertragsmäßigen oder gesetzlichen Verbindlichkeit
ohne sein Verschulden verhindert worden sey, dem
liegt der Beweis ob. Soweit er auf Grund vertraglicher
Vereinbarung nur für grobe Fahrlässigkeit haftet, muß
er auch beweisen, daß es an dieser Voraussetzung
fehlt.

insbesondere: a) der Sachverständigen;
§ 1299. Wer sich zu einem Amte, zu einer Kunst,

zu einem Gewerbe oder Handwerke öffentlich beken-
net; oder wer ohne Noth freywillig ein Geschäft über-
nimmt, dessen Ausführung eigene Kunstkenntnisse,
oder einen nicht gewöhnlichen Fleiß erfordert, gibt
dadurch zu erkennen, daß er sich den nothwendigen
Fleiß und die erforderlichen, nicht gewöhnlichen
Kenntnisse zutraue; er muß daher den Mangel dersel-
ben vertreten. Hat aber derjenige, welcher ihm das Ge-
schäft überließ, die Unerfahrenheit desselben gewußt;
oder, bey gewöhnlicher Aufmerksamkeit wissen kön-
nen; so fällt zugleich dem Letzteren ein Versehen zur
Last.

§ 1300. Ein Sachverständiger ist auch dann verant-
wortlich, wenn er gegen Belohnung in Angelegenhei-
ten seiner Kunst oder Wissenschaft aus Versehen ei-
nen nachtheiligen Rath ertheilet. Außer diesem Falle
haftet ein Rathgeber nur für den Schaden, welchen er
wissentlich durch Ertheilung des Rathes dem Anderen
verursachet hat.

oder b) mehrere Theilnehmer;
§ 1301. Für einen widerrechtlich zugefügten Scha-

den können mehrere Personen verantwortlich werden,
indem sie gemeinschaftlich, unmittelbarer oder mittel-
barer Weise, durch Verleiten, Drohen, Befehlen, Hel-
fen, Verhehlen u. dgl.; oder, auch nur durch Unter-
lassung der besonderen Verbindlichkeit, das Uebel zu
verhindern, dazu beygetragen haben.

§ 1302. In einem solchen Falle verantwortet, wenn
die Beschädigung in einem Versehen gegründet ist,
und die Antheile sich bestimmen lassen, jeder nur
den durch sein Versehen verursachten Schaden. Wenn
aber der Schade vorsätzlich zugefügt worden ist; oder,
wenn die Antheile der Einzelnen an der Beschädigung
sich nicht bestimmen lassen, so haften Alle für Einen,
und Einer für Alle; doch bleibt demjenigen, welcher
den Schaden ersetzt hat, der Rückersatz gegen die Ue-
brigen vorbehalten.

§ 1303. In wie weit mehrere Mitschuldner bloß aus
der unterlassenen Erfüllung ihrer Verbindlichkeit zu
haften haben, ist aus der Beschaffenheit des Vertrages
zu beurtheilen.

§ 1304. Wenn bey einer Beschädigung zugleich ein
Verschulden von Seite des Beschädigten eintritt; so
trägt er mit dem Beschädiger den Schaden verhältniß-
mäßig; und, wenn sich das Verhältniß nicht bestimmen
läßt, zu gleichen Theilen.
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2) aus dem Gebrauche des Rechtes;
§ 1305. Wer von seinem Rechte innerhalb der recht-

lichen Schranken (§ 1295, Absatz 2) Gebrauch macht,
hat den für einen anderen daraus entspringenden
Nachteil nicht zu verantworten.

3. aus einer schuldlosen oder unwillkührlichen
Handlung;

§ 1306. Den Schaden, welchen jemand ohne Ver-
schulden oder durch eine unwillkührliche Handlung
verursachet hat, ist er in der Regel zu ersetzen nicht
schuldig.

§ 1306a. Wenn jemand im Notstand einen Schaden
verursacht, um eine unmittelbar drohende Gefahr von
sich oder anderen abzuwenden, hat der Richter unter
Erwägung, ob der Beschädigte die Abwehr aus Rück-
sicht auf die dem anderen drohende Gefahr unterlas-
sen hat, sowie des Verhältnisses der Größe der Be-
schädigung zu dieser Gefahr oder endlich des Vermö-
gens des Beschädigers und des Beschädigten zu er-
kennen, ob und in welchem Umfange der Schaden zu
ersetzen ist.

§ 1307. Wenn sich jemand aus eigenem Verschulden
in einen Zustand der Sinnesverwirrung oder in einen
Notstand versetzt hat, so ist auch der in demselben
verursachte Schade seinem Verschulden zuzuschrei-
ben. Eben dieses gilt auch von einem Dritten, der
durch sein Verschulden diese Lage bei dem Beschädi-
ger veranlaßt hat.

§ 1308. Wenn Personen, die den Gebrauch der Ver-
nunft nicht haben, oder Unmündige jemanden beschä-
digen, der durch irgendein Verschulden hierzu selbst
Veranlassung gegeben hat, so kann er keinen Ersatz
ansprechen.

§ 1309. Außer diesem Falle gebührt ihm der Ersatz
von denjenigen Personen, denen der Schade wegen
Vernachlässigung der ihnen über solche Personen an-
vertrauten Obsorge beygemessen werden kann.

§ 1310. Kann der Beschädigte auf solche Art den Er-
satz nicht erhalten, so soll der Richter mit Erwägung
des Umstandes, ob dem Beschädiger, ungeachtet er
gewöhnlich seines Verstandes nicht mächtig ist, in
dem bestimmten Falle nicht dennoch ein Verschulden
zur Last liege; oder, ob der Beschädigte aus Schonung
des Beschädigers die Vertheidigung unterlassen habe;
oder endlich, mit Rücksicht auf das Vermögen des Be-
schädigers und des Beschädigten, auf den ganzen Er-
satz, oder doch einen billigen Theil desselben erken-
nen.

4. durch Zufall;
§ 1311. Der bloße Zufall trifft denjenigen, in dessen

Vermögen oder Person er sich ereignet. Hat aber je-
mand den Zufall durch ein Verschulden veranlaßt; hat
er ein Gesetz, das den zufälligen Beschädigungen vor-
zubeugen sucht, übertreten; oder sich ohne Noth in
fremde Geschäfte gemengt, so haftet er für allen
Nachtheil, welcher außer dem nicht erfolgt wäre.

§ 1312. Wer in einem Nothfalle jemanden einen
Dienst geleistet hat, dem wird der Schade, welchen er
nicht verhüthet hat, nicht zugerechnet; es wäre denn,
daß er einen Anderen, der noch mehr geleistet haben
würde, durch seine Schuld daran verhindert hätte.
Aber auch in diesem Falle kann er den sicher ver-
schafften Nutzen gegen den verursachten Schaden in
Rechnung bringen.

5) durch fremde Handlungen;
§ 1313. Für fremde, widerrechtliche Handlungen,

woran jemand keinen Theil genommen hat, ist er in
der Regel auch nicht verantwortlich. Selbst in den Fäl-
len, wo die Gesetze das Gegentheil anordnen, bleibt
ihm der Rückersatz gegen den Schuldtragenden vor-
behalten.

§ 1313a. Wer einem andern zu einer Leistung ver-
pflichtet ist, haftet ihm für das Verschulden seines ge-
setzlichen Vertreters sowie der Personen, deren er sich
zur Erfüllung bedient, wie für sein eigenes.

§ 1314. Wer eine Dienstperson ohne Zeugnis auf-
nimmt oder wissentlich eine durch ihre Leibes- oder
Gemütsbeschaffenheit gefährliche Person im Dienste
behält oder ihr Aufenthalt gibt, haftet dem Hausherrn
und den Hausgenossen für den Ersatz des durch die
gefährliche Beschaffenheit dieser Personen verursach-
ten Schadens.

§ 1315. Überhaupt haftet derjenige, welcher sich ei-
ner untüchtigen oder wissentlich einer gefährlichen
Person zur Besorgung seiner Angelegenheiten be-
dient, für den Schaden, den sie in dieser Eigenschaft
einem Dritten zufügt.

§ 1316. Gastwirte, die Fremde beherbergen, sowie
die anderen in § 970 bezeichneten Personen, ferner
Fuhrleute haften für den Schaden, welchen ihre eige-
nen oder die von ihnen zugewiesenen Dienstpersonen
an den eingebrachten oder übernommenen Sachen ei-
nem Gast oder Reisenden in ihrem Hause, ihrer An-
stalt oder ihrem Fahrzeuge verursachen.

§ 1317. In wie fern bey öffentlichen Versendungs-
anstalten für den Schaden eine Haftung übernommen
werde, bestimmen die besonderen Vorschriften.

§ 1318. Wird jemand durch das Herabfallen einer
gefährlich aufgehängten oder gestellten Sache, oder
durch Herauswerfen oder Herausgießen aus einer
Wohnung beschädiget; so haftet derjenige, aus dessen
Wohnung geworfen oder gegossen worden, oder die
Sache herabgefallen ist, für den Schaden.

6. Durch ein Bauwerk
§ 1319. Wird durch Einsturz oder Ablösung von Tei-

len eines Gebäudes oder eines anderen auf einem
Grundstück aufgeführten Werkes jemand verletzt oder
sonst ein Schaden verursacht, so ist der Besitzer des
Gebäudes oder Werkes zum Ersatze verpflichtet, wenn
die Ereignung die Folge der mangelhaften Beschaf-
fenheit des Werkes ist und er nicht beweist, daß er alle
zur Abwendung der Gefahr erforderliche Sorgfalt an-
gewendet habe.
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6a. durch einen Weg;
§ 1319a. (1) Wird durch den mangelhaften Zustand

eines Weges ein Mensch getötet, an seinem Körper
oder an seiner Gesundheit verletzt oder eine Sache be-
schädigt, so haftet derjenige für den Ersatz des Scha-
dens, der für den ordnungsgemäßen Zustand des We-
ges als Halter verantwortlich ist, sofern er oder einer
seiner Leute den Mangel vorsätzlich oder grobfahr-
lässig verschuldet hat. Ist der Schaden bei einer un-
erlaubten, besonders auch widmungswidrigen, Benüt-
zung des Weges entstanden und ist die Unerlaubtheit
dem Benützer entweder nach der Art des Weges oder
durch entsprechende Verbotszeichen, eine Abschran-
kung oder eine sonstige Absperrung des Weges er-
kennbar gewesen, so kann sich der Geschädigte auf
den mangelhaften Zustand des Weges nicht berufen.

(2) Ein Weg im Sinn des Abs. 1 ist eine Landfläche,
die von jedermann unter den gleichen Bedingungen
für den Verkehr jeder Art oder für bestimmte Arten
des Verkehres benützt werden darf, auch wenn sie nur
für einen eingeschränkten Benützerkreis bestimmt ist;
zu einem Weg gehören auch die in seinem Zug befind-
lichen und dem Verkehr dienenden Anlagen, wie be-
sonders Brücken, Stützmauern, Futtermauern, Durch-
lässe, Gräben und Pflanzungen. Ob der Zustand eines
Weges mangelhaft ist, richtet sich danach, was nach
der Art des Weges, besonders nach seiner Widmung,
für seine Anlage und Betreuung angemessen und zu-
mutbar ist.

(3) Ist der mangelhafte Zustand durch Leute des
Haftpflichtigen verschuldet worden, so haften auch sie
nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit.

7. Durch ein Tier
§ 1320. (1) Wird jemand durch ein Tier beschädigt,

so ist derjenige dafür verantwortlich, der es dazu ange-
trieben, gereizt oder zu verwahren vernachlässigt hat.
Derjenige, der das Tier hält, ist verantwortlich, wenn
er nicht beweist, daß er für die erforderliche Verwah-
rung oder Beaufsichtigung gesorgt hatte.

(2) In der Alm- und Weidewirtschaft kann der Halter
bei Beurteilung der Frage, welche Verwahrung erfor-
derlich ist, auf anerkannte Standards der Tierhaltung
zurückgreifen. Andernfalls hat er die im Hinblick auf
die ihm bekannte Gefährlichkeit der Tiere, die ihm zu-
mutbaren Möglichkeiten zur Vermeidung solcher Ge-
fahren und die erwartbare Eigenverantwortung ande-
rer Personen gebotenen Maßnahmen zu ergreifen. Die
erwartbare Eigenverantwortung der Besucher von Al-
men und Weiden richtet sich nach den durch die Alm-
und Weidewirtschaft drohenden Gefahren, der Ver-
kehrsübung und anwendbaren Verhaltensregeln.

§ 1321. Wer auf seinem Grund und Boden fremdes
Vieh antrifft, ist deßwegen noch nicht berechtiget, es
zu töten. Er kann es durch anpassende Gewalt verja-
gen, oder wenn er dadurch Schaden gelitten hat, das
Recht der Privat-Pfändung über so viele Stücke Vie-
hes ausüben, als zu seiner Entschädigung hinreichet.
Doch muß er binnen acht Tagen sich mit dem Eigen-
thümer abfinden, oder seine Klage vor den Richter

bringen; widrigen Falls aber das gepfändete Vieh zu-
rückstellen.

§ 1322. Das gepfändete Vieh muß auch zurückge-
stellet werden, wenn der Eigenthümer eine andere an-
gemessene Sicherheit leistet.

Arten des Schadenersatzes.
§ 1323. Um den Ersatz eines verursachten Schadens

zu leisten, muß Alles in den vorigen Stand zurückver-
setzt, oder, wenn dieses nicht thunlich ist, der Schät-
zungswerth vergütet werden. Betrifft der Ersatz nur
den erlittenen Schaden, so wird er eigentlich eine
Schadloshaltung; wofern er sich aber auch auf den ent-
gangenen Gewinn und die Tilgung der verursachten
Beleidigung erstreckt, volle Genugthuung genannt.

§ 1324. In dem Falle eines aus böser Absicht oder
aus einer auffallenden Sorglosigkeit verursachten
Schadens ist der Beschädigte volle Genugthung
(Anm.: richtig: Genugthuung); in den übrigen Fällen
aber nur die eigentliche Schadloshaltung zu fordern
berechtiget. Hiernach ist in den Fällen, wo im Gesetze
der allgemeine Ausdruck: Ersatz, vorkommt, zu beurt-
heilen, welche Art des Ersatzes zu leisten sey.

Insbesondere

1) bey Verletzungen an dem Körper;
§ 1325. Wer jemanden an seinem Körper verletzet,

bestreitet die Heilungskosten des Verletzten; ersetzet
ihm den entgangenen, oder wenn der Beschädigte zum
Erwerb unfähig wird, auch den künftig entgehenden
Verdienst und bezahlt ihm auf Verlangen überdieß ein
den erhobenen Umständen angemessenes Schmerzen-
geld.

§ 1326. Ist die verletzte Person durch die Mißhand-
lung verunstaltet worden; so muß, zumahl wenn sie
weiblichen Geschlechtes ist, in so fern auf diesen Um-
stand Rücksicht genommen werden, als ihr besseres
Fortkommen dadurch verhindert werden kann.

§ 1327. Erfolgt aus einer körperlichen Verletzung
der Tod, so müssen nicht nur alle Kosten, sondern
auch den Hinterbliebenen, für deren Unterhalt der Ge-
tötete nach dem Gesetze zu sorgen hatte, das, was ih-
nen dadurch entgangen ist, ersetzt werden.

1a. an der geschlechtlichen Selbstbestimmung
§ 1328. Wer jemanden durch eine strafbare Hand-

lung oder sonst durch Hinterlist, Drohung oder Aus-
nutzung eines Abhängigkeits- oder Autoritätsverhält-
nisses zur Beiwohnung oder sonst zu geschlechtlichen
Handlungen mißbraucht, hat ihm den erlittenen Scha-
den und den entgangenen Gewinn zu ersetzen sowie
eine angemessene Entschädigung für die erlittene Be-
einträchtigung zu leisten.

1b. am Recht auf Wahrung der Privatsphäre
§ 1328a. (1) Wer rechtswidrig und schuldhaft in die

Privatsphäre eines Menschen eingreift oder Umstände
aus der Privatsphäre eines Menschen offenbart oder
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verwertet, hat ihm den dadurch entstandenen Schaden
zu ersetzen. Bei erheblichen Verletzungen der Privat-
sphäre, etwa wenn Umstände daraus in einer Weise
verwertet werden, die geeignet ist, den Menschen in
der Öffentlichkeit bloßzustellen, umfasst der Ersatzan-
spruch auch eine Entschädigung für die erlittene per-
sönliche Beeinträchtigung.

(2) Abs. 1 ist nicht anzuwenden, sofern eine Verlet-
zung der Privatsphäre nach besonderen Bestimmun-
gen zu beurteilen ist. Die Verantwortung für Verlet-
zungen der Privatsphäre durch Medien richtet sich al-
lein nach den Bestimmungen des Mediengesetzes,
BGBl. Nr. 314/1981, in der jeweils geltenden Fas-
sung.

2) an der persönlichen Freyheit;
§ 1329. Wer jemanden durch gewaltsame Entfüh-

rung, durch Privatgefangennehmung oder vorsätzlich
durch einen widerrechtlichen Arrest seiner Freiheit
beraubt, ist verpflichtet, dem Verletzten die vorige
Freiheit zu verschaffen und volle Genugtuung zu leis-
ten. Kann er ihm die Freiheit nicht mehr verschaffen,
so muß er den Hinterbliebenen, wie bei der Tötung,
Ersatz leisten.

3) an der Ehre;
§ 1330. (1) Wenn jemandem durch Ehrenbeleidi-

gung ein wirklicher Schade oder Entgang des Gewin-
nes verursacht worden ist, so ist er berechtigt, den Er-
satz zu fordern.

(2) Dies gilt auch, wenn jemand Tatsachen verbrei-
tet, die den Kredit, den Erwerb oder das Fortkommen
eines anderen gefährden und deren Unwahrheit er
kannte oder kennen mußte. In diesem Falle kann auch
der Widerruf und die Veröffentlichung desselben ver-
langt werden. Für eine nicht öffentlich vorgebrachte
Mitteilung, deren Unwahrheit der Mitteilende nicht
kennt, haftet er nicht, wenn er oder der Empfänger der
Mitteilung an ihr ein berechtigtes Interesse hatte.

4) an dem Vermögen.
§ 1331. Wird jemand an seinem Vermögen vorsätz-

lich oder durch auffallende Sorglosigkeit eines Ande-
ren beschädiget; so ist er auch den entgangenen Ge-
winn, und, wen der Schade vermittelst einer durch ein
Strafgesetz verbothenen Handlung oder aus Muthwil-
len und Schadenfreude verursachet worden ist, den
Werth der besonderen Vorliebe zu fordern berechtiget.

§ 1332. Der Schade, welcher aus einem minderen
Grade des Versehens oder der Nachlässigkeit verursa-
chet worden ist, wird nach dem gemeinen Werthe, den
die Sache zur Zeit der Beschädigung hatte, ersetzet.

§ 1332a. Wird ein Tier verletzt, so gebühren die tat-
sächlich aufgewendeten Kosten der Heilung oder der
versuchten Heilung auch dann, wenn sie den Wert des
Tieres übersteigen, soweit auch ein verständiger Tier-
halter in der Lage des Geschädigten diese Kosten auf-
gewendet hätte.

Besonders durch die Verzögerung der Zahlung.

Gesetzliche Zinsen und weitere Schäden
§ 1333. (1) Der Schaden, den der Schuldner seinem

Gläubiger durch die Verzögerung der Zahlung einer
Geldforderung zugefügt hat, wird durch die gesetzli-
chen Zinsen (§ 1000 Abs. 1) vergütet.

(2) Der Gläubiger kann außer den gesetzlichen Zin-
sen auch den Ersatz anderer, vom Schuldner verschul-
deter und ihm erwachsener Schäden geltend machen,
insbesondere die notwendigen Kosten zweckentspre-
chender außergerichtlicher Betreibungs- oder Einbrin-
gungsmaßnahmen, soweit diese in einem angemesse-
nen Verhältnis zur betriebenen Forderung stehen.

§ 1334. Eine Verzögerung fällt einem Schuldner zur
Last, wenn er den durch Gesetz oder Vertrag bestimm-
ten Zahlungstag nicht einhält. Sofern die Parteien
nicht anderes vereinbart haben, hat der Schuldner sei-
ne Leistung bei vertragsgemäßer Erbringung der Ge-
genleistung ohne unnötigen Aufschub nach der Er-
füllung durch den Gläubiger oder, wenn die Parteien
ein solches Verfahren vereinbart haben, nach der Ab-
nahme oder Überprüfung der Leistung des Gläubigers
oder, wenn die Forderung der Höhe nach noch nicht
feststeht, nach dem Eingang der Rechnung oder einer
gleichwertigen Zahlungsaufforderung zu erbringen.
Ist die Zahlungszeit sonst nicht bestimmt, so trägt der
Schuldner die Folgen der Zahlungsverzögerung, wenn
er sich nach dem Tag der gerichtlichen oder außerge-
richtlichen Einmahnung nicht mit dem Gläubiger ab-
gefunden hat.

§ 1335. Hat der Gläubiger die Zinsen ohne gericht-
liche Einmahnung bis auf den Betrag der Hauptschuld
steigen lassen, so erlischt das Recht, vom Kapital wei-
tere Zinsen zu fordern. Vom Tag der Streitanhängig-
keit an können jedoch neuerdings Zinsen verlangt
werden.

Bedingung des Vergütungsvertrages (Conventio-
nal-Strafe).

§ 1336. (1) Die vertragschließenden Teile können
eine besondere Übereinkunft treffen, daß auf den Fall
des entweder gar nicht oder nicht auf gehörige Art
oder zu spät erfüllten Versprechens ein bestimmter
Geld- oder anderer Betrag entrichtet werden solle
(§ 912). Der Schuldner erlangt mangels besonderer
Vereinbarung nicht das Recht, sich durch Bezahlung
des Vergütungsbetrages von der Erfüllung zu befreien.
Wurde die Konventionalstrafe für die Nichteinhaltung
der Erfüllungszeit oder des Erfüllungsortes verspro-
chen, so kann sie neben der Erfüllung gefordert wer-
den.

(2) In allen Fällen ist der Vergütungsbetrag, wenn er
vom Schuldner als übermäßig erwiesen wird, von dem
Richter, allenfalls nach Einvernehmung von Sachver-
ständigen, zu mäßigen.

(3) Der Gläubiger kann neben einer Konventional-
strafe den Ersatz eines diese übersteigenden Schadens
geltend machen. Ist der Schuldner ein Verbraucher im

§ 1329 - § 1336 | 1. ABGB

- 9 -

ABGB



Sinne des § 1 Abs. 1 Z 2 und Abs. 3 KSchG, so muss
dies im Einzelnen ausgehandelt werden.

Verbindlichkeit der Erben des Beschädigers.
§ 1337. Die Verbindlichkeit zum Ersatze des Scha-

dens und des entgangenen Gewinnes, oder zur Ent-
richtung des bedungenen Vergütungsbetrages haftet
auf dem Vermögen, und geht auf die Erben über.

Rechtsmittel der Entschädigung.
§ 1338. Das Recht zum Schadenersatze muß in der

Regel, wie jedes andere Privat-Recht, bey dem ordent-
lichen Richter angebracht werden. Hat der Beschädi-
ger zugleich ein Strafgesetz übertreten; so trifft ihn
auch die verhängte Strafe. Die Verhandlung über den
Schadensersatz aber gehöret auch in diesem Falle, in
sofern sie nicht durch die Strafgesetze dem Strafge-
richte oder der politischen Behörde aufgetragen ist, zu
dem Civil-Gerichte.

§ 1340. Diese Behörden haben in dem Falle, daß
sich die Entschädigung unmittelbar bestimmen läßt,
sogleich darüber nach den in diesem Hauptstücke ert-
heilten Vorschriften zu erkennen. Wenn aber der Er-
satz des Schadens nicht unmittelbar bestimmt werden
kann, ist in dem Erkenntnisse überhaupt auszudrü-
cken, daß dem Beschädigtem die Entschädigung im
Wege Rechtens zu suchen vorbehalten bleibe. Dieser
Weg ist auch in Criminal-Fällen dem Beschädigten,
und in anderen Fällen beyden Theilen dann vorbehal-
ten, wenn sie mit der von der Strafbehörde erfolgten
Bestimmung des Ersatzes sich nicht befriedigen woll-
ten.

§ 1341. Gegen das Verschulden eines Richters be-
schwert man sich bey der höheren Behörde. Diese un-
tersuchet und beurtheilet die Beschwerde von Amts
wegen.

[...]

Viertes Hauptstück.

Von der Verjährung und Ersitzung.

Verjährung.
§ 1451. Die Verjährung ist der Verlust eines Rechtes,

welches während der von dem Gesetze bestimmten
Zeit nicht ausgeübt worden ist.

Ersitzung.
§ 1452. Wird das verjährte Recht vermöge des ge-

setzlichen Besitzes zugleich auf jemand Andern über-
tragen; so heißt es ein ersessenes Recht, und die Er-
werbungsart Ersitzung.

Wer verjähren und ersitzen kann.
§ 1453. Jeder, der sonst zu erwerben fähig ist, kann

auch ein Eigenthum oder andere Rechte durch Ersit-
zung erwerben.

Gegen wen;
§ 1454. Die Verjährung und Ersitzung kann gegen

alle Privat-Personen, welche ihre Rechte selbst aus-
zuüben fähig sind, Statt finden. Gegen Minderjährige
und volljährige Personen, wenn diese aufgrund einer
psychischen Krankheit oder einer vergleichbaren Be-
einträchtigung ihrer Entscheidungsfähigkeit an der
Durchsetzung ihrer Rechte gehindert sind; gegen Kir-
chen, Gemeinden und andere moralische Körper; ge-
gen Verwalter des öffentlichen Vermögens und gegen
diejenigen, welche ohne ihr Verschulden abwesend
sind, wird sie nur unter den unten (§§. 1494, 1472 und
1475) folgenden Beschränkungen gestattet.

Welche Gegenstände.
§ 1455. Was sich erwerben läßt, kann auch ersessen

werden. Sachen hingegen, welche man vermöge ihrer
wesentlichen Beschaffenheit, oder vermöge der Geset-
ze nicht besitzen kann; ferner Sachen und Rechte, wel-
che schlechterdings unveräußerlich sind, sind kein Ge-
genstand der Ersitzung.

§ 1456. Aus diesem Grunde können weder die dem
Staatsoberhaupte als solchem allein zukommenden
Rechte, z. B. das Recht, Zölle anzulegen, Münzen zu
prägen, Steuern auszuschreiben, und andere Hoheits-
rechte (Regalien) durch Ersitzung erworben, noch die
diesen Rechten entsprechenden Schuldigkeiten ver-
jährt werden.

§ 1457. Andere dem Staatsoberhaupte zukommen-
de, doch nicht ausschließend vorbehaltene Rechte,
z. B. auf Waldungen, Jagden, Fischereyen u. d.gl.,
können zwar überhaupt von andern Staatsbürgern,
doch nur binnen einem längern als dem gewöhnlichen
Zeitraume (§. 1472) ersessen werden.

§ 1458. Die Rechte eines Ehegatten, eines eingetra-
genen Partners, der Eltern, eines Kindes und andere
Personenrechte sind kein Gegenstand der Ersitzung.
Doch kommt denjenigen, welche dergleichen Rechte
redlicher Weise ausüben, die schuldlose Unwissenheit
zur einstweiligen Behauptung und Ausübung ihrer
vermeinten Rechte zustatten.

§ 1459. Die Rechte eines Menschen über seine
Handlungen und über sein Eigenthum, z. B. eine Waa-
re da oder dort zu kaufen, seine Wiesen oder sein Was-
ser zu benutzen, unterliegen, außer dem Falle, daß das
Gesetz mit der binnen einem Zeitraume unterlasse-
nen Ausübung ausdrücklich den Verlust derselben ver-
knüpfet, keiner Verjährung. Hat aber eine Person der
andern die Ausübung eines solchen Rechtes untersagt,
oder sie daran verhindert; so fängt der Besitz des Un-
tersagungsrechtes von Seite der Einen gegen die Frey-
heit der Andern von dem Augenblicke an, als sich die-
se dem Verbothe, oder der Verhinderung gefüget hat,
und es wird dadurch, wenn alle übrige Erfordernisse
eintreffen, die Verjährung oder die Ersitzung bewirket
(§§.. 313 u. 351).
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Erfordernisse zur Ersitzung:

1) Besitz;
§ 1460. Zur Ersitzung wird nebst der Fähigkeit der

Person und des Gegenstandes erfordert: daß jemand
die Sache oder das Recht, die auf diese Art erworben
werden sollen, wirklich besitze; daß sein Besitz recht-
mäßig, redlich und echt sey, und durch die ganze von
dem Gesetze bestimmte Zeit fortgesetzt werde. (§.
309, 316, 326 und 345).

Und zwar a) ein rechtmäßiger;
§ 1461. Jeder Besitz, der sich auf einen solchen Titel

gründet, welcher zur Uebernahme des Eigenthumes,
wenn solches dem Uebergeber gebührt hätte, hinläng-
lich gewesen wäre, ist rechtmäßig und zur Ersitzung
hinreichend. Dergleichen sind, z. B. das Vermächtniß,
die Schenkung, das Darleihen, der Kauf und Verkauf,
der Tausch, die Zahlung, u.s.w.

§ 1462. Verpfändete, geliehene, in Verwahrung,
oder zur Fruchtnießung gegebene Sachen können von
Gläubigern, Entlehnern und Verwahrern oder Frucht-
nießern, aus Mangel eines rechtmäßigen Titels, nie-
mahls ersessen werden. Ihre Erben stellen die Verstor-
benen vor, und haben nicht mehr Titel als dieselben.
Nur dem dritten rechtmäßigen Besitzer kann die Ersit-
zungszeit zu Statten kommen.

b) redlicher,
§ 1463. Der Besitz muß redlich seyn. Die Unredlich-

keit des vorigen Besitzers hindert aber einen redlichen
Nachfolger oder Erben nicht, die Ersitzung von dem
Tage seines Besitzes anzufangen (§. 1493).

c) echter.
§ 1464. Der Besitz muß auch echt seyn. Wenn je-

mand sich einer Sache mit Gewalt oder List bemächti-
get, oder in den Besitz heimlich einschleicht, oder eine
Sache nur bittweise besitzt; so kann weder er selbst,
noch können seine Erben dieselbe verjähren.

2) Verlauf der Zeit.
§ 1465. Zur Ersitzung und Verjährung ist auch der

in dem Gesetze vorgeschriebene Verlauf der Zeit not-
hwendig. Außer dem durch die Gesetze für einige be-
sondere Fälle festgesetzten Zeitraume, wird hier das in
allen übrigen Fällen zur Ersitzung oder Verjährung nö-
thige Zeitmaß überhaupt bestimmt. Es kommt dabey
sowohl auf die Verschiedenheit der Rechte und der Sa-
chen, als der Personen an.

Ersitzungszeit. Ordentliche;
§ 1466. Das Eigenthumsrecht, dessen Gegenstand

eine bewegliche Sache ist, wird durch einen dreyjähri-
gen rechtlichen Besitz ersessen.

§ 1468. Wo noch keine ordentlichen öffentlichen
Bücher eingeführt sind, und die Erwerbung unbeweg-
licher Sachen aus den Gerichts-Acten und andern Ur-
kunden zu erweisen ist, oder wenn die Sache auf den

Nahmen desjenigen, der die Besitzrechte darüber aus-
übet, nicht eingetragen ist; wird die Ersitzung erst
nach dreyßig Jahren vollendet.

§ 1470. Wo noch keine ordentlichen öffentlichen
Bücher bestehen, oder ein solches Recht denselben
nicht einverleibt ist, kann es der redliche Inhaber erst
nach dreyßig Jahren ersitzen.

§ 1471. Bey Rechten, die selten ausgeübt werden
können, z. B. bey dem Rechte, eine Pfründe zu verge-
ben, oder jemanden bey Herstellung einer Brücke zum
Beytrage anzuhalten, muß derjenige, welcher die Er-
sitzung behauptet, nebst einem Verlaufe von dreyßig
Jahren, zugleich erweisen, daß der Fall zur Ausübung
binnen dieser Zeit wenigstens drey Mahl sich ergeben,
und er jedes Mahl dieses Recht ausgeübt habe.

Außerordentliche.
§ 1472. Gegen den Fiscus, das ist: gegen die Ver-

walter der Staatsgüter und des Staatsvermögens, in so
weit die Verjährung Platz greift (§§. 287, 289 u. 1456
– 1457), ferner gegen die Verwalter der Güter der Kir-
chen, Gemeinden und anderer erlaubten Körper, reicht
die gemeine ordentliche Ersitzungszeit nicht zu. Der
Besitz beweglicher Sachen, so wie auch der Besitz der
unbeweglichen, oder der darauf ausgeübten Dienst-
barkeiten und anderer Rechte, wenn sie auf den Nah-
men des Besitzers den öffentlichen Büchern einver-
leibt sind, muß durch sechs Jahre fortgesetzt werden.
Rechte solcher Art, die auf den Nahmen des Besitzers
in die öffentlichen Bücher nicht einverleibt sind, und
alle übrige Rechte lassen sich gegen den Fiscus und
die hier angeführten begünstigten Personen nur durch
den Besitz von vierzig Jahren erwerben.

§ 1473. Wer mit einer von dem Gesetze in Ansehung
der Verjährungszeit begünstigten Person in Gemein-
schaft steht, dem kommt die nähmliche Begünstigung
zu Statten. Begünstigungen der längeren Verjährungs-
frist haben auch gegen andere, darin ebenfalls begüns-
tigte Personen ihre Wirkung.

§ 1475. Der Aufenthalt des Eigenthümers außer der
Provinz, in welcher sich die Sache befindet, steht der
ordentliche Ersitzung und Verjährung in so weit ent-
gegen, daß die Zeit einer willkührlichen und schuld-
losen Abwesenheit nur zur Hälfte, folglich ein Jahr
nur für sechs Monathe gerechnet wird. Doch soll auf
kurze Zeiträume der Abwesenheit, welche durch kein
volles Jahr ununterbrochen gedauert haben, nicht Be-
dacht genommen, und überhaupt die Zeit nie weiter
als bis auf dreyßig Jahre zusammen ausgedehnet wer-
den. Schuldbare Abwesenheit genießt keine Ausnah-
me von der ordentlichen Verjährungszeit.

§ 1476. Auch derjenige, welcher eine bewegliche
Sache unmittelbar von einem unechten oder von ei-
nem unredlichen Besitzer an sich gebracht hat, oder
seinen Vormann anzugeben nicht vermag; muß den
Verlauf der sonst ordentlichen Ersitzungszeit doppelt
abwarten.

§ 1477. Wer die Ersitzung auf einen Zeitraum von
dreyßig oder vierzig Jahren stützt, bedarf keiner Anga-
be des rechtmäßigen Titels. Die gegen ihn erwiesene
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Unredlichkeit des Besitzes schließt aber auch in die-
sem längeren Zeitraume die Ersitzung aus.

Verjährungszeit. Allgemeine.
§ 1478. In so fern jede Ersitzung eine Verjährung

in sich begreift, werden beyde mit den vorgeschrie-
benen Erfordernissen in Einem Zeitraume vollendet.
Zur eigentlichen Verjährung aber ist der bloße Nicht-
gebrauch eines Rechtes, das an sich schon hätte ausge-
übt werden können, durch dreyßig Jahre hinlänglich.

§ 1479. Alle Rechte gegen einen Dritten, sie mögen
den öffentlichen Büchern einverleibt seyn oder nicht,
erlöschen also in der Regel längstens durch den drey-
ßigjährigen Nichtgebrauch, oder durch ein so lange
Zeit beobachtetes Stillschweigen.

§ 1480. Forderungen von rückständigen jährlichen
Leistungen, insbesondere Zinsen, Renten, Unterhalts-
beiträgen, Ausgedingsleistungen, sowie zur Kapitals-
tilgung vereinbarten Annuitäten erlöschen in drei Jah-
ren; das Recht selbst wird durch einen Nichtgebrauch
von dreißig Jahren verjährt.

Ausnahmen:
§ 1481. Die in dem Familien- und überhaupt in dem

Personen-Rechte gegründeten Verbindlichkeiten, z. B.
den Kindern den unentbehrlichen Unterhalt zu ver-
schaffen, so wie diejenigen, welche dem oben (§.
1459) angeführten Rechte, mit seinem Eigenthume
frey zu schalten, zusagen, z. B. die Verbindlichkeit,
die Theilung einer gemeinschaftlichen Sache oder die
Gränzbestimmung vornehmen zu lassen, können nicht
verjährt werden.

§ 1482. Auf gleiche Weise wird derjenige, welcher
ein Recht auf einem fremden Grunde in Ansehung des
Ganzen oder auf verschiedene beliebige Arten aus-
üben konnte, bloß dadurch, daß er es durch noch so
lange Zeit nur auf einem Theile des Grundes oder nur
auf eine bestimmte Weise ausübte, in seinem Rechte
nicht eingeschränkt; sondern die Beschränkung muß
durch Erwerbung oder Ersitzung des Untersagungs-
oder Hinderungsrechtes bewirkt werden (§. 351).
Eben dieses ist auch auf den Fall anzuwenden, wenn
jemand ein gegen alle Mitglieder einer Gemeinde zu-
stehendes Recht bisher nur gegen gewisse Mitglieder
derselben ausgeübt hat.

§ 1483. So lange der Gläubiger das Pfand in Händen
hat, kann ihm die unterlassene Ausübung des Pfand-
rechtes nicht eingewendet und das Pfandrecht nicht
verjährt werden. Auch das Recht des Schuldners, sein
Pfand einzulösen, bleibt unverjährt. In so fern aber die
Forderung den Werth des Pfandes übersteigt, kann sie
inzwischen durch Verjährung erlöschen.

§ 1484. Zur Verjährung solcher Rechte, die nur sel-
ten ausgeübt werden können, wird erfordert, daß wäh-
rend der Verjährungszeit von dreyßig Jahren von drey
Gelegenheiten, ein solches Recht auszuüben, kein Ge-
brauch gemacht worden sey (§. 1471).

§ 1485. (1) In Rücksicht der in dem § 1472 begüns-
tigten Personen werden, wie zur Ersitzung, also auch
zur Verjährung, vierzig Jahre erfordert.

(2) Die allgemeine Regel, daß ein Recht wegen des
Nichtgebrauches erst nach Verlauf von dreißig oder
vierzig Jahren verloren gehe, ist nur auf diejenigen
Fälle anwendbar, für welche das Gesetz nicht einen
kürzeren Zeitraum ausgemessen hat (§ 1465).

Besondere Verjährungszeit
§ 1486. In drei Jahren sind verjährt: die Forderungen

1. für Lieferung von Sachen oder Ausführung von Ar-
beiten oder sonstige Leistungen in einem gewerb-
lichen, kaufmännischen oder sonstigen geschäftli-
chen Betriebe;

2. für Lieferung land- und forstwirtschaftlicher Er-
zeugnisse in einem Betriebe der Land- und Forst-
wirtschaft;

3. für die Übernahme zur Beköstigung, Pflege, Hei-
lung, zur Erziehung oder zum Unterricht durch Per-
sonen, die sich damit befassen, oder in Anstalten,
die diesem Zwecke dienen;

4. von Miet- und Pachtzinsen;

5. der Dienstnehmer wegen des Entgelts und des Aus-
lagenersatzes aus den Dienstverträgen von Hilfsar-
beitern, Taglöhnern, Dienstboten und allen Privat-
bediensteten, sowie der Dienstgeber wegen der auf
solche Forderungen gewährten Vorschüsse;

6. der Ärzte, Tierärzte, Hebammen, der Privatlehrer,
der Rechtsanwälte, Notare, Patentanwälte und aller
anderen zur Besorgung gewisser Angelegenheiten
öffentlich bestellten Personen wegen Entlohnung
ihrer Leistungen und Ersatzes ihrer Auslagen, sowie
der Parteien wegen der Vorschüsse an diese Perso-
nen;

7. von Ausstattungen.
§ 1486a. Der Anspruch eines Ehegatten auf Abgel-

tung seiner Mitwirkung im Erwerb des anderen (§ 98)
verjährt in sechs Jahren vom Ende des Monats, in dem
die Leistung erbracht worden ist.

§ 1487. Die Rechte, eine Schenkung wegen Un-
dankbarkeit des Beschenkten zu widerrufen einen ent-
geltlichen Vertrag wegen Verletzung über die Hälfte
aufzuheben, oder die vorgenommene Teilung eines
gemeinschaftlichen Gutes zu bestreiten; und die For-
derung wegen einer bei dem Vertrage unterlaufenen
Furcht oder eines Irrtums, wobei sich der andere ver-
tragmachende Teil keiner List schuldig gemacht hat,
müssen binnen drei Jahren geltend gemacht werden.
Nach Verlauf dieser Zeit sind sie verjährt.

Verjährung erbrechtlicher Ansprüche
§ 1487a. (1) Das Recht, eine Erklärung des letzten

Willens umzustoßen, den Geldpflichtteil zu fordern,
letztwillige Bedingungen oder Belastungen von Zu-
wendungen anzufechten, nach erfolgter Einantwor-
tung ein besseres oder gleiches Recht geltend zu ma-
chen, den Geschenknehmer wegen Verkürzung des
Pflichtteils in Anspruch zu nehmen oder sonstige
Rechte aus einem Geschäft von Todes wegen zu for-
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dern, muss binnen drei Jahren ab Kenntnis der für
das Bestehen des Anspruchs maßgebenden Tatsachen
gerichtlich geltend gemacht werden. Unabhängig von
dieser Kenntnis verjähren diese Rechte dreißig Jahre
nach dem Tod des Verstorbenen.

(2) Abs. 1 gilt sinngemäß für die Aneignung durch
den Bund.

§ 1488. Das Recht der Dienstbarkeit wird durch den
Nichtgebrauch verjährt, wenn sich der verpflichtete
Theil der Ausübung der Servitut widersetzt, und der
Berechtigte durch drey auf einander folgende Jahre
sein Recht nicht geltend gemacht hat.

§ 1489. Jede Entschädigungsklage ist in drei Jahren
von der Zeit an verjährt, zu welcher der Schade und
die Person des Beschädigers dem Beschädigten be-
kannt wurde, der Schade mag durch Übertretung einer
Vertragspflicht oder ohne Beziehung auf einen Vertrag
verursacht worden sein. Ist dem Beschädigten der
Schade oder die Person des Beschädigers nicht be-
kannt geworden oder ist der Schade aus einer oder
mehreren gerichtlich strafbaren Handlungen, die nur
vorsätzlich begangen werden können und mit mehr als
einjähriger Freiheitsstrafe bedroht sind, entstanden, so
erlischt das Klagerecht nur nach dreißig Jahren.

§ 1490. (1) Klagen über Ehrenbeleidigungen, die le-
diglich in Beschimpfungen durch Worte, Schriften
oder Geberden bestehen, können nach Verlauf eines
Jahres nicht mehr erhoben werden. Besteht aber die
Beleidigung in Tätlichkeiten, so dauert das Klagerecht
auf Genugtuung durch drei Jahre.

(2) Auf Schadenersatzklagen wegen Gefährdung des
Kredits, des Erwerbes oder des Fortkommens eines
andern durch Verbreitung unwahrer Tatsachen sind die
Vorschriften des § 1489 anzuwenden.

§ 1491. Einige Rechte sind von den Gesetzen auf ei-
ne noch kürzere Zeit eingeschränkt. Hierüber kommen
die Vorschriften an den Orten, wo diese Rechte abge-
handelt werden, vor.

§ 1492. Wie lange das Wechselrecht einem Wechsel-
briefe zu Statten komme, ist in der Wechselordnung
bestimmt.

Einrechnung der Verjährungszeit des Vorfahrers.
§ 1493. Wer eine Sache von einem rechtmäßigen

und redlichen Besitzer redlich übernimmt, der ist als
Nachfolger berechtiget, die Ersitzungszeit seines Vor-
fahrers mit einzurechnen (§. 1463). Eben dieses gilt
auch von der Verjährungszeit. Bey einer Ersitzung von
dreyßig oder vierzig Jahren findet diese Einrechnung
auch ohne einen rechtmäßigen Titel, und bey der ei-
gentlichen Verjährung selbst ohne guten Glauben,
oder schuldlose Unwissenheit Statt.

Hemmung der Verjährung.
§ 1494. (1) Ist eine volljährige Person aufgrund ei-

ner psychischen Krankheit oder einer vergleichbaren
Beeinträchtigung ihrer Entscheidungsfähigkeit an der
Durchsetzung ihrer Rechte gehindert, so beginnt die
Ersitzungs- oder Verjährungszeit erst zu laufen, wenn

sie die Entscheidungsfähigkeit wieder erlangt oder ein
gesetzlicher Vertreter die Rechte wahrnehmen kann.

(2) Gegen eine minderjährige Person beginnt die Er-
sitzungs- und Verjährungszeit so lange nicht zu laufen,
als sie keinen gesetzlichen Vertreter hat oder ihr ge-
setzlicher Vertreter an der Wahrnehmung ihrer Rech-
te gehindert ist. Unabhängig davon beginnt die Frist
nach § 1489 Satz 2 zweiter Fall vor Vollendung des
achtzehnten Lebensjahres des Geschädigten nicht zu
laufen.

(3) Die einmal angefangene Ersitzungs- oder Ver-
jährungszeit läuft zwar fort; sie kann aber nie früher
als zwei Jahre nach Wegfall der Hindernisse enden.

§ 1495. Auch zwischen Ehegatten oder eingetrage-
nen Partnern sowie zwischen gesetzlichen Vertretern
(§ 1034) und den von ihnen Vertretenen kann, solange
die Ehe, die eingetragene Partnerschaft oder das Ver-
tretungsverhältnis andauert, die Ersitzung oder Ver-
jährung weder anfangen noch fortgesetzt werden. Das
gilt nicht für die Ansprüche eines Ehegatten oder eines
eingetragenen Partners auf Abgeltung der Mitwirkung
im Erwerb des anderen Teils, doch wird die Verjäh-
rung so lange gehemmt, als zwischen den Ehegatten
oder eingetragenen Partnern ein gerichtliches Verfah-
ren zur Entscheidung über einen Anspruch auf Abgel-
tung anhängig ist und gehörig fortgesetzt wird.

§ 1496. Durch Abwesenheit in Civil- oder Kriegs-
diensten, oder durch gänzlichen Stillstand der Rechts-
pflege, z. B. in Pest- oder Kriegszeiten, wird nicht nur
der Anfang, sondern so lange dieses Hinderniß dau-
ert, auch die Fortsetzung der Ersitzung oder Verjäh-
rung gehemmet.

Unterbrechung der Verjährung.
§ 1497. Die Ersitzung sowohl, als die Verjährung

wird unterbrochen, wenn derjenige, welcher sich auf
dieselbe berufen will, vor dem Verlaufe der Verjäh-
rungszeit entweder ausdrücklich oder stillschweigend
das Recht des Andern anerkannt hat; oder wenn er von
dem Berechtigten belangt, und die Klage gehörig fort-
gesetzt wird. Wird aber die Klage durch einen rechts-
kräftigen Spruch für unstatthaft erklärt; so ist die Ver-
jährung für ununterbrochen zu halten.

Wirkung der Ersitzung oder Verjährung.
§ 1498. Wer eine Sache oder ein Recht ersessen hat,

kann gegen den bisherigen Eigenthümer bey dem Ge-
richte die Zuerkennung des Eigenthumes ansuchen,
und das zuerkannte Recht, wofern es einen Gegen-
stand der öffentlichen Bücher ausmacht, den letzteren
einverleiben lassen.

§ 1499. Auf gleiche Art kann nach Verlauf der Ver-
jährung der Verpflichtete die Löschung seiner in den
öffentlichen Büchern eingetragenen Verbindlichkeit,
oder die Nichtigerklärung des dem Berechtigten bis-
her zugestandenen Rechtes und der darüber ausge-
stellten Urkunden erwirken.

§ 1500. Das aus der Ersitzung oder Verjährung er-
worbene Recht kann aber demjenigen, welcher im
Vertrauen auf die öffentlichen Bücher noch vor der
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Einverleibung desselben eine Sache oder ein Recht an
sich gebracht hat, zu keinem Nachtheile gereichen.

§ 1501. Auf die Verjährung ist, ohne Einwendung
der Parteyen, von Amts wegen kein Bedacht zu neh-
men.

Entsagung oder Verlängerung der Verjährung.
§ 1502. Der Verjährung kann weder im voraus ent-

sagt, noch kann eine längere Verjährungsfrist, als
durch die Gesetze bestimmt ist, bedungen werden.

Fünftes Hauptstück

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen
ab 1. Februar 2013

§ 1503. (1) Für das Inkrafttreten des Kindschafts-
und Namensrechts-Änderungsgesetzes 2013,
BGBl. I 15/2013, gilt Folgendes:
1. Das Kindschafts- und Namensrechts-Änderungsge-

setzes 2013 tritt, soweit im Folgenden nichts ande-
res bestimmt ist, mit 1. Februar 2013 in Kraft.

2. Die §§ 93 bis 93c in der Fassung dieses Bundesge-
setzes sind auf Ehegatten anzuwenden, die die Ehe
nach dem 31. März 2013 schließen.

3. Die §§ 148 Abs. 3 und 152 in der Fassung dieses
Bundesgesetzes sind auf zu gerichtlichem Protokoll
erklärte Zustimmungen entsprechend anzuwenden.

4. Die §§ 155 bis 157 in der Fassung dieses Bundes-
gesetzes sind auf Kinder anzuwenden, deren Geburt
oder Annahme an Kindesstatt nach dem 31. März
2013 beurkundet wird. § 139 in der Fassung des
NamRÄG 1995, BGBl. Nr. 25/1995, ist auf Kinder
anzuwenden, deren Geburt vor dem 1. April 2013
beurkundet wird.

5. Ehegatten, die die Ehe vor dem 1. April 2013 ge-
schlossen haben, können ihre Namen ab
dem 1. September 2013 nach den Regeln dieses
Bundesgesetzes bestimmen. Gleichermaßen können
für Kinder, deren Geburt oder Annahme an Kindes-
statt vor diesem Zeitpunkt beurkundet worden ist,
die Namen ab dem 1. September 2013 nach den Re-
geln dieses Bundesgesetzes bestimmt werden.

6. Unbeschadet der Z 6 sind die §§ 93 Abs. 2 und 155
Abs. 2 in der Fassung dieses Bundesgesetzes anzu-
wenden, wenn die Änderung des Familiennamens
des Ehegatten oder der Eltern oder eines Elternteils
nach dem 31. März 2013 beurkundet wird.

7. Rechte und Pflichten zum Gebrauch eines Namens,
die auf Grund eines vor dem 1. April 2013 erfolgten
namensrechtlich bedeutsamen Ereignisses erworben
oder entstanden sind, bleiben unberührt.

8. § 142 samt Überschrift in der Fassung dieses Bun-
desgesetzes ist, außer in vor dem auf die Kund-
machung folgenden Tag anhängig gemachten ge-
richtlichen Verfahren auch auf Anerkenntnisse an-
zuwenden, die vor dem Inkrafttreten des § 142 er-
klärt worden sind. § 142 tritt mit dem auf die Kund-

machung dieses Bundesgesetzes im Bundesgesetz-
blatt folgenden Tag in Kraft.

9. Verordnungen zur Durchführung dieses Bundesge-
setzes können ab dem auf die Kundmachung im
Bundesgesetzblatt folgenden Tag an erlassen wer-
den; sie treten frühestens mit 1. Februar 2013 in
Kraft.

(2) 1. Die §§ 905, 907a, 1417 und 1420 in der Fassung
des Zahlungsverzugsgesetzes, BGBl. I Nr. 50/
2013, sowie die Änderung der Paragraphenbe-
zeichnung des bisherigen § 905a in § 907b und
des bisherigen § 905b in § 905a durch dieses
Bundesgesetz treten mit 16. März 2013 in Kraft.
Die genannten Bestimmungen sind in der Fas-
sung des Zahlungsverzugsgesetzes auf Rechts-
verhältnisse anzuwenden, die ab dem 16. März
2013 begründet werden. Auf Rechtsverhältnis-
se, die vor dem 16. März 2013 begründet wur-
den, sind die bisherigen Bestimmungen weiter
anzuwenden; wenn solche früher begründeten
Rechtsverhältnisse jedoch wiederholte Geldleis-
tungen vorsehen, gelten die neuen Bestimmun-
gen für diejenigen Zahlungen, die ab dem
16. März 2013 fällig werden.

2. § 1100 in der Fassung des Zahlungsverzugsge-
setzes, BGBl. I Nr. 50/2013, tritt mit 16. März
2013 in Kraft und ist in dieser Fassung auch auf
Verträge anzuwenden, die vor diesem Zeitpunkt
geschlossen wurden.

(3) §§ 197, 199 und 201 in der Fassung des Adopti-
onsrechts-Änderungsgesetzes 2013, BGBl. I Nr. 179/
2013, treten mit 1. August 2013 in Kraft. Sie sind in
dieser Fassung auch auf Annahmen an Kindes statt an-
zuwenden, bei denen der schriftliche Vertrag vor dem
31. Juli 2013 geschlossen wurde.

(4) Die §§ 429, 905 und 1420 in der Fassung des
Verbraucherrechte-Richtlinie-Umsetzungsgesetzes,
BGBl. I Nr. 33/2014, treten mit 13. Juni 2014 in Kraft.

(5) Für das Inkrafttreten des GesbR-Reformgeset-
zes, BGBl. I Nr. 83/2014, gilt Folgendes:
1. § 826 und die§§ 1175 bis 1216e in der Fassung des

GesbR-Reformgesetzes treten mit 1. Jänner 2015 in
Kraft. Soweit im Folgenden nichts anderes be-
stimmt ist, sind auf Sachverhalte, die sich vor die-
sem Zeitpunkt ereignet haben, die bisher geltenden
Bestimmungen des 27. Hauptstücks des zweiten
Teils weiter anzuwenden.

2. Unbeschadet des Vorrangs gesellschaftsvertragli-
cher Vereinbarungen (§ 1181 in der Fassung des
GesbR-Reformgesetzes) gelten die §§ 1182 bis
1196, die §§ 1203 bis 1205, die §§ 1208 bis 1211,
§ 1213 und § 1214 Abs. 1 in der Fassung des Ges-
bR-Reformgesetzes ab 1. Juli 2016 für Gesellschaf-
ten bürgerlichen Rechts, die vor dem 1. Jänner 2015
gebildet wurden, wenn bis zum Ablauf des 30. Juni
2016 keiner der Gesellschafter gegenüber den übri-
gen Gesellschaftern erklärt, die Anwendung des zu-
vor geltenden Rechts beibehalten zu wollen.
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3. Ab 1. Jänner 2022 gelten die §§ 1182 bis 1196, die
§§ 1203 bis 1205, die §§ 1208 bis 1211, § 1213 und
§ 1214 Abs. 1 in der Fassung des GesbR-Reformge-
setzes unbeschadet des Vorrangs gesellschaftsver-
traglicher Vereinbarungen (§ 1181 in der Fassung
des GesbR-Reformgesetzes) jedenfalls auch für Ge-
sellschaften bürgerlichen Rechts, die vor dem
1. Jänner 2015 gebildet wurden.
(6) §§ 144 und 145 Abs. 1 in der Fassung des Fort-

pflanzungsmedizinrechts-Änderungsgesetzes 2015,
BGBl. I Nr. 35/2015, treten mit 1. Jänner 2015 in
Kraft und sind auf ab dem 1. Jänner 2015 geborene
und im Wege medizinisch unterstützter Fortpflanzung
gezeugte Kinder anzuwenden.

(7) Für das Inkrafttreten des Erbrechts-Änderungs-
gesetzes 2015, BGBl. I Nr. 87/2015 (ErbRÄG 2015),
gilt Folgendes:
1. Die §§ 199, 233, 269, 308, 531 bis 543, 546 bis

560, 563 bis 572, 575 bis 591, 601 bis 617, 647 bis
654, 656 bis 667, 672 bis 678, 681 bis 699, 701
bis 703, 705 bis 719, 721 bis 749, 750 Abs. 1, die
§§ 751 bis 792, 797 bis 809, die Überschriften vor
§ 810, die §§ 811 bis 817, 819 bis 821, 823, 824,
1205, 1249, 1251 bis 1254, 1278 bis 1283, 1462,
1487 und 1487a samt Überschriften in der Fassung
des ErbRÄG 2015 und der Entfall der §§ 544, 545,
561, 562, 573, 594 bis 597, 646, 655, 668, 679, 680,
700, 704, 720, 793 bis 796, 818, 822, 951, 952, 956,
1248, 1250 und 1266 letzter Satz samt Überschrif-
ten treten mit 1. Jänner 2017 in Kraft.

2. Soweit im Folgenden nichts anderes bestimmt ist,
sind die nach Z 1 mit 1. Jänner 2017 in Kraft treten-
den Bestimmungen anzuwenden, wenn der Verstor-
bene nach dem 31. Dezember 2016 verstorben ist.

3. § 551 Abs. 1 in der Fassung des ErbRÄG 2015 ist
auf nach dem 31. Dezember 2016 vorgenommene
Aufhebungen von Erbverzichten anzuwenden.
4. a) Anordnungen der Gerichte nach § 568 in der

bis 31. Dezember 2016 geltenden Fassung,
wonach eine Person unter Sachwalterschaft
nur mündlich vor Gericht oder Notar testieren
kann, verlieren mit 1. Jänner 2017 ihre Gültig-
keit.

b) Gleiches gilt insoweit für die vor dem 1. Jän-
ner 2005 erlassenen gerichtlichen Beschlüsse
über die Bestellung eines Sachwalters, mit de-
nen die Einschränkung der Testierfreiheit der
behinderten Person verbunden war. Art. IV
§ 8 Familien- und Erbrechts-Änderungsge-
setz 2004, BGBl. I Nr. 58/2004, wird mit Ab-
lauf des 31. Dezember 2016 aufgehoben.

c) Die auf Grundlage der in lit. a und b genann-
ten Bestimmungen errichteten letztwilligen
Verfügungen bleiben aufrecht.

5. Die §§ 577 bis 591 und 603 in der Fassung des Er-
bRÄG 2015 sind auf letztwillige Verfügungen und
Schenkungen auf den Todesfall anzuwenden, die
nach dem 31. Dezember 2016 errichtet wurden.

6. § 750 Abs. 2 in der Fassung des ErbRÄG 2015 tritt
mit 17. August 2015 in Kraft und ist anzuwenden,
wenn der Verstorbene an oder nach diesem Tag ge-
storben ist.

7. Die §§ 752 und 753 sowie § 785 in der Fassung
des ErbRÄG 2015 sind auf nach dem 31. Dezem-
ber 2016 vorgenommene Anrechnungsvereinbarun-
gen und Anrechnungsaufhebungen anzuwenden.

8. Die §§ 797 bis 809, 811 bis 817, 819 bis 821, 823,
824 in der Fassung des ErbRÄG 2015 sind anzu-
wenden, wenn das Verlassenschaftsverfahren nach
dem 31. Dezember 2016 anhängig gemacht worden
ist.

9. § 1487a in der Fassung des ErbRÄG 2015 ist ab
dem 1. Jänner 2017 auf das Recht, eine Erklärung
des letzten Willens umzustoßen, den Geldpflichtteil
zu fordern, letztwillige Bedingungen oder Belastun-
gen von Zuwendungen anzufechten, nach erfolg-
ter Einantwortung ein besseres oder gleichwertiges
Recht geltend zu machen, den Geschenknehmer we-
gen Verkürzung des Pflichtteils in Anspruch zu neh-
men oder sonstige Rechte aus einem Geschäft von
Todes wegen zu fordern, anzuwenden, wenn dieses
Recht am 1. Jänner 2017 nach dem bis dahin gelten-
den Recht nicht bereits verjährt ist. Der Lauf der in
§ 1487a vorgesehenen kenntnisabhängigen Frist be-
ginnt in solchen Fällen mit dem 1. Jänner 2017.
(8) § 1209 in der Fassung des Bundesgesetzes

BGBl. I Nr. 43/2016 tritt mit 1. Juli 2016 in Kraft
Abs. 5 ist auch auf dessen nunmehrige Fassung anzu-
wenden.

(9) Für das Inkrafttreten des 2. Erwachsenenschutz-
Gesetzes, BGBl. I Nr. 59/2017 (2. ErwSchG), gilt Fol-
gendes:
1. Die §§ 21, 24, 141, 146, 147 Abs. 1 bis 3, 153,

154, 156, 158, 164, 172, 173, 176, 191, 192, 194
bis 196 Abs. 1 Z 1 und Abs. 2, 200 bis 202, 205,
207 zweiter Satz, 213 bis 216, 218, 220 bis 224,
228 bis 230, 239 bis 284, 310, 865, 1034, 1421,
1433, 1437, 1454, 1494 und 1495 samt Überschrif-
ten und die Überschriften vor §§ 142, 217, 218
und 219 in der Fassung des 2. ErwSchG sowie der
Entfall des § 175 und der §§ 284a bis 284h samt
Überschriften treten mit 1. Juli 2018 in Kraft.

2. Die §§ 147 Abs. 4, 149, 181, 185, 188, 196 Abs. 1
Z 4, 207 erster Satz bis 212 und 225 in der Fassung
des Art. 1 Z 8 treten mit dem auf die Kundma-
chung dieses Bundesgesetzes folgenden Tag in
Kraft.

3. Die §§ 705, 752, 758 und 1445 in der Fassung
des 2. ErwSchG treten mit 2. 1. 2017 in Kraft;
Abs. 7 in der Fassung des Erbrechts-Änderungsge-
setzes 2015, BGBl. I Nr. 87/2015, bleibt ansonsten
unberührt.

4. Soweit im Folgenden nichts anderes bestimmt ist,
sind die nach Z 1 mit 1. Juli 2018 in Kraft tre-
tenden Bestimmungen auf Sachverhalte anzuwen-
den, die sich nach dem 30. Juni 2018 ereignen oder
über diesen Zeitpunkt hinaus andauern.
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5. Die §§ 158 und 207 in der Fassung des
2. ErwSchG sind auf die Ausübung und Betrauung
mit der Obsorge nach dem 30. Juni 2018 anzuwen-
den.

6. Die §§ 164, 214 bis 224 sowie 228 und 229 in der
Fassung des 2. ErwSchG sind nach dem 30. Juni
2018 auf die Verwaltung von Vermögen anzuwen-
den.

7. Die Aufhebung des § 175 in der Fassung des
2. ErwSchG ist auch in gerichtlichen Verfahren an-
zuwenden, die am 1. Juli 2018 noch anhängig sind;
Anordnungen der Gerichte nach § 175 in der bis
30. Juni 2018 geltenden Fassung verlieren mit
1. Juli 2018 ihre Gültigkeit.

8. Die §§ 252 bis 256 in der Fassung des 2. ErwSchG
sind auf medizinische Behandlungen, Sterilisatio-
nen und Forschungen anzuwenden, die nach dem
30. Juni 2018 begonnen oder abgebrochen werden.
§ 257 in der Fassung des 2. ErwSchG ist anzuwen-
den, wenn die Wohnortänderung nach dem 30. Ju-
ni 2018 erfolgt.

9. Bei der Auswahl des gerichtlichen Erwachsenen-
vertreters ist auf Sachwalterverfügungen im Sinn
des § 279 Abs. 1 in der bis zum 2. ErwSchG gel-
tenden Fassung auch nach dem 30. Juni 2018 Be-
dacht zu nehmen.

10. Sachwalter, die vor dem 1. Juli 2018 bestellt wur-
den, sind nach dem 30. Juni 2018 gerichtliche Er-
wachsenenvertreter. Für sie gelten die Vorschriften
des sechsten Hauptstücks des ersten Teils in der
Fassung des 2. ErwSchG, soweit in den Z 11 bis
14 nichts anderes bestimmt ist.

11. Die §§ 274 und 275 in der Fassung des 2.
ErwSchG sind – außer in einem Erneuerungsver-
fahren nach Z 14 – auf gerichtliche Erwachsenen-
vertreter im Sinn der Z 10 nicht anzuwenden.

12. Bis zum 30. Juni 2019 besteht im Fall einer ge-
richtlichen Erwachsenenvertretung im Sinn der
Z 10 auch ohne gerichtliche Anordnung im ge-
samten Wirkungsbereich des ehemaligen Sachwal-
ters und nunmehrigen gerichtlichen Erwachsenen-
vertreters ein Genehmigungsvorbehalt im Sinn des
§ 242 Abs. 2 in der Fassung des 2. ErwSchG. Nach
dem 30. Juni 2019 besteht für Personen, für die vor
dem 1. Juli 2018 ein Sachwalter bestellt worden
ist, nur ein Genehmigungsvorbehalt, wenn und so-
weit er gerichtlich angeordnet wird.

13. Stellen gerichtliche Erwachsenenvertreter im Sinn
der Z 10 nach dem 30. Juni 2018 einen Antrag auf
Gewährung von Entgelt, Entschädigung oder Auf-
wandersatz, so ist dieser Anspruch nach § 276 in
der Fassung des 2. ErwSchG zu beurteilen, wenn
zumindest die Hälfte des Abrechnungszeitraumes
nach dem 30. Juni 2018 liegt. Liegt mehr als die
Hälfte des Abrechnungszeitraumes vor dem
30. Juni 2018, so ist § 276 in der Fassung bis zum
30. Juni 2018 anzuwenden.

14. Das Gericht hat nach dem 30. Juni 2018 unter
sinngemäßer Anwendung des § 278 Abs. 3 in der

bis zum 2. ErwSchG geltenden Fassung für alle
gerichtlichen Erwachsenenvertretungen im Sinn
der Z 10 von Amts wegen ein Erneuerungsverfah-
ren einzuleiten. Eine gerichtliche Erwachsenen-
vertretung im Sinn der Z 10 endet jedenfalls mit
1. Jänner 2024, es sei denn, es wurde davor ein
Erneuerungsverfahren eingeleitet; diesfalls bleibt
die Erwachsenenvertretung bis zur rechtskräftigen
Entscheidung über die Erneuerung aufrecht.

15. Vorsorgevollmachten, die vor dem 1. Juli 2018
wirksam errichtet worden sind, behalten ihre Gül-
tigkeit. Der Eintritt des Vorsorgefalls kann für die-
se nach dem 30. Juni 2018 nur nach Maßgabe des
§ 263 in der Fassung des 2. ErwSchG im Öster-
reichischen Zentralen Vertretungsverzeichnis ein-
getragen werden. Auf solche Vorsorgevollmachten
sind die Vorschriften des sechsten Hauptstücks des
ersten Teils in der Fassung des 2. ErwSchG an-
zuwenden. Vorsorgevollmachten, deren Wirksam-
werden vor dem 1. Juli 2018 im Österreichischen
Zentralen Vertretungsverzeichnis registriert wur-
den, sind so zu behandeln, als wäre die Registrie-
rung nach diesem Zeitpunkt erfolgt.

16. Als gesetzlicher Erwachsenenvertreter kommt eine
Person nicht in Betracht, gegen die sich ein vor
dem 1. Juli 2018 im Österreichischen Vertretungs-
verzeichnis eingetragener Widerspruch gegen die
Vertretungsbefugnis nächster Angehöriger richtet.
Personen, die in vor dem 1. Juli 2018 errichteten
Sachwalterverfügungen genannt wurden, gelten
nicht als nächste Angehörige im Sinn des § 268
Abs. 2 letzter Fall in der Fassung des 2. ErwSchG.

17. Vertretungsbefugnisse nächster Angehöriger, die
vor dem 1. Juli 2018 registriert worden sind, blei-
ben bestehen und enden spätestens mit Ablauf des
30. Juni 2021. Auf solche Angehörigenvertretun-
gen sind nach dem 30. Juni 2018 weiterhin die
§§ 284b bis 284e in der bis zum 2. ErwSchG gel-
tenden Fassung sowie zusätzlich § 246 Abs. 3 in
der Fassung des 2. ErwSchG anzuwenden.

18. Die §§ 277 bis 284 in der Fassung des 2. ErwSchG
sind anzuwenden, wenn ein Kurator nach dem
30. Juni 2018 bestellt wird.

19. Kuratoren, die vor dem 1. Juli 2018 bestellt wor-
den sind, bleiben wirksam bestellt. Auf ihre Rech-
te und Pflichten sind nach dem 30. Juni 2018 die
§§ 281 bis 284 in der Fassung des 2. ErwSchG an-
zuwenden. Z 13 gilt sinngemäß.

20. Die §§ 1494 und 1495 in der Fassung des
2. ErwSchG sind anzuwenden, wenn eine Ersit-
zungs- und Verjährungszeit am 1. Juli 2018 noch
nicht geendet hat oder nach dem 30. Juni 2018 zu
laufen beginnt.

(10) § 1164 Abs. 1 in der Fassung des Bundesge-
setzes, BGBl. I Nr. 153/2017, tritt mit 1. Juli 2018 in
Kraft. Mit Ablauf des 30. Juni 2018 tritt § 1154b
Abs. 6 außer Kraft. § 1159 in der Fassung des Bun-
desgesetzes, BGBl. I Nr. 153/2017, tritt mit 1. Jänner
2021 in Kraft und ist auf Beendigungen anzuwenden,
die nach dem 31. Dezember 2020 ausgesprochen wer-
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den. Mit diesem Zeitpunkt treten auch § 1158 Abs. 4
und § 1159a bis § 1159c dieses Bundesgesetzes sowie
§ 77 der Gewerbeordnung 1859, RGBl. Nr. 227/1859,
außer Kraft. Sie sind jedoch weiterhin auf Beendigun-
gen anzuwenden, die vor dem 1. Jänner 2021 ausge-
sprochen wurden.

(11) §§ 165, 214, 249, 256 und 588 in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 58/2018, treten mit
1. August 2018 in Kraft.

(12) § 1320 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. I Nr. 69/2019 tritt mit dem der Kundmachung
folgenden Tag in Kraft. Die Bestimmung ist in dieser
Fassung auf schädigende Ereignisse anzuwenden, die
nach diesem Zeitpunkt eintreten. Der Bundesminister
für Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz
hat dem Nationalrat drei Jahre nach dem Inkrafttreten

dieser Regelung einen Bericht über deren Auswirkun-
gen vorzulegen.

(12) Die §§ 1154b Abs. 6 und 1164 in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 74/2019 treten mit
1. September 2019 in Kraft.

(13) § 211 Abs. 2 in der Fassung des Gewaltschutz-
gesetzes 2019, BGBl. I Nr. 105/2019, tritt mit dem der
Kundmachung folgenden Tag in Kraft. § 1494 Abs.
2 in der Fassung dieses Bundesgesetzes tritt mit
01.01.2020 in Kraft und ist auf alle Schadenersatzan-
sprüche anzuwenden, die zu diesem Zeitpunkt noch
nicht verjährt sind.

(14) § 1155 Abs. 3 und 4 in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 16/2020, treten rückwirkend
mit dem 15. März 2020 in Kraft und mit 31. Dezember
2020 außer Kraft.
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Schutz der Persönlichkeitsrechte
§ 1. (1) Die Persönlichkeitsrechte psychisch Kran-

ker, die in eine Krankenanstalt aufgenommen werden,
sind besonders zu schützen. Die Menschenwürde psy-
chisch Kranker ist unter allen Umständen zu achten
und zu wahren.

(2) Beschränkungen von Persönlichkeitsrechten sind
nur zulässig, soweit sie im Verfassungsrecht, in die-
sem Bundesgesetz oder in anderen gesetzlichen Vor-
schriften ausdrücklich vorgesehen sind.

Geltungsbereich
§ 2. Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gel-

ten für Krankenanstalten und Abteilungen für Psych-
iatrie (im Folgenden psychiatrische Abteilung), in de-
nen Personen in einem geschlossenen Bereich ange-
halten oder sonst Beschränkungen ihrer Bewegungs-
freiheit unterworfen werden (im folgenden Unterbrin-
gung).

Voraussetzungen der Unterbringung
§ 3. In einer psychiatrischen Abteilung darf nur un-

tergebracht werden, wer

1. an einer psychischen Krankheit leidet und im Zu-
sammenhang damit sein Leben oder seine Gesund-
heit oder das Leben oder die Gesundheit anderer
ernstlich und erheblich gefährdet und

2. nicht in anderer Weise, insbesondere außerhalb ei-
ner psychiatrischen Abteilung, ausreichend ärztlich
behandelt oder betreut werden kann.

Unterbringung auf Verlangen
§ 4. (1) Eine Person, bei der die Voraussetzungen

der Unterbringung vorliegen, darf auf eigenes Verlan-
gen untergebracht werden, wenn sie entscheidungsfä-
hig ist.

(2) Das Verlangen muß vor der Aufnahme eigenhän-
dig schriftlich gestellt werden. Dies hat in Gegenwart
des mit der Führung der Abteilung betrauten Arztes
oder seines Vertreters (im Folgenden Abteilungsleiter)
zu geschehen.

(3) Das Verlangen kann jederzeit widerrufen wer-
den. Dazu genügt es, dass die Person zu erkennen gibt,
dass sie nicht mehr untergebracht sein will. Auf die-
ses Recht des Widerrufs hat der Abteilungsleiter den
Aufnahmewerber vor der Aufnahme hinzuweisen. Ein
Verzicht darauf ist unwirksam.

§ 5. (1) Eine volljährige Person und ein mündiger
Minderjähriger können ihr Verlangen auf Unterbrin-
gung nur selbst stellen.

(2) Ein entscheidungsfähiger unmündiger Minder-
jähriger darf nur untergebracht werden, wenn er und
auch sein gesetzlichen Vertreter im Bereich der Pflege
und Erziehung (Erziehungsberechtigter) die Unter-
bringung verlangen.

(3) Ein entscheidungsunfähiger unmündiger Min-
derjähriger darf untergebracht werden, wenn sein Er-
ziehungsberechtigter die Unterbringung verlangt.

(4) Das Verlangen des Erziehungsberechtigten nach
Abs. 2 und 3 muss eigenhändig schriftlich gestellt
werden.

(5) Für den Widerruf genügt die Erklärung auch nur
einer Person, die nach Abs. 2 die Unterbringung ver-
langen kann.

§ 6. (1) Der Abteilungsleiter hat den Aufnahmewer-
ber zu untersuchen. Dieser darf nur aufgenommen
werden, wenn nach dem ärztlichen Zeugnis des Ab-
teilungsleiters die Voraussetzungen der Unterbringung
sowie die Entscheidungsfähigkeit (§ 4 Abs. 1) vorlie-
gen.

(2) Das Ergebnis der Untersuchung ist in der Kran-
kengeschichte zu dokumentieren; das ärztliche Zeug-
nis ist dieser als Bestandteil anzuschließen.

(3) Der Abteilungsleiter hat den aufgenommenen
Kranken auf die Einrichtung des Patientenanwalts so-
wie auf die Möglichkeiten einer Vertretung (§ 14
Abs. 3) und Auskunftserteilung (§ 15 Abs. 2) durch
diesen hinzuweisen.

§ 7. Die Unterbringung auf Verlangen darf nur sechs
Wochen, auf erneutes Verlangen aber insgesamt längs-
tens zehn Wochen dauern; für das erneute Verlangen
gelten die §§ 3 bis 6 sinngemäß. Eine Verlängerung
der Unterbringung über diese Fristen hinaus ist nicht
zulässig.

Unterbringung ohne Verlangen
§ 8. Eine Person darf gegen oder ohne ihren Willen

nur dann in eine psychiatrische Abteilung gebracht
werden, wenn sie ein/eine im öffentlichen Sanitäts-
dienst stehende/r Arzt/Ärztin, ein Polizeiarzt/-ärztin
oder ein Arzt/eine Ärztin einer Primärversorgungs-
einheit, die hierfür gemäß § 8 Abs. 7 des Primärver-
sorgungsgesetzes, BGBl. I Nr. 131/2017 verpflichtet
wurde, untersucht und bescheinigt, dass die Vorausset-
zungen der Unterbringung vorliegen. In der Beschei-
nigung sind im Einzelnen die Gründe anzuführen, aus
denen der Arzt die Voraussetzungen der Unterbrin-
gung für gegeben erachtet.

§ 9. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheits-
dienstes sind berechtigt und verpflichtet, eine Person,
bei der sie aus besonderen Gründen die Voraussetzun-
gen der Unterbringung für gegeben erachten, zur Un-
tersuchung zum Arzt (§ 8) zu bringen oder diesen bei-
zuziehen. Bescheinigt der Arzt das Vorliegen der Vor-
aussetzungen der Unterbringung, so haben die Orga-
ne des öffentlichen Sicherheitsdienstes die betroffe-
ne Person in eine psychiatrische Abteilung zu bringen
oder dies zu veranlassen. Wird eine solche Bescheini-
gung nicht ausgestellt, so darf die betroffene Person
nicht länger angehalten werden.

(2) Bei Gefahr im Verzug können die Organe des
öffentlichen Sicherheitsdienstes die betroffene Person
auch ohne Untersuchung und Bescheinigung in eine
psychiatrische Abteilung bringen.

(3) Der Arzt und die Organe des öffentlichen Sicher-
heitsdienstes haben unter möglichster Schonung der
betroffenen Person vorzugehen und die notwendigen
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Vorkehrungen zur Abwehr von Gefahren zu treffen.
Sie haben, soweit das möglich ist, mit psychiatrischen
Einrichtungen außerhalb einer psychiatrischen Abtei-
lung zusammenzuarbeiten und erforderlichenfalls den
örtlichen Rettungsdienst beizuziehen.

§ 10. (1) Der Abteilungsleiter hat die betroffene Per-
son unverzüglich zu untersuchen. Sie darf nur aufge-
nommen werden, wenn nach seinem ärztlichen Zeug-
nis die Voraussetzungen der Unterbringung vorliegen.

(2) Der Abteilungsleiter hat den aufgenommenen
Kranken ehestens über die Gründe der Unterbringung
zu unterrichten. Er hat ferner unverzüglich einen Pati-
entenanwalt und, wenn der Kranke nicht widerspricht,
einen Angehörigen sowie auf Verlangen des Kranken
auch dessen Rechtsbeistand von der Unterbringung zu
verständigen. Der Verständigung des Patientenanwalts
ist eine maschinschriftliche Ausfertigung des ärztli-
chen Zeugnisses nach Abs. 1 anzuschließen.

(3) Verlangt dies die aufgenommene Person, ihr Ver-
treter oder der Abteilungsleiter, so hat ein weiterer
Facharzt die aufgenommene Person spätestens am
Vormittag des auf das Verlangen folgenden Werktags
zu untersuchen und ein zweites ärztliches Zeugnis
über das Vorliegen der Voraussetzungen der Unter-
bringung zu erstellen, es sei denn, dass die Anhörung
(§ 19) bereits stattgefunden hat oder die Unterbrin-
gung bereits aufgehoben worden ist (§ 32); auf dieses
Recht hat der Abteilungsleiter die aufgenommene Per-
son hinzuweisen. Liegen die Voraussetzungen der Un-
terbringung nach dem zweiten ärztlichen Zeugnis
nicht (mehr) vor, so ist die Unterbringung sogleich
aufzuheben. Eine maschinschriftliche Ausfertigung
des zweiten ärztlichen Zeugnisses ist dem Patienten-
anwalt unverzüglich zu übermitteln.

(4) Als Facharzt im Sinn des Abs. 3 gilt ein Facharzt
für Psychiatrie, für Psychiatrie und Neurologie, für
Neurologie und Psychiatrie, für Psychiatrie und Psy-
chotherapeutische Medizin, oder, wenn der Patient
minderjährig ist, alternativ auch ein Facharzt für Kin-
der- und Jugendpsychiatrie oder ein Facharzt für Kin-
der- und Jugendheilkunde mit einer ergänzenden spe-
ziellen Ausbildung in Kinder- und Jugendpsychiatrie
oder ein Facharzt für Neurologie mit einer ergänzen-
den speziellen Ausbildung in Kinder- und Jugend-
psychiatrie (im Folgenden Facharzt). Der Samstag gilt
nicht als Werktag im Sinn des Abs. 3.

(5) Das Ergebnis der Untersuchungen ist in der
Krankengeschichte zu dokumentieren; die ärztlichen
Zeugnisse sind dieser als Bestandteil anzuschließen.

§ 11. Der § 10 ist sinngemäß anzuwenden, wenn

1. bei einem sonst in die psychiatrische Abteilung auf-
genommenen, in seiner Bewegungsfreiheit nicht be-
schränkten Kranken Grund für die Annahme be-
steht, daß die Voraussetzungen der Unterbringung
vorliegen, oder

2. ein auf Verlangen Untergebrachter das Verlangen
widerruft oder nach Ablauf von sechs Wochen nicht
erneut erklärt oder die zulässige Gesamtdauer der
Unterbringung auf Verlangen abgelaufen ist und je-

weils Grund für die Annahme besteht, daß die Vor-
aussetzungen der Unterbringung weiterhin vorlie-
gen.

Zuständigkeit des Gerichtes und Verfahren
§ 12. (1) Zur Besorgung der nach diesem Bundesge-

setz dem Gericht übertragenen Aufgaben ist das Be-
zirksgericht zuständig, in dessen Sprengel die psych-
iatrische Abteilung liegt. Dies gilt auch bei Kranken,
hinsichtlich deren ein Pflegschaftsverfahren bei einem
anderen Gericht anhängig ist.

(2) Das Gericht entscheidet im Verfahren außer
Streitsachen. Soweit im Folgenden nichts anderes be-
stimmt wird, sind auf das Verfahren die allgemeinen
Bestimmungen des Außerstreitgesetzes anzuwenden.
§ 116a Abs. 1, 3 und 4 AußStrG gilt sinngemäß, für
minderjährige Kranke ab Vollendung des 14. Lebens-
jahres.

Vertretung des Kranken
§ 13. (1) Der Kranke wird nach Maßgabe der folgen-

den Bestimmungen von dem für die Namhaftmachung
von Patientenanwälten nach der Lage der psychiatri-
schen Abteilung örtlich zuständigen Verein im Sinn
des § 1 ErwSchVG (im Folgenden Verein) vertreten.
Dieser hat dem ärztlichen Leiter der Krankenanstalt
und dem Vorsteher des zuständigen Bezirksgerichts
schriftlich in ausreichender Zahl Patientenanwälte
namhaft zu machen, die zuvor von ihm ausgebildet
und für die besonderen Verhältnisse in Unterbrin-
gungssachen geschult wurden. Ihnen kommt die Aus-
übung der Vertretungsbefugnisse des Vereins zu.

(2) Der Vorsteher des Bezirksgerichts hat den Na-
men und die Büroadresse jedes Patientenanwalts in
der Ediktsdatei kundzumachen. Wenn der Verein die
Namhaftmachung eines Patientenanwalts widerruft,
hat der Vorsteher des Bezirksgerichts die Kundma-
chung zu berichtigen.

(3) Patientenanwalt im Sinn dieses Bundesgesetzes
ist jede von einem Verein dem ärztlichen Leiter der
Krankenanstalt und dem Vorsteher des Bezirksge-
richts als Patientenanwalt schriftlich namhaft gemach-
te sowie jede nach § 43 bestellte Person.

(4) Zustellungen, Mitteilungen und Verständigungen
an den Verein sind an die jeweils als Büroadresse be-
kanntgegebene Abgabestelle zu bewirken.

§ 14. (1) Der Verein wird mit der Aufnahme eines
ohne Verlangen untergebrachten Kranken kraft Geset-
zes dessen Vertreter für das in diesem Bundesgesetz
vorgesehene gerichtliche Verfahren und zur Wahrneh-
mung der insbesondere in den §§ 33 bis 39 veranker-
ten Rechte. Dadurch werden die Geschäftsfähigkeit
des Kranken und die Vertretungsbefugnis eines sonsti-
gen Vertreters nicht beschränkt.

(2) Der Abteilungsleiter hat dafür zu sorgen, daß der
Kranke Auskunft darüber erhält, wer sein Patientenan-
walt ist, und daß er sich mit diesem besprechen kann.
Die Auskunft ist auf Verlangen des Kranken auch des-
sen Angehörigen zu erteilen.
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(3) Auch einem auf Verlangen untergebrachten
Kranken ist auf sein Ersuchen die Möglichkeit zu ge-
ben, sich mit dem Patientenanwalt zu besprechen.
Hegt der Patientenanwalt Zweifel an der Wirksamkeit
des Verlangens nach Unterbringung, so hat er dies
dem Abteilungsleiter mitzuteilen. Mit Zustimmung
des Kranken vertritt er diesen namens seines Vereins
bei der Wahrnehmung der in den §§ 33 bis 39 veran-
kerten Rechte; Abs. 1 zweiter Satz gilt sinngemäß.

§ 15. (1) Der Patientenanwalt hat den Kranken über
beabsichtigte Vertretungshandlungen und sonstige
wichtige Angelegenheiten oder Maßnahmen zu unter-
richten und den Wünschen des Kranken zu entspre-
chen, soweit dies dessen Wohl nicht offenbar abträg-
lich und dem Patientenanwalt zumutbar ist.

(2) Ein Patientenanwalt hat in die psychiatrische
Abteilung aufgenommenen Patienten sowie deren
Vertretern und Angehörigen auf ihr jeweiliges Ersu-
chen die nötigen allgemeinen Auskünfte über die Un-
terbringung oder den Aufenthalt in einer psychiatri-
schen Abteilung zu erteilen.

§ 16. (1) Der Kranke kann auch selbst einen Ver-
treter wählen; dieser hat das Gericht von der Bevoll-
mächtigung zu verständigen.

(2) Ist der vom Kranken selbst gewählte Vertreter
ein Rechtsanwalt oder Notar, so erlischt die Vertre-
tungsbefugnis des Vereins dem Gericht gegenüber mit
dessen Verständigung von der Bevollmächtigung; im
Übrigen bleibt die Vertretungsbefugnis des Vereins
aufrecht, soweit der Kranke nichts Anderes bestimmt.
Die Vertretungsbefugnis des Vereins lebt im vollen
Umfang wieder auf, wenn der Rechtsanwalt oder No-
tar dem Gericht die Beendigung des Vollmachtsver-
hältnisses mitteilt.

(3) Von der Begründung oder der Beendigung des
Vollmachtsverhältnisses eines Kranken hat das Ge-
richt den Verein und den Abteilungsleiter zu verstän-
digen.

Verständigung des Gerichtes
§ 17. Wird eine Person ohne Verlangen in eine

psychiatrische Abteilung aufgenommen (§§ 10 und
11), so hat der Abteilungsleiter hievon unverzüglich
das Gericht zu verständigen. Der Verständigung ist
eine maschinschriftliche Ausfertigung des ärztlichen
Zeugnisses (§ 10 Abs. 1) anzuschließen. Ein gemäß
§ 10 Abs. 3 erstelltes zweites ärztliches Zeugnis ist
dem Gericht unverzüglich in maschinschriftlicher
Ausfertigung zu übermitteln.

Gegenstand des Verfahrens
§ 18. Über die Zulässigkeit der Unterbringung des

Kranken in den Fällen der §§ 10 und 11 hat das Ge-
richt nach Prüfung der Voraussetzungen der Unter-
bringung zu entscheiden.

Anhörung des Kranken
§ 19. (1) Das Gericht hat sich binnen vier Tagen ab

Kenntnis von der Unterbringung einen persönlichen
Eindruck vom Kranken in der psychiatrischen Abtei-

lung zu verschaffen. Es hat ihn über Grund und Zweck
des Verfahrens zu unterrichten und hiezu zu hören. So-
fern dies im Rahmen der Behandlung vertretbar ist,
hat der Abteilungsleiter dafür zu sorgen, daß der Kran-
ke nicht unter einer die Anhörung beeinträchtigenden
ärztlichen Behandlung steht.

(2) Das Gericht hat Einsicht in die Krankenge-
schichte zu nehmen sowie den Abteilungsleiter, den
Patientenanwalt und einen sonstigen in der Anstalt an-
wesenden Vertreter des Kranken zu hören.

(3) Das Gericht kann der Anhörung des Kranken ei-
nen nicht der Krankenanstalt angehörenden Facharzt
als Sachverständigen beiziehen.

§ 20. (1) Gelangt das Gericht bei der Anhörung zum
Ergebnis, daß die Voraussetzungen der Unterbringung
vorliegen, so hat es diese vorläufig bis zur Entschei-
dung nach § 26 Abs. 1 für zulässig zu erklären und ei-
ne mündliche Verhandlung anzuberaumen, die spätes-
tens innerhalb von 14 Tagen nach der Anhörung statt-
zufinden hat.

(2) Gelangt das Gericht hingegen zum Ergebnis,
dass die Voraussetzungen der Unterbringung nicht
vorliegen, so hat es diese für unzulässig zu erklären.
In diesem Fall ist die Unterbringung sogleich aufzuhe-
ben, es sei denn, der Abteilungsleiter erklärt, dass er
gegen den Beschluss Rekurs erhebt, und das Gericht
erkennt diesem Rekurs sogleich aufschiebende Wir-
kung zu. Die Verweigerung der aufschiebenden Wir-
kung lässt das Rekursrecht unberührt. Der Rekurs ist
jedenfalls innerhalb von drei Tagen auszuführen.

(3) Abgesehen von dem in Abs. 2 vorgesehenen Re-
kurs ist ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zulässig.

§ 21. Erfordert es das Wohl des Kranken, ihm zur
Besorgung sonstiger dringender Angelegenheiten ei-
nen einstweiligen Erwachsenenvertreter (§ 120 Auß-
StrG) zu bestellen, so hat ihn das Gericht auch über
Grund und Zweck dieses Verfahrens zu unterrichten
sowie hiezu zu hören (§ 118 AußStrG). Die hierüber
aufgenommene Niederschrift ist dem zur Bestellung
eines gerichtlichen Erwachsenenvertreters zuständi-
gen Gericht zu übersenden; dieses kann in seinem Ver-
fahren von der Anhörung nach § 118 AußStrG Ab-
stand nehmen.

Mündliche Verhandlung
§ 22. (1) Zur Vorbereitung der mündlichen Verhand-

lung hat das Gericht einen oder mehrere, auf Verlan-
gen des Kranken oder seines Vertreters aber jedenfalls
einen zweiten Sachverständigen (§ 19 Abs. 3) zu be-
stellen. Der Sachverständige hat den Kranken unver-
züglich zu untersuchen und ein schriftliches Gutach-
ten über das Vorliegen der Voraussetzungen der Unter-
bringung zu erstatten.

(2) Das Gericht hat die Ladung zur mündlichen Ver-
handlung sowie den Beschluß auf Bestellung des
Sachverständigen diesem, dem Kranken, dessen Ver-
treter sowie dem Abteilungsleiter zuzustellen.

(3) Der Sachverständige hat sein Gutachten dem Ge-
richt, dem Vertreter des Kranken sowie dem Abtei-
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lungsleiter rechtzeitig vor der mündlichen Verhand-
lung zu übermitteln. Dem Kranken ist das Gutachten
zu übermitteln, sofern dies seinem Wohl nicht abträg-
lich ist.

§ 23. (1) Erforderlichenfalls hat das Gericht weitere
Ermittlungen über das Vorliegen der Voraussetzungen
der Unterbringung durchzuführen. Es kann auch dem
Kranken nahestehende Personen sowie sonstige Per-
sonen und Stellen, die dessen ärztliche Behandlung
oder Betreuung außerhalb einer Anstalt übernehmen
könnten, hören oder deren schriftliche Äußerungen
einholen.

(2) Auf Ersuchen des Gerichtes haben auch die Si-
cherheitsbehörden einzelne Ermittlungen über das
Vorliegen der Voraussetzungen der Unterbringung
durchzuführen.

§ 24. Der Abteilungsleiter hat vor Beginn der münd-
lichen Verhandlung dem Gericht die Krankenge-
schichte vorzulegen und dafür zu sorgen, daß der
Kranke an der mündlichen Verhandlung teilnehmen
kann. Dabei ist auch darauf zu achten, daß ein Kranker
andere Verhandlungen tunlichst nicht wahrnehmen
kann.

§ 25. (1) Für die mündliche Verhandlung gilt § 19
AußStrG. Das Gericht kann die Öffentlichkeit auch
ausschließen, wenn es das Interesse des Kranken er-
fordert. Auf Verlangen des Kranken oder seines Ver-
treters ist die Öffentlichkeit jedenfalls auszuschließen.

(2) Das Gericht hat auch erschienene Auskunftsper-
sonen zu vernehmen. Dem Kranken, seinem Vertreter
sowie dem Abteilungsleiter ist Gelegenheit zu geben,
zu den für die Entscheidung wesentlichen Umständen
Stellung zu nehmen sowie Fragen an die Auskunfts-
personen und an den Sachverständigen zu stellen.

(3) Der § 21 gilt entsprechend.

Beschluß
§ 26. (1) Am Schluß der mündlichen Verhandlung

hat das Gericht über die Zulässigkeit der Unterbrin-
gung zu entscheiden. Der Beschluß ist in der mündli-
chen Verhandlung in Gegenwart des Kranken zu ver-
künden, zu begründen und diesem zu erläutern.

(2) Erklärt das Gericht die Unterbringung für zuläs-
sig, so hat es hiefür zugleich eine Frist festzusetzen;
diese darf drei Monate ab Beginn der Unterbringung
nicht übersteigen.

(3) Erklärt das Gericht die Unterbringung für unzu-
lässig, so ist diese sogleich aufzuheben, es sei denn,
der Abteilungsleiter erklärt, dass er gegen den Be-
schluss Rekurs erhebt und das Gericht erkennt diesem
Rekurs sogleich aufschiebende Wirkung zu. Die Ver-
weigerung der aufschiebenden Wirkung lässt das Re-
kursrecht unberührt.

Zustellung
§ 27. Das Gericht hat, wenn die Unterbringung noch

andauert, den Beschluss innerhalb von sieben Tagen
schriftlich auszufertigen. Der Beschluß ist dem Kran-

ken, dessen Vertreter sowie dem Abteilungsleiter mit
Zustellnachweis zuzustellen.

Rechtsmittel
§ 28. (1) Gegen den Beschluß, mit dem die Unter-

bringung für zulässig erklärt wird, können der Kran-
ke und sein Vertreter innerhalb von 14 Tagen ab Zu-
stellung Rekurs erheben. Weiters sind die Verwandten
in auf- und absteigender Linie, der Ehegatte und der
Lebensgefährte des Kranken rekursberechtigt; ihnen
steht die Rekursfrist so lange offen, als sie noch für
den Kranken oder seinen Vertreter läuft.

(2) Gegen den Beschluss, mit dem die Unterbrin-
gung für unzulässig erklärt wird, kann der Abteilungs-
leiter innerhalb von sieben Tagen Rekurs erheben. Im
Falle einer nach § 26 Abs. 3 zuerkannten aufschieben-
den Wirkung hat das Gericht erster Instanz unmittel-
bar nach Einlangen des Rekurses des Abteilungsleiters
zu prüfen, ob dem Rekurs weiter aufschiebende Wir-
kung zukommt. Gegen diese Entscheidung ist ein ab-
gesondertes Rechtsmittel nicht zulässig.

(3) Das Recht zur Rekursbeantwortung kommt nur
dem Kranken und seinem Vertreter gegen Rechtsmit-
tel des Leiters der Einrichtung zu. Die Rekursbeant-
wortung ist innerhalb von sieben Tagen ab Zustellung
des Rechtsmittels einzubringen.

§ 29. (1) Das Gericht zweiter Instanz hat, sofern der
Kranke noch untergebracht ist, innerhalb von vierzehn
Tagen ab Einlangen der Akten zu entscheiden.

(2) Das Gericht hat das Verfahren selbst zu ergänzen
oder neu durchzuführen, soweit es dies für erforder-
lich hält. Einen persönlichen Eindruck vom Kranken
darf es sich auch durch ein Mitglied des Senates ver-
schaffen.

(3) Beschließt das Gericht zweiter Instanz, die Un-
terbringung für unzulässig zu erklären, so hat es, so-
fern die Unterbringung noch aufrecht ist, unverzüglich
den Abteilungsleiter und den Patientenanwalt zu ver-
ständigen. Die Unterbringung ist in diesem Fall so-
gleich aufzuheben.

§ 29a. Im Revisionsrekursverfahren gelten die §§ 28
Abs. 3 und 29 Abs. 3 sinngemäß.

Weitere Unterbringung
§ 30. (1) Wird die Unterbringung nicht spätestens

mit Ablauf der festgesetzten Frist aufgehoben, so hat
das Gericht erneut, erforderlichenfalls auch mehrmals,
über die Zulässigkeit der Unterbringung zu entschei-
den. Die Frist, für die eine weitere Unterbringung für
zulässig erklärt wird, darf jeweils sechs Monate nicht
übersteigen.

(2) Über ein Jahr hinaus darf eine weitere Unter-
bringung nur für zulässig erklärt werden, wenn dies
auf Grund der übereinstimmenden Gutachten zweier
Sachverständiger (§ 19 Abs. 3), die tunlichst im bishe-
rigen Verfahren noch nicht herangezogen worden sind,
aus besonderen medizinischen Gründen erforderlich
ist. In diesem Fall darf die Unterbringung jeweils für
längstens ein Jahr für zulässig erklärt werden.
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(2a) Wurde die weitere Unterbringung bereits ein-
mal gemäß Abs. 2 über ein Jahr hinaus für zulässig er-
klärt, so reicht für eine weitere Verlängerung der Un-
terbringung ein Gutachten eines Sachverständigen im
Sinn des Abs. 2 aus. Das Recht des Kranken und sei-
nes Vertreters, nach § 22 Abs. 1 die Bestellung eines
zweiten Sachverständigen zu verlangen, bleibt unbe-
rührt.

(3) Der Abteilungsleiter hat spätestens vier Tage vor
dem Ablauf der vom Gericht festgesetzten Frist dem
Gericht mitzuteilen, aus welchen Gründen er die wei-
tere Unterbringung für erforderlich hält.

(4) Die §§ 19 bis 29 sind sinngemäß anzuwenden.

Aufhebung der Unterbringung
§ 31. (1) Vor Ablauf der festgesetzten Fristen ist

über die Zulässigkeit der Unterbringung zu entschei-
den, wenn eine der im § 28 Abs. 1 genannten Personen
dies beantragt oder das Gericht begründete Bedenken
gegen das weitere Vorliegen der Voraussetzungen der
Unterbringung hegt.

(2) Die §§ 22 bis 29 sind sinngemäß anzuwenden.
§ 32. Unbeschadet der Fälle, in denen das Gericht

die Unterbringung des Kranken für nicht oder für nicht
mehr zulässig erklärt, hat der Abteilungsleiter die Un-
terbringung jederzeit aufzuheben, wenn deren Voraus-
setzungen nicht mehr vorliegen. Er hat hievon unver-
züglich das Gericht und den Vertreter des Kranken zu
verständigen. Der behandelnde Arzt hat das weitere
Vorliegen der Unterbringungsvoraussetzungen in der
Krankengeschichte zumindest wöchentlich, sollte aber
die Unterbringung bereits über sechs Monate andau-
ern, zumindest monatlich zu dokumentieren.

§ 32a. Bei der Prüfung, ob die Unterbringung fort-
zusetzen oder aufzuheben ist, ist abzuwägen, ob die
Dauer und Intensität der Freiheitsbeschränkung im
Verhältnis zur erforderlichen Gefahrenabwehr ange-
messen sind. Dabei ist zu berücksichtigen, ob durch
eine zeitlich begrenzte Fortführung der Unterbrin-
gung, insbesondere durch einen zu erwartenden und
nur im Rahmen der Unterbringung erreichbaren Be-
handlungsfortschritt, die Wahrscheinlichkeit wesent-
lich verringert werden kann, dass der Kranke in ab-
sehbarer Zeit nach der Aufhebung der Unterbringung
neuerlich in seiner Freiheit beschränkt werden muss.

Beschränkungen der Bewegungsfreiheit
§ 33. (1) Beschränkungen des Kranken in seiner Be-

wegungsfreiheit sind nach Art, Umfang und Dauer nur
insoweit zulässig, als sie im Einzelfall zur Abwehr ei-
ner Gefahr im Sinn des § 3 Z 1 sowie zur ärztlichen
Behandlung oder Betreuung unerläßlich sind und zu
ihrem Zweck nicht außer Verhältnis stehen.

(2) Im allgemeinen darf die Bewegungsfreiheit des
Kranken nur auf mehrere Räume oder auf bestimmte
räumliche Bereiche beschränkt werden.

(3) Beschränkungen der Bewegungsfreiheit auf ei-
nen Raum oder innerhalb eines Raumes sind vom be-
handelnden Arzt jeweils besonders anzuordnen, in der

Krankengeschichte unter Angabe des Grundes zu do-
kumentieren und unverzüglich dem Vertreter des
Kranken mitzuteilen. Auf Verlangen des Kranken oder
seines Vertreters hat das Gericht über die Zulässigkeit
einer solchen Beschränkung unverzüglich zu entschei-
den.

Verkehr mit der Außenwelt
§ 34. (1) Der Schriftverkehr des Kranken und dessen

Verkehr mit seinem Vertreter dürfen nicht einge-
schränkt werden.

(2) Das Recht des Kranken, mit anderen Personen
fernmündlich zu verkehren und von ihnen Besuche
zu empfangen, darf nur eingeschränkt werden, soweit
dies zur Abwehr einer Gefahr im Sinn des § 3 Z 1
oder zum Schutz der Rechte anderer Personen in der
psychiatrischen Abteilung unerlässlich ist und die Ein-
schränkung zu ihrem Zweck nicht außer Verhältnis
steht. Der behandelnde Arzt hat die Einschränkung be-
sonders anzuordnen, in der Krankengeschichte unter
Angabe des Grundes zu dokumentieren sowie unver-
züglich dem Kranken und dessen Vertreter mitzutei-
len. Auf Verlangen des Kranken oder seines Vertre-
ters hat das Gericht über die Zulässigkeit einer solchen
Einschränkung unverzüglich zu entscheiden.

Beschränkung sonstiger Rechte
§ 34a. Beschränkungen sonstiger Rechte des Kran-

ken während der Unterbringung, insbesondere Be-
schränkungen der Rechte auf Tragen von Privatklei-
dung, Gebrauch persönlicher Gegenstände und Aus-
gang ins Freie, sind, soweit nicht besondere Vorschrif-
ten bestehen, nur insoweit zulässig, als sie zur Abwehr
einer Gefahr im Sinn des § 3 Z 1 oder zum Schutz der
Rechte anderer Personen in der psychiatrischen Abtei-
lung unerlässlich sind und zu ihrem Zweck nicht außer
Verhältnis stehen. Auf Verlangen des Kranken oder
seines Vertreters hat das Gericht unverzüglich über die
Zulässigkeit einer solchen Beschränkung zu entschei-
den.

Ärztliche Behandlung
§ 35. (1) Der Kranke darf nur nach den Grundsätzen

und anerkannten Methoden der medizinischen Wis-
senschaft ärztlich behandelt werden. Diese Behand-
lung, sei sie auch nicht psychiatrischer Art, ist nur in-
soweit zulässig, als sie zu ihrem Zweck nicht außer
Verhältnis steht.

(2) Der Grund und die Bedeutung der Behandlung
sind dem Kranken, soweit dies seinem Wohl nicht ab-
träglich ist, sowie, wenn er minderjährig ist oder er aus
anderen Gründen einen gesetzlichen Vertreter hat, die-
sem zu erläutern. Die Erläuterung ist auch dem Pati-
entenanwalt auf dessen Verlangen zu geben.

§ 36. (1) Soweit der Kranke entscheidungsfähig ist,
darf er nicht gegen seinen Willen behandelt werden;
eine medizinische Behandlung, die gewöhnlich mit ei-
ner schweren oder nachhaltigen Beeinträchtigung der
körperlichen Unversehrtheit oder der Persönlichkeit
verbunden ist (besondere Heilbehandlung), darf nur
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mit seiner schriftlichen Zustimmung durchgeführt
werden.

(2) Ist der Kranke nicht entscheidungsfähig, so darf
er, wenn er minderjährig ist, wenn ihm ein Erwach-
senenvertreter bestellt ist, dessen Wirkungskreis Wil-
lenserklärungen zur Behandlung des Kranken um-
fasst, oder wenn ein Vorsorgebevollmächtigter mit
entsprechendem Wirkungsbereich vorhanden ist, nicht
gegen den Willen seines gesetzlichen Vertreters be-
handelt werden; eine besondere Heilbehandlung darf
nur mit schriftlicher Zustimmung des gesetzlichen
Vertreters durchgeführt werden.

(3) Ist der Kranke nicht entscheidungsfähig, so hat
auf Verlangen des Kranken oder seines Vertreters das
nach § 12 Abs. 1 zuständige Gericht über die Zuläs-
sigkeit der Behandlung unverzüglich zu entscheiden.
Eine besondere Heilbehandlung bedarf der Genehmi-
gung dieses Gerichts.

§ 37. Die Zustimmung und die gerichtliche Geneh-
migung sind nicht erforderlich, wenn mit der damit
einhergehenden Verzögerung eine Gefährdung des Le-
bens, eine schwere Schädigung der Gesundheit oder
starke Schmerzen des Kranken verbunden wären.
Über die Notwendigkeit und Dringlichkeit einer Be-
handlung entscheidet der Abteilungsleiter. Dieser hat
den gesetzlichen Vertreter oder, wenn der Kranke kei-
nen solchen hat, den Patientenanwalt nachträglich von
der Behandlung zu verständigen.

Verfahren bei Beschränkungen und Behandlun-
gen

§ 38. (1) Vor der Entscheidung über die Zulässigkeit
einer Beschränkung der Bewegungsfreiheit, einer Ein-
schränkung des Verkehrs mit der Außenwelt, einer Be-
schränkung eines sonstigen Rechts oder über die Zu-
lässigkeit einer ärztlichen Behandlung sowie über die
Genehmigung einer besonderen Heilbehandlung hat
sich das Gericht in einer Tagsatzung an Ort und Stel-
le einen persönlichen Eindruck vom Kranken und des-
sen Lage zu verschaffen. Zur Tagsatzung hat das Ge-
richt den Vertreter des Kranken und den Abteilungs-
leiter zu laden; es kann auch einen Sachverständigen
(§ 19 Abs. 3) beiziehen.

(2) Die Entscheidung des Gerichtes ist in der Nie-
derschrift über die Tagsatzung zu beurkunden; sie ist
nur auf Verlangen des Kranken, seines Vertreters oder
des Abteilungsleiters innerhalb von sieben Tagen aus-
zufertigen und diesen Personen zuzustellen. § 26
Abs. 1 und 3 sowie die §§ 28 und 29 sind sinngemäß
anzuwenden. Einem in der Tagsatzung angemeldeten
Rekurs gegen den Beschluss, mit dem eine besondere
Heilbehandlung genehmigt wird, kommt aufschieben-
de Wirkung zu, sofern das Gericht nichts anderes be-
stimmt.

Nachträgliche Überprüfung
§ 38a. (1) Auf Antrag des Kranken oder seines Ver-

treters hat das Gericht nachträglich über die Zulässig-
keit der Unterbringung, der Beschränkung der Bewe-
gungsfreiheit, der Einschränkung des Verkehrs mit der

Außenwelt, der Beschränkung eines sonstigen Rechts
oder der ärztlichen Behandlung zu entscheiden, wenn
die Unterbringung bereits vor der Entscheidung des
Gerichts nach § 20 aufgehoben oder die Beschrän-
kung, Einschränkung oder Behandlung bereits been-
det wurde.

(2) Über Anträge nach Abs. 1 ist mündlich zu ver-
handeln. Zur Tagsatzung hat das Gericht den Kranken,
seinen Vertreter und den Abteilungsleiter zu laden.
Es kann auch einen Sachverständigen beiziehen (§ 19
Abs. 3). Der Abteilungsleiter hat dem Gericht die
Krankengeschichte vorzulegen. § 25 gilt entspre-
chend.

(3) § 28 Abs. 1 gilt sinngemäß. Gegen den Be-
schluss, mit dem eine Unterbringung, eine Beschrän-
kung der Bewegungsfreiheit, eine Einschränkung des
Verkehrs mit der Außenwelt, eine Beschränkung eines
sonstigen Rechts oder eine ärztliche Behandlung für
unzulässig erklärt wird, kann der Abteilungsleiter in-
nerhalb von 14 Tagen ab Zustellung Rekurs erheben.

Einsicht in die Krankengeschichte
§ 39. Der Vertreter des Kranken hat ein Recht auf

Einsicht in die Krankengeschichte; dem Kranken steht
dieses Recht insoweit zu, als die Einsicht seinem Wohl
nicht abträglich ist. Die Verweigerung der Einsicht ist
vom behandelnden Arzt in der Krankengeschichte un-
ter Angabe des Grundes zu dokumentieren.

Vertraulichkeit
§ 39a. (1) Die Sicherheitsbehörden, denen die Amts-

handlungen nach §§ 8 und 9 dieses Bundesgesetzes
sowie nach § 46 des Sicherheitspolizeigesetzes,
BGBl. Nr. 566/1991, zuzurechnen sind, und die in § 8
genannten Ärzte dürfen, vorbehaltlich des Abs. 2, die
genannten Amtshandlungen sowie die hierüber erstell-
ten Aufzeichnungen und Bescheinigungen weder of-
fenbaren noch verwerten. Die Aufzeichnungen und
Bescheinigungen dürfen nicht in einer Weise bearbei-
tet oder in Evidenzen verzeichnet werden, die eine,
wenn auch nur erleichterte, Auffindbarkeit der Auf-
zeichnungen oder Bescheinigungen nach einem auf
die psychische Erkrankung oder die Unterbringung
hindeutenden Merkmal ermöglichen würde.

(2) Die in Abs. 1 genannten Amtshandlungen sowie
die Aufzeichnungen und Bescheinigungen dürfen je-
doch geoffenbart oder verwertet werden

1. für die Überprüfung der Rechtmäßigkeit und Ord-
nungsmäßigkeit der Amtshandlung;

2. für gerichtliche Straf-, Unterbringungs- und Verfah-
ren über die Erwachsenenvertretung;

3. für die Erfüllung der Pflichten nach § 39b.
(3) Dem Betroffenen steht im Umfang des § 17

Abs. 1 bis 3 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes 1991, BGBl. Nr. 51, das Recht auf Einsicht
in die Aufzeichnungen und Bescheinigungen zu. Über
die Verweigerung der Akteneinsicht ist mit Bescheid
in einem Verfahren nach dem genannten Bundesgesetz
in seiner jeweiligen Fassung zu entscheiden.

2. UbG | § 37 - § 39a

- 24 -

UbG



(4) Die Aufzeichnungen und Bescheinigungen sind,
soweit sie nicht Bestandteil der Krankengeschichte
oder der Gerichtsakten geworden sind, nach drei Jah-
ren, sollte zu diesem Zeitpunkt ein Verfahren zur
Überprüfung der Amtshandlung anhängig sein, nach
dessen Abschluß, unverzüglich zu vernichten.

(5) Für Aufzeichnungen der Organe des öffentlichen
Sicherheitsdienstes, die ausschließlich ein das Leben
oder die Gesundheit eines Dritten gefährdendes Ver-
halten des Betroffenen enthalten, sind die Bestimmun-
gen des 4. Teiles des Sicherheitspolizeigesetzes maß-
geblich; Abs. 3 gilt jedoch auch für sie.

Mitteilungspflichten
§ 39b. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheits-

dienstes haben dem Abteilungsleiter die Bescheini-
gung nach § 8 sowie den Bericht über die Amtshand-
lung nach § 9 dieses Bundesgesetzes oder nach § 46
SPG zur Aufnahme in die Krankengeschichte zu über-
mitteln. Der Bericht hat die Sicherheitsbehörde, der
die Amtshandlung zuzurechnen ist (§ 39a Abs. 1 ers-
ter Satz), anzuführen. Der Abteilungsleiter hat Ablich-
tungen dieser Urkunden der Meldung nach § 17 anzu-
schließen.

(2) Das Unterbringungsgericht hat von einer Ent-
scheidung nach § 20 Abs. 1 die im Bericht angeführte
Sicherheitsbehörde zu verständigen. Diese Behörde
hat, sofern sie nicht selbst hiefür zuständig ist, die Mit-
teilung des Gerichtes an jene Behörden weiterzuleiten,
die bezüglich des Betroffenen zur Prüfung der Verläß-
lichkeit für den Bereich des Waffen-, Schieß-, Muniti-
ons- und Sprengmittelwesens zuständig sind. Die Mit-
teilungen dürfen nur für diese Zwecke verwendet wer-
den.

(3) Es gelten entsprechend § 39a Abs. 1 bis 4 für die
in Abs. 2 erster Satz genannten Behörden und § 39a
Abs. 1 zweiter Satz für die in Abs. 2 zweiter Satz ge-
nannten Behörden.

Kosten
§ 40. Die Kosten des gerichtlichen Verfahrens trägt

der Bund.

Bekanntgabe der Anstalt
§ 41. Der ärztliche Leiter einer Krankenanstalt, für

die die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gelten
(§ 2), hat dies dem Vorsteher des Bezirksgerichts, in
dessen Sprengel die psychiatrische Abteilung liegt,
unverzüglich bekanntzugeben.

Schluß- und Übergangsbestimmungen
§ 42. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner

1991 in Kraft.
(2) Die §§ 39a, 39b, 44 und 47 in der Fassung des

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 12/1997 treten mit 1. Juli
1997 in Kraft.

(3) Die §§ 2, 3, 4, 5, 6, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 15,
16, 17, 19, 20, 21, 25, 26, 27, 28, 29, 29a, 30, 32,
32a, 33, 34, 34a, 35, 36, 37, 38, 38a, 39 und 41 sowie

43 und 47 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I
Nr. 18/2010 treten mit 1. Juli 2010 in Kraft. Mit die-
sem Zeitpunkt tritt der jeweils örtlich zuständige Ver-
ein im Sinn des § 13 Abs. 1 als Vertreter eines Kran-
ken an die Stelle des diesen bis dahin vertretenden
Patientenanwalts. Die §§ 10 und 17 in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 18/2010 sind anzu-
wenden, wenn das Aufnahmeverfahren in der psychia-
trischen Abteilung nach dem 30. Juni 2010 begonnen
hat. § 27 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I
Nr. 18/2010 ist anzuwenden, wenn der Beschluss nach
dem 30. Juni 2010 verkündet wurde. § 28 und § 29a
erster Fall in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I
Nr. 18/2010 sind anzuwenden, wenn der angefochte-
ne Beschluss nach dem 30. Juni 2010 ergangen ist.
§ 29 Abs. 3 und § 29a zweiter Fall in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 18/2010 sind anzuwen-
den, wenn das Gericht den Beschluss, die Unterbrin-
gung für unzulässig zu erklären, nach dem 30. Juni
2010 fasst. § 32 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. I Nr. 18/2010 ist auch auf Unterbringungen an-
zuwenden, die vor dem 1. Juli 2010 begonnen haben,
doch beginnen die in dieser Bestimmung festgelegten
Fristen frühestens am 1. Juli 2010 zu laufen.

(4) Für das Inkrafttreten des 2. Erwachsenenschutz-
Gesetzes, BGBl. I Nr. 59/2017 (2. ErwSchG), gilt Fol-
gendes:

1. Die §§ 4, 5, 6, 12, 13, 21, 35, 36, 37 und 39a in der
Fassung des 2. ErwSchG treten mit 1. Juli 2018 in
Kraft.

2. Die §§ 4, 5, 13 und 35 bis 37 in der Fassung des
2. ErwSchG sind auf Unterbringungen und medi-
zinische Behandlungen anzuwenden, die nach dem
30. Juni 2018 begonnen werden.

3. Die §§ 12 und 21 in der Fassung des 2. ErwSchG
sind auf Verfahren anzuwenden, die nach dem
30. Juni 2018 anhängig werden.

4. § 39a in der Fassung des 2. ErwSchG ist auf Of-
fenbarungen und Verwertungen nach dem 30. Juni
2018 anzuwenden.
§ 43. (1) Solange einem Gericht nicht in ausreichen-

der Anzahl von einem geeigneten Verein namhaft ge-
machte Patientenanwälte zur Verfügung stehen, hat
der Vorsteher dieses Gerichtes eine oder mehrere an-
dere geeignete und bereite Personen zu Patientenan-
wälten allgemein zu bestellen. § 6 VSPBG gilt sinnge-
mäß.

(2) Ist dies nicht möglich, so hat das Gericht für ei-
nen ohne Verlangen untergebrachten Kranken, der kei-
nen gewillkürten Vertreter hat, einen Patientenanwalt
zu bestellen; dieser kann ein Angehöriger des Kran-
ken, ein Gerichtsbediensteter oder eine sonstige ge-
eignete Person sein. Gleiches gilt, wenn ein auf Ver-
langen untergebrachter Kranker der Bestellung eines
Patientenanwalts zur Wahrnehmung der in den §§ 33
bis 39 verankerten Rechte zustimmt. § 6 VSPBG gilt
sinngemäß.

(3) Der nach Abs. 1 bestellte Patientenanwalt hat
Anspruch auf Ersatz der Reise- und Aufenthaltskos-
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ten, der notwendigen Barauslagen und auf Abgeltung
des Zeitaufwandes in der in § 18 Abs. 1 GebAG 1975,
BGBl. Nr. 136, angeführten Höhe. Über den Gebüh-
renanspruch entscheidet jeweils der Vorsteher des Be-
zirksgerichts. Die Beträge sind am Ende jedes Kalen-
dervierteljahres auszuzahlen.

(4) Der nach Abs. 2 bestellte Patientenanwalt hat
Anspruch auf Ersatz der Reise- und Aufenthaltskosten
entsprechend den für Zeugen geltenden Bestimmun-
gen des GebAG 1975 sowie der notwendigen Baraus-
lagen. Über seinen Gebührenanspruch hat das Gericht
zu entscheiden. Die §§ 39 bis 42 GebAG 1975 sind
sinngemäß anzuwenden.

§ 44. (1) Bescheinigungen nach § 8 dieses Bundes-
gesetzes, die vor dem Inkrafttreten des Bundesgeset-
zes BGBl. I Nr. 12/1997 ausgestellt worden sind, und
Bescheinigungen nach § 49 Abs. 1 Krankenanstalten-
gesetz, BGBl. Nr. 27/1958, in der vor dem Inkraft-
treten des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 157/1990 gel-
tenden Fassung sowie Aufzeichnungen über damit im
Zusammenhang stehende Amtshandlungen sind spä-
testens drei Jahre nach Inkrafttreten des Bundesgeset-
zes BGBl. I Nr. 12/1997, sollte zu diesem Zeitpunkt
ein Verfahren zur Überprüfung der Amtshandlung an-
hängig sein, nach dessen Abschluß, unverzüglich zu
vernichten.

(2) Evidenzen, die eine, wenn auch nur erleichterte,
Auffindbarkeit der Bescheinigungen und Aufzeich-
nungen nach Abs. 1 nach einem auf die psychische Er-
krankung oder die Unterbringung hindeutenden Merk-
mal ermöglichen würden, sind spätestens sechs Mo-
nate nach Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I
Nr. 12/1997 völlig zu vernichten.

§ 46. Unberührt bleiben insbesondere

1. die Vorschriften über die Zulässigkeit von Zwangs-
maßnahmen aus Gründen der öffentlichen Sicher-
heit oder der Strafverfolgung,

2. die strafrechtlichen Vorschriften über die mit Frei-
heitsentziehung verbundenen vorbeugenden Maß-
nahmen bei geistig abnormen und entwöhnungsbe-
dürftigen Rechtsbrechern und

3. die Vorschriften über den Vollzug der Freiheitsstrafe
und der mit Freiheitsentziehung verbundenen vor-
beugenden Maßnahmen.
§ 47. Mit der Vollziehung sind betraut:

1. hinsichtlich der §§ 1 bis 3 und 33 bis 37, soweit sie
von den Gerichten anzuwenden sind, der Bundesmi-
nister für Justiz im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Gesundheit und Konsumentenschutz,
soweit sie von den Krankenanstalten anzuwenden
sind, der Bundesminister für Gesundheit und Kon-
sumentenschutz im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Justiz;

2. hinsichtlich der §§ 4 bis 7, 10, 11 und 17 sowie
der §§ 32, 39, 39b Abs. 1 dritter Satz und 41 der
Bundesminister für Gesundheit und Konsumenten-
schutz;

3. hinsichtlich der §§ 8, 9, 39a und 44 der Bundesmi-
nister für Inneres, soweit sich diese Bestimmungen
aber auf einen Polizeiarzt beziehen, im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Gesundheit und
Konsumentenschutz, soweit sich diese Bestimmun-
gen aber auf einen im öffentlichen Sanitätsdienst
stehenden Arzt beziehen, der Bundesminister für
Gesundheit und Konsumentenschutz im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Inneres;

4. hinsichtlich der §§ 12 bis 16 und 18 bis 31 sowie der
§§ 38, 39b Abs. 2 erster Satz, 40, 43 der Bundesmi-
nister für Justiz, hinsichtlich der §§ 23 Abs. 2, 39b
Abs. 2 erster Satz im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Inneres und hinsichtlich der §§ 40
und 43 im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Finanzen;

5. hinsichtlich des § 39b Abs. 1 erster Satz der Bun-
desminister für Inneres im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Gesundheit und Konsumenten-
schutz;

6. hinsichtlich des § 39b Abs. 1 zweiter Satz, Abs. 2
zweiter und dritter Satz sowie Abs. 3 der Bundesmi-
nister für Inneres.

7. hinsichtlich § 38a die Bundesministerin für Justiz.
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1. Abschnitt

Regelungsgegenstand und Begriffsbestimmungen

Regelungsgegenstand
§ 1. Dieses Bundesgesetz regelt die Rechtsform des

Wohnungseigentums, insbesondere die Voraussetzun-
gen, die Begründung, den Erwerb und das Erlöschen
von Wohnungseigentum, die Rechte und Pflichten der
Wohnungseigentümer und Wohnungseigentumsbe-
werber, des Wohnungseigentumsorganisators und des
Verwalters, die Verwaltung der Liegenschaft, die Ei-
gentümergemeinschaft, die Ausschließung von Woh-
nungseigentümern, das vorläufige Wohnungseigen-
tum des Alleineigentümers der Liegenschaft und das
wohnungseigentumsrechtliche Außerstreitverfahren.

Begriffsbestimmungen
§ 2. (1) Wohnungseigentum ist das dem Miteigentü-

mer einer Liegenschaft oder einer Eigentümerpartner-
schaft eingeräumte dingliche Recht, ein Wohnungs-
eigentumsobjekt ausschließlich zu nutzen und allein
darüber zu verfügen. Vorläufiges Wohnungseigentum
ist das nach den Regelungen im 10. Abschnitt be-
schränkte Wohnungseigentum, das unter den dort um-
schriebenen Voraussetzungen vom Alleineigentümer
einer Liegenschaft begründet werden kann.

(2) Wohnungseigentumsobjekte sind Wohnungen,
sonstige selbständige Räumlichkeiten und Abstellplät-
ze für Kraftfahrzeuge (wohnungseigentumstaugliche
Objekte), an denen Wohnungseigentum begründet
wurde. Eine Wohnung ist ein baulich abgeschlossener,
nach der Verkehrsauffassung selbständiger Teil eines
Gebäudes, der nach seiner Art und Größe geeignet
ist, der Befriedigung eines individuellen Wohnbedürf-
nisses von Menschen zu dienen. Eine sonstige selb-
ständige Räumlichkeit ist ein baulich abgeschlossener,
nach der Verkehrsauffassung selbständiger Teil eines
Gebäudes, dem nach seiner Art und Größe eine er-
hebliche wirtschaftliche Bedeutung zukommt, wie et-
wa ein selbständiger Geschäftsraum oder eine Garage.
Ein Abstellplatz für ein Kraftfahrzeug ist eine - etwa
durch Bodenmarkierung - deutlich abgegrenzte Bo-
denfläche, die ausschließlich zum Abstellen eines
Kraftfahrzeugs gewidmet und dazu nach ihrer Größe,
Lage und Beschaffenheit geeignet ist; eine Stellfläche
etwa aus Metall, die zu einer technischen Vorrichtung
zur Platz sparenden Unterbringung von Kraftfahrzeu-
gen gehört, ist einer Bodenfläche gleichzuhalten.

(3) Zubehör-Wohnungseigentum ist das mit dem
Wohnungseigentum verbundene Recht, andere, mit
dem Wohnungseigentumsobjekt baulich nicht verbun-
dene Teile der Liegenschaft, wie etwa Keller- oder
Dachbodenräume, Hausgärten oder Lagerplätze, aus-
schließlich zu nutzen. Diese rechtliche Verbindung
setzt voraus, dass das Zubehörobjekt ohne Inanspruch-
nahme anderer Wohnungseigentums- oder Zubehör-
objekte zugänglich und deutlich abgegrenzt ist.

(4) Allgemeine Teile der Liegenschaft sind solche,
die der allgemeinen Benützung dienen oder deren

Zweckbestimmung einer ausschließlichen Benützung
entgegensteht.

(5) Wohnungseigentümer ist ein Miteigentümer der
Liegenschaft, dem Wohnungseigentum an einem dar-
auf befindlichen Wohnungseigentumsobjekt zu-
kommt. Alle Wohnungseigentümer bilden zur Verwal-
tung der Liegenschaft die Eigentümergemeinschaft;
sie ist eine juristische Person mit Rechtsfähigkeit in
dem durch § 18 Abs. 1 und 2 umschriebenen Umfang.

(6) Wohnungseigentumsbewerber ist derjenige, dem
schriftlich, sei es auch bedingt oder befristet, von ei-
nem Wohnungseigentumsorganisator die Einräumung
von Wohnungseigentum an einem bestimmt bezeich-
neten wohnungseigentumstauglichen Objekt zugesagt
wurde. Wohnungseigentumsorganisator ist sowohl der
Eigentümer oder außerbücherliche Erwerber der Lie-
genschaft als auch jeder, der mit dessen Wissen die
organisatorische Abwicklung des Bauvorhabens oder
- bei bereits bezogenen Gebäuden - der Wohnungs-
eigentumsbegründung durchführt oder an dieser Ab-
wicklung in eigener Verantwortlichkeit beteiligt ist.
Miteigentumsbewerber ist derjenige, dem im Fall der
Begründung von vorläufigem Wohnungseigentum
schriftlich, sei es auch bedingt oder befristet, vom
(früheren) Alleineigentümer die Einräumung von Mit-
eigentum an der Liegenschaft und der Erwerb von
Wohnungseigentum an einem bestimmt bezeichneten
Wohnungseigentumsobjekt zugesagt wurde.

(7) Die Nutzfläche ist die gesamte Bodenfläche ei-
nes Wohnungseigentumsobjekts abzüglich der Wand-
stärken sowie der im Verlauf der Wände befindlichen
Durchbrechungen und Ausnehmungen. Treppen, offe-
ne Balkone und Terrassen sowie Zubehörobjekte im
Sinne des Abs. 3 sind bei der Berechnung der Nutz-
fläche nicht zu berücksichtigen; für Keller- und Dach-
bodenräume gilt dies jedoch nur, soweit sie ihrer Aus-
stattung nach nicht für Wohn- oder Geschäftszwecke
geeignet sind.

(8) Der Nutzwert ist die Maßzahl, mit der der Wert
eines Wohnungseigentumsobjekts im Verhältnis zu
den Werten der anderen Wohnungseigentumsobjekte
der Liegenschaft bezeichnet wird. Er ergibt sich aus
der Nutzfläche des Objekts und aus Zuschlägen oder
Abstrichen für werterhöhende oder wertvermindernde
Eigenschaften desselben.

(9) Der Mindestanteil ist jener Miteigentumsanteil
an der Liegenschaft, der zum Erwerb von Wohnungs-
eigentum an einem Wohnungseigentumsobjekt erfor-
derlich ist. Er entspricht dem Verhältnis des Nutzwerts
des Objekts zur Summe der Nutzwerte aller Woh-
nungseigentumsobjekte der Liegenschaft.

(10) Die Eigentümerpartnerschaft ist die Rechtsge-
meinschaft zweier natürlicher Personen, die gemein-
sam Wohnungseigentümer eines Wohnungseigen-
tumsobjekts sind.
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2. Abschnitt

Begründung und Erwerb von Wohnungseigentum

Begründung von Wohnungseigentum; Titel, Zu-
stimmung, Beschränkung

§ 3. (1) Das Wohnungseigentum kann begründet
werden auf Grundlage

1. einer schriftlichen Vereinbarung aller Miteigentü-
mer (Wohnungseigentumsvertrag),

2. einer gerichtlichen Entscheidung über eine Klage
nach § 43,

3. einer gerichtlichen Entscheidung in einem Verfah-
ren zur Aufhebung einer Miteigentumsgemein-
schaft oder

4. einer gerichtlichen Aufteilung des ehelichen Ge-
brauchsvermögens und der ehelichen Ersparnisse
(§§ 81 bis 98 Ehegesetz).
(2) Die Begründung von Wohnungseigentum ist nur

zulässig, wenn sie sich auf alle wohnungseigen-
tumstauglichen Objekte bezieht, die nach der Wid-
mung der Miteigentümer als Wohnungseigentumsob-
jekte vorgesehen sind.

(3) An allgemeinen Teilen der Liegenschaft kann
Wohnungseigentum nicht begründet werden.

(4) Wenn für jeden der künftigen Wohnungseigen-
tümer bereits vor der Wohnungseigentumsbegründung
entweder das Miteigentum an einem Anteil der Lie-
genschaft einverleibt oder die Anmerkung der Einräu-
mung von Wohnungseigentum an einem Anteil ein-
getragen ist, kann mit Zustimmung aller dieser Mit-
eigentümer und Wohnungseigentumsbewerber sowie
der Buchberechtigten die zur Schaffung der erforder-
lichen Miteigentumsanteile (§ 2 Abs. 9) notwendige
Veränderung der bestehenden Miteigentumsanteile
durch Berichtigung in sinngemäßer Anwendung des
§ 136 Abs. 1 GBG 1955 geschehen. Die Zustimmung
von Buchberechtigten, die im Rang nach einer Anmer-
kung der Einräumung von Wohnungseigentum einge-
tragen sind, ist für die Berichtigung jedoch nicht er-
forderlich. Soweit zu Gunsten eines Wohnungseigen-
tumsbewerbers die Anmerkung der Einräumung des
Wohnungseigentums eingetragen ist, ist die Berichti-
gung im Rang der Zusage vorzunehmen. Bücherliche
Rechte, die auf den Miteigentumsanteilen lasten, be-
ziehen sich ohne weiteres auf die berichtigten Mitei-
gentumsanteile.

Wirkung der Wohnungseigentumsbegründung auf
ein bestehendes Mietverhältnis

§ 4. (1) Mit der Begründung von Wohnungseigen-
tum an einem vermieteten wohnungseigentumstaugli-
chen Objekt geht die Rechtsstellung des Vermieters
auf den Wohnungseigentümer über, dem das Woh-
nungseigentum an diesem Objekt zukommt.

(2) Soweit der Hauptmieter des Wohnungseigen-
tumsobjekts Geldansprüche aus dem Mietverhältnis,
die noch aus der Zeit vor der Begründung des Woh-

nungseigentums an dem von ihm gemieteten Objekt
herrühren, gegen den Wohnungseigentümer auch
durch Exekution nicht hereinbringen kann, haftet die
Eigentümergemeinschaft für den Ausfall.

(3) Der Hauptmieter des Wohnungseigentumsob-
jekts kann mietrechtliche Ansprüche, die sich auf die
allgemeinen Teile der Liegenschaft oder auf die Lie-
genschaft als Gesamtheit beziehen, ungeachtet der
Rechtsstellung des Wohnungseigentümers als Vermie-
ter auch gegen die Eigentümergemeinschaft geltend
machen.

Erwerb des Wohnungseigentums
§ 5. (1) Das Wohnungseigentum kann von jedem

Miteigentümer erworben werden, dessen Anteil dem
Mindestanteil entspricht. Zwei natürliche Personen,
deren Miteigentumsanteile je dem halben Mindestan-
teil entsprechen, können als Eigentümerpartnerschaft
gemeinsam Wohnungseigentum erwerben (§ 13).

(2) Wohnungseigentum an einem Abstellplatz für
ein Kraftfahrzeug kann bis zum Ablauf von drei Jah-
ren nach Begründung von Wohnungseigentum an der
Liegenschaft nur von einer Person oder Eigentümer-
partnerschaft erworben werden, der Wohnungseigen-
tum an einer Wohnung oder einem selbständigen Ge-
schäftsraum der Liegenschaft (Bedarfsobjekte) zu-
kommt; dabei kann ein Wohnungseigentümer meh-
rerer Bedarfsobjekte schon während der dreijährigen
Frist eine entsprechende Mehrzahl von Abstellplätzen
erwerben. Darüber hinaus kann der Wohnungseigen-
tümer eines Bedarfsobjekts während der dreijährigen
Frist mehrere Abstellplätze nur erwerben, soweit die
Zahl der auf der Liegenschaft vorhandenen und als
Wohnungseigentumsobjekte gewidmeten Abstellplät-
ze die Zahl der Bedarfsobjekte übersteigt; bei der Be-
rechnung der überzähligen Abstellplätze ist der
schriftlich erklärte Verzicht eines Wohnungseigentü-
mers auf den ihm vorzubehaltenden Abstellplatz zu
berücksichtigen. Nach Ablauf der dreijährigen Frist
können auch andere Personen Wohnungseigentum an
einem Abstellplatz erwerben. Die Beschränkungen
des ersten und zweiten Satzes gelten nicht für den-
jenigen Wohnungseigentumsorganisator, der im Woh-
nungseigentumsvertrag als Hauptverantwortlicher für
die Wohnungseigentumsbegründung und den Abver-
kauf der Wohnungseigentumsobjekte bezeichnet ist;
dies kann je Liegenschaft nur eine einzige Person sein.

(3) Das Wohnungseigentum wird durch die Einver-
leibung in das Grundbuch erworben. Es ist im Eigen-
tumsblatt auf dem Mindestanteil einzutragen; bei ei-
ner Eigentümerpartnerschaft sind die Anteile der Part-
ner am Mindestanteil (§ 13 Abs. 2) zu verbinden. Die
Eintragung des Wohnungseigentums an einem Woh-
nungseigentumsobjekt erstreckt sich auch auf dessen
Zubehörobjekte nach § 2 Abs. 3, soweit sich deren
Zuordnung zum Wohnungseigentumsobjekt aus dem
Wohnungseigentumsvertrag (§ 3 Abs. 1 Z 1) oder der
gerichtlichen Entscheidung (§ 3 Abs. 1 Z 2 bis 4) je-
weils im Zusammenhalt mit der Nutzwertermittlung
oder -festsetzung eindeutig ergibt. Wird auf einer Lie-
genschaft das Wohnungseigentum einverleibt, so ist in
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der Aufschrift des Gutsbestandsblatts das Wort „Woh-
nungseigentum“ einzutragen.

(4) Die Übertragung eines Zubehörobjekts von ei-
nem Wohnungseigentumsobjekt an ein anderes bedarf
zu ihrer Wirksamkeit nicht der Zustimmung der übri-
gen Wohnungseigentümer.

Grundlagen für die Einverleibung des Wohnungs-
eigentums

§ 6. (1) Dem Antrag auf Einverleibung sind jeden-
falls beizulegen

1. die schriftliche Vereinbarung der Miteigentümer
nach § 3 Abs. 1 Z 1 oder die gerichtliche Entschei-
dung nach § 3 Abs. 1 Z 2 bis 4,

2. die Bescheinigung der Baubehörde oder das Gut-
achten eines für den Hochbau zuständigen Zivil-
technikers oder eines allgemein beeideten und ge-
richtlich zertifizierten Sachverständigen für das
Hochbau- oder das Immobilienwesen über den Be-
stand an wohnungseigentumstauglichen Objekten,

3. das Nutzwertgutachten (§ 9 Abs. 1) oder die rechts-
kräftige Entscheidung über die gerichtliche Nutz-
wertfestsetzung (§ 9 Abs. 2).
(2) Die Bescheinigung oder das Gutachten gemäß

Abs. 1 Z 2 darf schon auf Grund der behördlich bewil-
ligten Baupläne auf Antrag eines Miteigentümers oder
eines Wohnungseigentumsbewerbers ausgestellt wer-
den; der Verfasser eines solches Gutachtens hat der zu-
ständigen Baubehörde eine Ausfertigung des Gutach-
tens zu übermitteln.

3. Abschnitt

Nutzfläche, Nutzwert, Mindestanteil

Berechnung der Nutzfläche
§ 7. Die Nutzfläche ist in Quadratmetern auszudrü-

cken. Sie ist auf Grund des behördlich genehmigten
Bauplans zu berechnen. Ist dies jedoch nicht möglich
oder wird eine Abweichung des Bauplans vom Natur-
maß des jeweiligen Wohnungseigentumsobjekts um
mehr als 3 vH erwiesen, so ist dessen Nutzfläche nach
dem Naturmaß zu berechnen.

Berechnung des Nutzwerts
§ 8. (1) Der Nutzwert ist in einer ganzen Zahl auszu-

drücken, wobei Teilbeträge unter 0,5 abgerundet und
ab 0,5 aufgerundet werden. Er ist aus der Nutzfläche
und aus Zuschlägen oder Abstrichen für Umstände zu
berechnen, die nach der Verkehrsauffassung den Wert
des Wohnungseigentumsobjekts erhöhen oder vermin-
dern, wie etwa dessen Zweckbestimmung, Stock-
werkslage, Lage innerhalb eines Stockwerks oder des-
sen Ausstattung mit offenen Balkonen, Terrassen und
Zubehörobjekten im Sinne des § 2 Abs. 3.

(2) Zuschläge für die Ausstattung mit Zubehörob-
jekten im Sinne des § 2 Abs. 3 sowie mit offenen Bal-
konen und Terrassen sind in einer ganzen Zahl auszu-
drücken; es gilt die Rundungsbestimmung des Abs. 1

erster Satz; der Zuschlag ist jedoch mindestens mit der
Zahl Eins anzusetzen. Sonstige werterhöhende oder
wertvermindernde Unterschiede, die insgesamt nur ei-
nen Zuschlag oder Abstrich von nicht mehr als 2 vH
rechtfertigen würden, sind zu vernachlässigen.

(3) Der Nutzwert eines Abstellplatzes für ein Kraft-
fahrzeug darf dessen Nutzfläche - außer zur Berück-
sichtigung von Zubehörobjekten - rechnerisch nicht
übersteigen. Bei seiner Berechnung ist neben den in
Abs. 1 genannten Umständen auch zu berücksichti-
gen, ob der Abstellplatz in einem Gebäude oder im
Freien liegt, letzterenfalls ob er überdacht ist.

Ermittlung und Änderung der Nutzwerte
§ 9. (1) Die Nutzwerte sind durch das Gutachten ei-

nes für den Hochbau zuständigen Ziviltechnikers oder
eines allgemein beeideten und gerichtlich zertifizier-
ten Sachverständigen für das Hochbau- oder das Im-
mobilienwesen zu ermitteln.

(2) Auf Antrag sind die Nutzwerte vom Gericht ins-
besondere dann abweichend vom Nutzwertgutachten
(Abs. 1) festzusetzen, wenn

1. das Gutachten gegen zwingende Grundsätze der
Nutzwertberechnung verstößt,

2. das Gutachten bei einem Wohnungseigentumsob-
jekt um mehr als 3 vH von den tatsächlichen Gege-
benheiten abweicht,

3. sich der Nutzwert eines Wohnungseigentumsob-
jekts durch eine gegenüber den Grundlagen der
Nutzwertermittlung abweichende Bauführung um
mehr als 3 vH ändert,

4. sich der Nutzwert eines Wohnungseigentumsob-
jekts nach Vollendung der Bauführung durch bau-
liche Vorgänge auf der Liegenschaft wesentlich än-
dert oder

5. sich die Nutzwerte durch Änderungen im Bestand
räumlich unmittelbar aneinandergrenzender Woh-
nungseigentumsobjekte oder durch die Übertragung
von Zubehörobjekten im Sinne des § 2 Abs. 3 än-
dern.
(3) Abs. 2 gilt entsprechend auch für eine gericht-

liche Neufestsetzung der Nutzwerte abweichend von
einer bereits früher ergangenen Nutzwertfestsetzung
durch das Gericht.

(4) In den Entscheidungen über die gerichtliche
Nutzwertfestsetzung ist auch festzustellen, inwieweit
sich durch sie die Summe der Nutzwerte aller Woh-
nungseigentumsobjekte der Liegenschaft ändert.

(5) In den Fällen des Abs. 2 Z 5 sind die Nutzwerte
der von der Änderung oder Übertragung betroffenen
Wohnungseigentumsobjekte so festzusetzen, dass ihre
Summe gleich bleibt. Bei der Übertragung eines Zu-
behörobjekts ist eine Nutzwertfestsetzung entbehrlich,
wenn sich der Nutzwert des Zubehörobjekts zweifels-
frei aus der früheren Nutzwertermittlung ergibt.

(6) Die Nutzwerte können auch ohne gerichtliche
Entscheidung abweichend vom Nutzwertgutachten
(Abs. 1) oder von einer gerichtlichen Nutzwertfestset-
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zung (Abs. 2 oder 3) festgesetzt werden, indem ein
neues Nutzwertgutachten eingeholt wird und sämtli-
che Wohnungseigentümer den Ergebnissen dieses
Gutachtens öffentlich beglaubigt schriftlich zustim-
men.

Recht zum Antrag auf gerichtliche Nutzwertfest-
setzung; Änderung der Miteigentumsanteile

§ 10. (1) Die gerichtliche Nutzwertfestsetzung kann
in den Fällen des § 9 Abs. 2 Z 1 bis 4 von jedem Mit-
eigentümer und Wohnungseigentumsbewerber, in den
Fällen des § 9 Abs. 2 Z 5 nur gemeinsam von den
von der Änderung oder Übertragung betroffenen Woh-
nungseigentümern beantragt werden.

(2) Die gerichtliche Nutzwertfestsetzung kann im
Fall des § 9 Abs. 2 Z 2 nur innerhalb eines Jahres ab
Rechtskraft der Bewilligung der Einverleibung von
Wohnungseigentum und in den Fällen des § 9 Abs. 2
Z 3 und 4 nur innerhalb eines Jahres ab Vollendung
der Bauführung beantragt werden. Für einen Woh-
nungseigentumsbewerber beginnt im Fall des § 9
Abs. 2 Z 2 die Antragsfrist erst mit der Verständigung
von der Einverleibung des Wohnungseigentums.

(3) Sollen auf Grund einer gerichtlichen (§ 9 Abs. 2
und 3) oder einvernehmlichen (§ 9 Abs. 6) Nutzwert-
festsetzung die Miteigentumsanteile geändert werden,
so kann dies bei bereits einverleibtem Wohnungsei-
gentum durch Berichtigung in sinngemäßer Anwen-
dung des § 136 Abs. 1 GBG 1955 geschehen. Wenn
die Berichtigung bei keinem der Miteigentumsanteile
zu einer Änderung von mehr als 10 vH führt, ist sie
auf Antrag auch nur eines der von der Änderung be-
troffenen Miteigentümer vorzunehmen; einer Zustim-
mung der übrigen Miteigentümer oder Buchberechtig-
ten bedarf es in diesem Fall nicht. Wird hingegen ein
Miteigentumsanteil durch die Berichtigung um mehr
als 10 vH geändert, so ist die Berichtigung nur mit Zu-
stimmung aller Miteigentümer und derjenigen Buch-
berechtigten zulässig, die Rechte an einem Miteigen-
tumsanteil haben, der durch die Berichtigung kleiner
wird. Bücherliche Rechte, die auf den Miteigentums-
anteilen lasten, beziehen sich ohne weiteres auf die be-
richtigten Miteigentumsanteile.

(4) Liegen die im vorstehenden Absatz genannten
Voraussetzungen einer Berichtigung in sinngemäßer
Anwendung des § 136 Abs. 1 GBG 1955 nicht vor, so
haben die Miteigentümer zur Änderung der Miteigen-
tumsanteile entsprechend einer gerichtlichen oder ein-
vernehmlichen Nutzwertfestsetzung gegenseitig Mit-
eigentumsanteile in einem solchen Ausmaß zu über-
nehmen und zu übertragen, dass jedem Wohnungsei-
gentümer der nun für sein Wohnungseigentumsobjekt
erforderliche Mindestanteil zukommt. Mangels ver-
einbarter Unentgeltlichkeit ist für die übernommenen
Miteigentumsanteile ein angemessenes Entgelt zu ent-
richten. Die durch die einzelne Übertragung entste-
henden Kosten und Abgaben hat der Miteigentümer
zu tragen, dem ein Miteigentumsanteil übertragen
wird.

Verbindung mit dem Mindestanteil
§ 11. (1) Das Wohnungseigentum ist mit dem Min-

destanteil untrennbar verbunden. Es kann nur mit die-
sem zusammen beschränkt, belastet, veräußert, von
Todes wegen übertragen und der Zwangsvollstre-
ckung unterworfen werden.

(2) Bücherliche Eintragungen auf dem Mindestan-
teil erstrecken sich auch dann auf das Wohnungseigen-
tum, wenn sie dem Wohnungseigentum im Rang vor-
angehen.

(3) Im Fall der Zwangsversteigerung eines Mitei-
gentumsanteils sind die durch das Wohnungseigentum
bewirkten Beschränkungen vom Ersteher ohne Rück-
sicht auf den bücherlichen Rang und ohne Anrech-
nung auf das Meistbot zu übernehmen.

Unteilbarkeit des Mindestanteils
§ 12. (1) Der mit dem Wohnungseigentum untrenn-

bar verbundene Mindestanteil darf, solange das Woh-
nungseigentum besteht, außer im Fall einer Eigentü-
merpartnerschaft (§ 2 Abs. 10, § 13), nicht geteilt wer-
den.

(2) Würde nach dem Tod des Wohnungseigentümers
nach den Ergebnissen des Verlassenschaftsverfahrens
der mit dem Wohnungseigentum verbundene Mindest-
anteil mehr als zwei natürlichen Personen oder zwei
natürlichen Personen zu unterschiedlichen Anteilen
oder zum Teil einer juristischen Person oder einer ein-
getragenen Personengesellschaft zufallen und kommt
es auch nicht zur Bildung einer eingetragenen Per-
sonengesellschaft, die den Mindestanteil erwirbt, so
hat das Verlassenschaftsgericht eine öffentliche Feil-
bietung des Mindestanteils und des damit verbunde-
nen Wohnungseigentums durch Versteigerung vorzu-
nehmen.

(3) Hat trotz der Anordnung des Abs. 2 eine Perso-
nenmehrheit ohne Bildung einer Eigentümerpartner-
schaft durch Rechtsnachfolge von Todes wegen Ei-
gentum am Mindestanteil erworben, so kann deren Ei-
gentum nicht im Grundbuch einverleibt werden. Wird
ein Antrag auf Einverleibung des Eigentumsrechts ge-
stellt, so hat das Grundbuchsgericht die Antragsteller
auf die Unmöglichkeit der begehrten Einverleibung
hinzuweisen und ihnen eine angemessene Frist dafür
einzuräumen, um stattdessen den Erwerb des Mindest-
anteils durch eine einzelne Person oder durch eine
Eigentümerpartnerschaft zu beantragen. Wenn diese
Frist ungenützt verstreicht, hat das Grundbuchsgericht
eine öffentliche Feilbietung nach Abs. 2 vorzuneh-
men.

4. Abschnitt

Eigentümerpartnerschaft

Gemeinsames Wohnungseigentum der Partner
§ 13. (1) Für die Eigentümerpartnerschaft gelten, so-

weit im Folgenden keine besonderen Regelungen ge-
troffen werden, die Bestimmungen des 16. Haupt-
stücks des Zweiten Teils des ABGB.
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(2) Zur Begründung einer Eigentümerpartnerschaft
müssen die Partner Eigentümer je eines halben Min-
destanteils (im Folgenden „Anteil am Mindestanteil“
genannt) sein; ihre Anteile am Mindestanteil dürfen
nicht verschieden belastet sein. Das Gleiche gilt, wenn
ein Wohnungseigentümer einer anderen Person unter
gleichzeitiger Begründung des gemeinsamen Woh-
nungseigentums den dazu erforderlichen Anteil am
Mindestanteil überträgt.

(3) Durch das gemeinsame Wohnungseigentum der
Partner werden ihre Anteile am Mindestanteil so ver-
bunden, dass sie, solange die Eigentümerpartnerschaft
besteht, nicht getrennt und nur gemeinsam beschränkt,
belastet oder der Zwangsvollstreckung unterworfen
werden dürfen. Die Zwangsvollstreckung auf Grund
eines Exekutionstitels, der bloß gegen einen der Part-
ner besteht, ist nur im Weg des mit der Pfändung des
Anspruchs auf Aufhebung des gemeinsamen Woh-
nungseigentums zu verbindenden Antrags auf
Zwangsversteigerung des gesamten Mindestanteils
und des damit verbundenen gemeinsamen Wohnungs-
eigentums zulässig. In diesem Exekutionsverfahren ist
der Partner, gegen den kein Exekutionstitel besteht,
Beteiligter; er kann zur Wahrung seiner Rechte alle
Rechtsmittel erheben, wie wenn er selbst Verpflich-
teter wäre; überdies kann er gegen diese Exekution
Widerspruch erheben (§ 37 der Exekutionsordnung),
wenn sich die Exekution auf das Wohnungseigen-
tumsobjekt bezieht, das ihm zur Befriedigung seines
dringenden Wohnbedürfnisses dient. Unter der selben
Voraussetzung hat ein Partner im Fall eines Insolvenz-
verfahrens über das Vermögen des anderen Partners
das Recht auf Aussonderung von dessen halbem Min-
destanteil (§ 44 IO). Jeder der Partner darf seinen An-
teil am Mindestanteil nur mit Zustimmung des ande-
ren Partners veräußern.

(4) Die Partner haften für alle Verbindlichkeiten aus
ihrem gemeinsamen Wohnungseigentum zur ungeteil-
ten Hand. Sie dürfen über das gemeinsame Woh-
nungseigentum und die Nutzung des im gemeinsamen
Wohnungseigentum stehenden Wohnungseigentums-
objekts nur gemeinsam verfügen.

(5) Die mit ihrem gemeinsamen Wohnungseigentum
verbundenen Befugnisse zur Mitwirkung an der Ent-
scheidungsfindung in der Eigentümergemeinschaft
(Äußerungs- und Stimmrecht sowie Minderheitsrechte
bei der Willensbildung der Eigentümergemeinschaft)
stehen den Partnern nur gemeinsam zu.

(6) Der vertragliche Ausschluss einer Klage auf
Aufhebung der Eigentümerpartnerschaft (§ 830
ABGB) bedarf der Schriftform und ist nur für drei Jah-
re ab Abschluss der jeweiligen Ausschlussvereinba-
rung rechtswirksam. Ausnahmsweise kann ein solcher
Aufhebungsausschluss auch für längere Zeit oder un-
befristet vereinbart werden, wenn für einen der Partner
eine bloß dreijährige Bindung aus triftigen Gründen,
etwa wegen seines hohen Alters, unzumutbar wäre.
Eine Ausschlussvereinbarung kann schriftlich belie-
big oft wiederholt werden. Sind die Partner Ehegatten
und dient ihr Wohnungseigentumsobjekt wenigstens
einem von ihnen zur Befriedigung seines dringenden

Wohnbedürfnisses, so ist während der Ehe die Auf-
hebungsklage des anderen unzulässig. Dient das ge-
meinsame Wohnungseigentumsobjekt einem minder-
jährigen Partner zur Befriedigung seines dringenden
Wohnbedürfnisses, so ist während dessen Minderjäh-
rigkeit die Aufhebungsklage des anderen unzulässig.

Wohnungseigentum der Partner im Todesfall
§ 14. (1) Beim Tod eines Partners gilt für den Anteil

des Verstorbenen – unter Ausschluss sonstigen Er-
werbs von Todes wegen, aber vorbehaltlich einer ab-
weichenden Vereinbarung nach Abs. 5 – Folgendes:

1. Der Anteil des Verstorbenen am Mindestanteil und
gemeinsamen Wohnungseigentum geht von Geset-
zes wegen unmittelbar ins Eigentum des überleben-
den Partners über.

2. Der Eigentumsübergang tritt jedoch nicht ein, wenn
der überlebende Partner innerhalb einer vom Ver-
lassenschaftsgericht festzusetzenden angemessenen
Frist entweder auf ihn verzichtet oder gemeinsam
mit den Erben des Verstorbenen unter Zustimmung
der Pflichtteilsberechtigten eine Vereinbarung
schließt, auf Grund derer der Anteil des Verstorbe-
nen einer anderen Person zukommt.

3. Verzichtet der überlebende Partner auf den Eigen-
tumsübergang, so hat das Verlassenschaftsgericht
eine öffentliche Feilbietung des gesamten Mindest-
anteils und des damit verbundenen Wohnungseigen-
tums durch Versteigerung vorzunehmen.

4. Solange die Möglichkeit des Verzichts besteht, sind
die Rechte des überlebenden Partners am Anteil des
Verstorbenen auf jene eines Verwalters (§ 837
ABGB) beschränkt.

5. Erwirbt der überlebende Partner den Anteil des Ver-
storbenen nach Z 1 oder geht dieser Anteil auf
Grund einer Vereinbarung nach Z 2 auf eine andere
Person über, so gilt für die Eintragung in das Grund-
buch § 182 Abs. 3 AußStrG sinngemäß.
(2) Der überlebende Partner, der den Anteil des Ver-

storbenen am Mindestanteil und Wohnungseigentum
gemäß Abs. 1 Z 1 erwirbt, hat der Verlassenschaft
nach dem Verstorbenen die Hälfte des Verkehrswerts
(§ 2 Abs. 2 LBG) des Mindestanteils zu bezahlen
(Übernahmspreis). Eine einvernehmliche Bestim-
mung des Übernahmspreises ist nur zulässig, wenn
kein Inventar zu errichten ist und soweit dadurch nicht
in Rechte von Gläubigern oder Pflichtteilsberechtigten
des Verstorbenen eingegriffen wird.

(3) Ist der überlebende Partner ein Pflichtteilsbe-
rechtigter des Verstorbenen und war Gegenstand des
gemeinsamen Wohnungseigentums eine Wohnung,
die dem Überlebenden zur Befriedigung seines drin-
genden Wohnbedürfnisses dient, so gilt Abs. 2 nicht.
Wenn aber noch ein anderer Pflichtteilsberechtigter
vorhanden ist, hat der überlebende Partner ein Viertel
des Verkehrswerts des Mindestanteils an die Verlas-
senschaft nach dem Verstorbenen zu bezahlen. Wenn
zwar kein anderer Pflichtteilsberechtigter vorhanden
ist, die Verlassenschaft jedoch ohne eine Zahlung des
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überlebenden Partners überschuldet wäre, hat der
Überlebende bis zur Höhe eines Viertels des Verkehrs-
werts des Mindestanteils den zur Deckung der Ver-
bindlichkeiten der Verlassenschaft erforderlichen Be-
trag an die Verlassenschaft zu bezahlen. Abs. 2 zwei-
ter Satz gilt entsprechend. Ist dem überlebenden Part-
ner die sofortige Zahlung dieses verminderten Über-
nahmspreises nach seinen Verhältnissen, insbesondere
seinem Vermögen, seinem Einkommen, seinen Sorge-
pflichten sowie seinen Aufwendungen für die Woh-
nung und zur Aufrechterhaltung einer angemessenen
Lebenshaltung, nicht zumutbar, so hat das Verlassen-
schaftsgericht mangels einer anders lautenden Verein-
barung auf Antrag die Zahlungspflicht bis zu einer
Frist von höchstens fünf Jahren hinauszuschieben oder
die Zahlung in Teilbeträgen innerhalb dieses Zeit-
raums zu bewilligen; in beiden Fällen ist eine ange-
messene Verzinsung festzusetzen.

(4) Die in Abs. 2 und 3 bestimmte Zahlungspflicht
des überlebenden Partners kann durch letztwillige
Verfügung des anderen Partners oder Schenkung auf
den Todesfall erlassen werden.

(5) 1. Die Partner können durch eine vor einem
Notar oder unter anwaltlicher Mitwirkung schriftlich
geschlossene Vereinbarung bestimmen, dass anstelle
des gesetzlichen Eigentumsübergangs nach Abs. 1 Z 1
der Anteil des Verstorbenen am Mindestanteil und ge-
meinsamen Wohnungseigentum einer anderen natür-
lichen Person zukommt. Der durch eine solche Ver-
einbarung Begünstigte erwirbt durch den Erbfall nicht
unmittelbar Eigentum am halben Mindestanteil, son-
dern erhält damit erst einen Anspruch auf dessen
Übereignung. Er hat diesen Anspruch innerhalb einer
vom Verlassenschaftsgericht festzusetzenden ange-
messenen Frist durch Anmeldung im Verlassen-
schaftsverfahren gegen die Verlassenschaft des Ver-
storbenen geltend zu machen. Der Begünstigte hat im
Fall einer Insolvenz der Verlassenschaft das Recht auf
Aussonderung des halben Mindestanteils (§ 44 IO),
sofern Gegenstand des gemeinsamen Wohnungseigen-
tums eine Wohnung ist, die ihm zur Befriedigung sei-
nes dringenden Wohnbedürfnisses dient. Der Begüns-
tigte hat für die Übereignung des Anteils des Ver-
storbenen am Mindestanteil den Übernahmspreis nach
Abs. 2 an die Verlassenschaft nach dem Verstorbenen
zu bezahlen; wenn beim Begünstigten aber die in
Abs. 3 erster Satz genannten Voraussetzungen ent-
sprechend vorliegen, gilt für ihn Abs. 3; für die Er-
lassung der Zahlungspflicht des Begünstigten durch
letztwillige Verfügung oder Schenkung auf den Todes-
fall gilt Abs. 4.

2. Unterlässt der Begünstigte die fristgerechte Verfol-
gung seines Anspruchs, so tritt der Eigentumsüber-
gang nach Abs. 1 Z 1 mit der Rechtsfolge des Abs. 2
oder 3 ein. Gleiches gilt, wenn der Begünstigte den
Erbfall nicht erlebt. Wenn der Begünstigte nach dem
Erbfall, aber vor seiner Eintragung im Grundbuch
stirbt, gilt für den Anspruch des Begünstigten die Re-
gelung des Abs. 1 Z 1 entsprechend.

(6) In den Fällen des Abs. 3 und 5 Z 1 vierter und
fünfter Satz gelten die dort vorgesehenen Begünsti-
gungen auch für einen im gemeinsamen Wohnungs-
eigentum der Partner stehenden Abstellplatz für ein
Kraftfahrzeug, der von den Partnern zur einheitlichen
Benützung zusammen mit der Wohnung gewidmet
war.

(7) Wird eine Verlassenschaft im Ausland abgehan-
delt, so kommen die dem Verlassenschaftsgericht in
den voranstehenden Absätzen zugewiesenen Aufga-
ben und Befugnisse dem Grundbuchsgericht zu.

Eigentümerpartnerschaft von Ehegatten bei Nich-
tigerklärung, Aufhebung oder Scheidung der Ehe

§ 15. (1) Einigen sich im Fall der Nichtigerklärung,
Aufhebung oder Scheidung der Ehe die bisherigen
Ehegatten nicht über die Aufhebung ihrer Eigentümer-
partnerschaft, so steht dem Begehren eines von ihnen
auf Aufhebung der Partnerschaft (§ 830 ABGB) nach
Ablauf eines Jahres seit dem Eintritt der Rechtskraft
der Auflösung der Ehe der Einwand der Unzeit oder
des Nachteils nicht entgegen.

(2) Ist im Zeitpunkt des Todes eines der beiden bis-
herigen Ehegatten ein Verfahren zur Aufteilung des
ehelichen Gebrauchsvermögens und der ehelichen Er-
sparnisse anhängig und gehört auch das gemeinsame
Wohnungseigentumsobjekt zum Gegenstand dieses
Verfahrens, so gehen die darüber im Aufteilungsver-
fahren getroffenen Anordnungen den Regelungen des
§ 14 vor.

5. Abschnitt

Nutzung der Wohnungseigentumsobjekte und der
allgemeinen Teile der Liegenschaft

Nutzung, Änderung und Erhaltung des Woh-
nungseigentumsobjekts

§ 16. (1) Die Nutzung des Wohnungseigentumsob-
jekts kommt dem Wohnungseigentümer zu.

(2) Der Wohnungseigentümer ist zu Änderungen
(einschließlich Widmungsänderungen) an seinem
Wohnungseigentumsobjekt auf seine Kosten berech-
tigt; dabei gilt Folgendes:

1. Die Änderung darf weder eine Schädigung des Hau-
ses noch eine Beeinträchtigung schutzwürdiger In-
teressen der anderen Wohnungseigentümer, beson-
ders auch keine Beeinträchtigung der äußeren Er-
scheinung des Hauses, noch eine Gefahr für die Si-
cherheit von Personen, des Hauses oder von ande-
ren Sachen zur Folge haben.

2. Werden für eine solche Änderung auch allgemeine
Teile der Liegenschaft in Anspruch genommen, so
muss die Änderung überdies entweder der Übung
des Verkehrs entsprechen oder einem wichtigen In-
teresse des Wohnungseigentümers dienen. Die Ein-
beziehung oder der Einbau einer Wasserentnahme-
stelle oder eines Klosetts in das Innere des Woh-
nungseigentumsobjekts, die Errichtung von Strom-
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, Gas-, Wasser- oder Fernsprechleitungen, Behei-
zungsanlagen und ähnlichen Einrichtungen kann
aus diesem Grund jedenfalls nicht untersagt wer-
den; das Gleiche gilt für das Anbringen der nach
dem Stand der Technik notwendigen Einrichtungen
für den Hörfunk- und Fernsehempfang sowie für
Multimediadienste, sofern der Anschluss an eine
bestehende Einrichtung nicht möglich oder nicht
zumutbar ist.

3. Werden für eine solche Änderung auch Wohnungs-
eigentums- oder Zubehörobjekte anderer Woh-
nungseigentümer in Anspruch genommen, so muss
überdies der betroffene Wohnungseigentümer die
Änderung nur zulassen, wenn sie keine wesentliche
und dauernde Beeinträchtigung seines Wohnungs-
eigentums zur Folge hat und sie ihm bei billiger
Abwägung aller Interessen zumutbar ist. Der Woh-
nungseigentümer, der die Änderung durchführt, hat
den beeinträchtigten Wohnungseigentümer ange-
messen zu entschädigen.

4. Ist eine behördliche Bewilligung für Änderungen
erforderlich, die die anderen Wohnungseigentümer
dulden müssen, so dürfen diese eine allenfalls erfor-
derliche Zustimmung nicht verweigern.

5. Die Z 1 und 4 gelten sinngemäß auch für Änderun-
gen im Bestand räumlich unmittelbar aneinander-
grenzender Wohnungseigentumsobjekte sowie für
die Übertragung von Zubehörobjekten.
(3) Der Wohnungseigentümer hat das Wohnungsei-

gentumsobjekt und die dafür bestimmten Einrichtun-
gen, insbesondere die Strom-, Gas- und Wasserleitun-
gen sowie die Beheizungs- und sanitären Anlagen, auf
seine Kosten so zu warten und in Stand zu halten, dass
den anderen Wohnungseigentümern kein Nachteil er-
wächst. Er hat ferner das Betreten und die Benützung
des Wohnungseigentumsobjekts zu gestatten, soweit
dies zur Erhaltung der allgemeinen Teile der Liegen-
schaft und der Behebung ernster Schäden des Hauses
erforderlich ist; für die vermögensrechtlichen Nachtei-
le, die er dadurch erleidet, ist er von der Eigentümer-
gemeinschaft angemessen zu entschädigen.

Benützungsregelung
§ 17. (1) Sämtliche Wohnungseigentümer können

schriftlich eine Vereinbarung über die Benützung der
verfügbaren allgemeinen Teile der Liegenschaft tref-
fen.

(2) Jeder Wohnungseigentümer kann eine gerichtli-
che Regelung über die Benützung der verfügbaren all-
gemeinen Teile der Liegenschaft oder die gerichtliche
Abänderung einer bestehenden Regelung aus wichti-
gen Gründen beantragen. Im erstgenannten Fall kann
während des Verfahrens über den Antrag mit einer
Mehrheit von zwei Dritteln der Anteile eine vorläufige
Benützungsregelung beschlossen werden.

(3) Die Benützungsregelung wird durch den Wech-
sel eines Wohnungseigentümers nicht berührt. Sie ist
bei Festsetzung durch das Gericht von Amts wegen,
sonst, sofern die Unterschrift auch nur eines Woh-

nungseigentümers öffentlich beglaubigt ist, auf Antrag
dieses oder eines anderen Wohnungseigentümers im
Grundbuch ersichtlich zu machen.

6. Abschnitt

Eigentümergemeinschaft, Verwalter, Vorzugs-
pfandrecht

Rechtsfähigkeit und Vertretung der Eigentümer-
gemeinschaft

§ 18. (1) Die Eigentümergemeinschaft kann in An-
gelegenheiten der Verwaltung der Liegenschaft Rech-
te erwerben und Verbindlichkeiten eingehen sowie
klagen und geklagt werden. Für Klagen gegen die Ei-
gentümergemeinschaft ist das Gericht örtlich zustän-
dig, in dessen Sprengel die Liegenschaft gelegen ist.
Bei diesem Gericht kann auch ein Wohnungseigen-
tümer von der Eigentümergemeinschaft geklagt wer-
den. Forderungen gegen die Eigentümergemeinschaft
können gegen die einzelnen Wohnungseigentümer nur
nach Maßgabe des Abs. 4 zweiter Satz und nur durch
gesonderte Klagsführung geltend gemacht werden.

(2) Die Wohnungseigentümer können der Eigentü-
mergemeinschaft aus ihrem Miteigentum erfließende
Unterlassungsansprüche sowie die Liegenschaft be-
treffende Gewährleistungs- und Schadenersatzansprü-
che abtreten, wodurch die Eigentümergemeinschaft
diese Ansprüche erwirbt und in eigenem Namen gel-
tend machen kann. Unterlässt die Eigentümergemein-
schaft die Geltendmachung eines ihr abgetretenen An-
spruchs und droht dadurch eine Frist für die An-
spruchsverfolgung abzulaufen, so kann der betreffen-
de Wohnungseigentümer den Anspruch für die Eigen-
tümergemeinschaft geltend machen.

(3) Die Eigentümergemeinschaft wird vertreten:

1. wenn ein Verwalter bestellt ist,

a) durch den Verwalter,

b) in Fragen des rechtlichen Verhältnisses zwischen
der Eigentümergemeinschaft und dem Verwalter
durch die nach Miteigentumsanteilen zu berech-
nende Mehrheit der Wohnungseigentümer,

c) bei Bestellung eines Eigentümervertreters nach
§ 22 in dem von der Interessenkollision betroffe-
nen Geschäftsbereich nur durch den Eigentümer-
vertreter;

2. wenn kein Verwalter bestellt ist,

a) durch die nach Miteigentumsanteilen zu berech-
nende Mehrheit der Wohnungseigentümer,

b) bei Bestellung eines vorläufigen Verwalters nach
§ 23 nur durch diesen.

(4) Ein gegen die Eigentümergemeinschaft ergange-
ner Exekutionstitel kann nur in die Rücklage (§ 31)
oder in die von den Wohnungseigentümern geleisteten
oder geschuldeten Zahlungen für Aufwendungen
(§ 32) vollstreckt werden. Soweit die Forderung durch
eine solche Exekution nicht hereingebracht werden
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kann, haften die Wohnungseigentümer für den Ausfall
im Verhältnis ihrer Miteigentumsanteile.

Bestellung eines Verwalters
§ 19. Die Eigentümergemeinschaft kann eine natür-

liche oder juristische Person zum Verwalter bestellen.
Name und Anschrift des Verwalters sind bei Bestel-
lung durch das Gericht von Amts wegen, sonst auf
Grund einer Urkunde über die Bestellung zum Ver-
walter, sofern die Unterschriften auch nur eines Woh-
nungseigentümers sowie des Verwalters darauf öffent-
lich beglaubigt sind, auf Antrag dieses oder eines an-
deren Wohnungseigentümers oder des Verwalters im
Grundbuch ersichtlich zu machen.

Aufgaben und Befugnisse des Verwalters
§ 20. (1) Der Verwalter ist verpflichtet, die gemein-

schaftsbezogenen Interessen aller Wohnungseigentü-
mer zu wahren und Weisungen der Mehrheit der Woh-
nungseigentümer zu befolgen, soweit diese nicht ge-
setzwidrig sind. Dem Verwalter steht die Verwaltung
der Liegenschaft und dabei insbesondere auch die
nach außen unbeschränkbare Vertretung der Eigentü-
mergemeinschaft zu; im Rahmen dieser Vertretung ist
er auch zur Bestellung eines berufsmäßigen Parteien-
vertreters befugt.

(2) Der Verwalter hat den Wohnungseigentümern bis
spätestens zum Ende der laufenden Abrechnungspe-
riode auf die in § 24 Abs. 5 beschriebene Weise eine
Vorausschau zur Kenntnis zu bringen, in der die in
absehbarer Zeit notwendigen, über die laufende In-
standhaltung hinausgehenden Erhaltungsarbeiten und
die in Aussicht genommenen Verbesserungsarbeiten,
die dafür erforderlichen Beiträge zur Rücklage sowie
die sonst vorhersehbaren Aufwendungen, vor allem
die Bewirtschaftungskosten, und die sich daraus erge-
benden Vorauszahlungen bekannt zu geben sind.

(3) Der Verwalter hat den Wohnungseigentümern
nach den Regelungen des § 34 eine ordentliche und
richtige Abrechnung sowie gegebenenfalls nach den
Regelungen des Heizkostenabrechnungsgesetzes die
Abrechnung über die Heiz- und Warmwasserkosten zu
legen.

(3a) Soweit nichts anderes vereinbart oder beschlos-
sen wird, hat der Verwalter dafür zu sorgen, dass ein
höchstens zehn Jahre alter Energieausweis nach § 2
Z 3 EAVG für das gesamte Gebäude vorhanden ist,
und jedem Wohnungseigentümer auf Verlangen und
gegen Ersatz der Kopierkosten eine Ablichtung des-
selben zur Verfügung zu stellen.

(4) Beabsichtigt der Verwalter den Abschluss eines
Rechtsgeschäfts mit einer Person, die mit ihm durch
ein familiäres oder wirtschaftliches Naheverhältnis
verbunden ist, so hat er die Wohnungseigentümer auf
dieses Naheverhältnis hinzuweisen. Der Verwalter hat
für Erhaltungsarbeiten, die über die laufende Instand-
haltung hinausgehen, und für größere Verbesserungs-
arbeiten mindestens drei Angebote einzuholen.

(5) Der Verwalter hat rückständige Zahlungen eines
Wohnungseigentümers auf die Aufwendungen für die

Liegenschaft einzumahnen und nötigenfalls Klage
nach § 27 Abs. 2 binnen der dort genannten Frist zu
erheben und die Anmerkung der Klage zu beantragen.

(6) Der Verwalter hat alle die Eigentümergemein-
schaft betreffenden Ein- und Auszahlungen entweder
über ein für jeden Wohnungseigentümer einsehbares
Eigenkonto der Eigentümergemeinschaft oder über
ein ebenso einsehbares Anderkonto durchzuführen.

(7) Die dem Verwalter als Machthaber nach dem 22.
Hauptstück des Zweiten Teils des ABGB auferlegten
Verbindlichkeiten können weder aufgehoben noch be-
schränkt werden. Der Verwalter hat auf Verlangen je-
dem Wohnungseigentümer Auskunft über den Inhalt
des Verwaltungsvertrags, besonders über die Entgelt-
vereinbarungen und den Umfang der vereinbarten
Leistungen, und im Fall einer schriftlichen Willensbil-
dung (§ 24 Abs. 1) über das Stimmverhalten der ande-
ren Wohnungseigentümer zu geben.

(8) Wenn der Verwalter seine Pflichten grob verletzt,
kann die Eigentümergemeinschaft - neben allfälligen
Schadenersatzansprüchen - auch eine Herabsetzung
des mit dem Verwalter vereinbarten Entgelts nach
Maßgabe der mit dem Pflichtverstoß einhergehenden
Minderung des Nutzens aus der Verwaltertätigkeit
verlangen.

Auflösung und Verlängerung des Verwaltungsver-
trags

§ 21. (1) Wurde der Verwalter auf unbestimmte Zeit
bestellt, so können sowohl die Eigentümergemein-
schaft als auch der Verwalter den Verwaltungsvertrag
unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum
Ende jeder Abrechnungsperiode (§ 34 Abs. 2) kündi-
gen.

(2) Wurde der Verwalter auf bestimmte, mehr als
dreijährige Zeit bestellt, so können sowohl die Eigen-
tümergemeinschaft als auch der Verwalter nach Ab-
lauf von drei Jahren den Verwaltungsvertrag ohne An-
gabe von Gründen unter Einhaltung einer Frist von
drei Monaten zum Ende jeder Abrechnungsperiode
(§ 34 Abs. 2) kündigen.

(3) Im Übrigen kann der Verwaltungsvertrag jeder-
zeit aus wichtigen Gründen von der Eigentümerge-
meinschaft gekündigt oder bei grober Verletzung der
Pflichten des Verwalters auf Antrag eines Wohnungs-
eigentümers vom Gericht aufgelöst werden; bei Auf-
lösung durch das Gericht ist die Wiederbestellung des
Verwalters unzulässig.

(4) Nach Auflösung des Verwaltungsvertrags durch
das Gericht ist die Ersichtlichmachung des Verwalters
im Grundbuch von Amts wegen zu löschen. Wird der
Verwaltungsvertrag auf andere Art aufgelöst, so ist die
Ersichtlichmachung des Verwalters auf Grund einer
Urkunde über die Kündigung oder die sonstige Auf-
lösung des Vertrags auf Antrag eines Wohnungseigen-
tümers oder des Verwalters im Grundbuch zu löschen;
die Urkunde muss bei Auflösung durch den Verwal-
ter dessen öffentlich beglaubigte Unterschrift, ansons-
ten die öffentlich beglaubigte Unterschrift eines Woh-
nungseigentümers tragen.
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(5) Die Regelungen der vorstehenden Absätze kön-
nen nicht vertraglich abbedungen werden.

(6) Wird ein auf bestimmte Zeit geschlossener Ver-
waltungsvertrag nach Ablauf der Vertragsdauer still-
schweigend verlängert (§ 863 ABGB), so gilt dies als
Verlängerung auf unbestimmte Zeit.

Eigentümervertreter
§ 22. (1) Die Eigentümergemeinschaft kann aus dem

Kreis der Wohnungseigentümer eine natürliche Person
mit deren Zustimmung zum Eigentümervertreter be-
stellen. Der Eigentümervertreter vertritt die Eigentü-
mergemeinschaft gegenüber dem bestellten Verwalter,
soweit dieser die Belange der Gemeinschaft wegen
widerstreitender eigener Interessen - wie etwa im Fall
einer gerichtlichen oder außergerichtlichen Auseinan-
dersetzung zwischen ihm und der Gemeinschaft -
nicht ausreichend wahrnehmen kann, sowie in dem
von der Interessenkollision betroffenen Geschäftsbe-
reich auch gegenüber Dritten. Die Funktion des Eigen-
tümervertreters endet spätestens zwei Jahre nach sei-
ner Bestellung; eine Wiederbestellung ist jedoch zu-
lässig.

(2) Der Eigentümervertreter hat Weisungen der
Mehrheit der Wohnungseigentümer zu befolgen, so-
weit diese nicht gesetzwidrig sind. Im Rahmen der
Vertretung der Eigentümergemeinschaft ist er auch zur
Bestellung eines berufsmäßigen Parteienvertreters be-
fugt. Für die Ersichtlichmachung des Eigentümerver-
treters im Grundbuch und deren Löschung gelten § 19
zweiter Satz und § 21 Abs. 4 entsprechend.

Vorläufiger Verwalter
§ 23. Ist kein Verwalter bestellt, so kann sowohl

ein Wohnungseigentümer als auch ein Dritter, der ein
berechtigtes Interesse an einer wirksamen Vertretung
der Eigentümergemeinschaft hat, die gerichtliche Be-
stellung eines vorläufigen Verwalters beantragen. Bis
zu dieser Entscheidung gilt der im Grundbuch erstge-
nannte Wohnungseigentümer als Zustellbevollmäch-
tigter. Die Vertretungsbefugnis des vorläufigen Ver-
walters endet mit der Bestellung eines Verwalters
durch die Gemeinschaft.

Beschlüsse der Eigentümergemeinschaft
§ 24. (1) Zur Willensbildung in der Eigentümerge-

meinschaft dient vornehmlich die Eigentümerver-
sammlung, doch können Beschlüsse auch - allenfalls
ergänzend zu den in einer Eigentümerversammlung
abgegebenen Erklärungen - auf andere Weise, etwa
auf schriftlichem Weg, zustande kommen. Ein Be-
schluss ist - mit der sich aus Abs. 6 ergebenden Ein-
schränkung - erst wirksam, nachdem allen Wohnungs-
eigentümern Gelegenheit zur Äußerung gegeben wor-
den ist; bis dahin ist ein Wohnungseigentümer an seine
bereits abgegebene Erklärung nicht gebunden.

(2) Die Wohnungseigentümer können ihr Äuße-
rungs- und Stimmrecht entweder persönlich oder
durch einen Vertreter ausüben. Weist der für den Woh-
nungseigentümer Einschreitende seine Vertretungsbe-

fugnis nicht durch eine darauf gerichtete, höchstens
drei Jahre alte, schriftliche Vollmacht oder durch eine
dieses Einschreiten umfassende Vorsorgevollmacht
oder eine gewählte Erwachsenenvertretung nach, so
ist sein Handeln nur wirksam, wenn es vom Woh-
nungseigentümer nachträglich binnen 14 Tagen
schriftlich genehmigt wird.

(3) Ist Gegenstand der beabsichtigten Beschlussfas-
sung ein Rechtsgeschäft, Rechtsverhältnis oder
Rechtsstreit mit einem Wohnungseigentümer oder mit
einer Person, mit der dieser durch ein familiäres oder
wirtschaftliches Naheverhältnis verbunden ist, so steht
diesem Wohnungseigentümer kein Stimmrecht zu.

(4) Die Mehrheit der Stimmen der Wohnungseigen-
tümer richtet sich nach dem Verhältnis der Miteigen-
tumsanteile. Bei Stimmengleichheit kann jeder Woh-
nungseigentümer die nach pflichtgemäßem Ermessen
zu treffende Entscheidung des Gerichts beantragen.

(5) Beschlüsse der Eigentümergemeinschaft sind je-
dem Wohnungseigentümer sowohl durch Anschlag an
einer für alle Wohnungseigentümer deutlich sichtba-
ren Stelle des Hauses (bei mehreren Häusern oder
mehreren Stiegenhäusern an einer entsprechenden
Mehrzahl solcher Stellen) als auch durch Übersen-
dung schriftlich zur Kenntnis zu bringen. Eine Über-
sendung an den Wohnungseigentümer einer Wohnung
oder sonstigen selbständigen Räumlichkeit hat an die
Anschrift seines Wohnungseigentumsobjekts oder an
eine andere von ihm bekannt gegebene inländische
Zustellanschrift zu erfolgen. Eine Übersendung an den
Wohnungseigentümer eines Abstellplatzes für Kraft-
fahrzeuge hat an eine von ihm bekannt zu gebende in-
ländische Zustellanschrift zu erfolgen. Dem übersen-
deten Beschluss ist ein Hinweis darauf beizufügen,
dass für den Beginn der Frist zur Anfechtung des Be-
schlusses dessen Anschlag im Haus maßgeblich ist;
zugleich ist der Tag des Anschlags und das sich daraus
ergebende Ende der Frist bekannt zu geben. Jeder
Wohnungseigentümer kann verlangen, dass die Über-
sendung von Beschlüssen an ihn nicht auf dem Post-
weg, sondern durch elektronische Übermittlung ge-
schieht.

(6) Jeder Wohnungseigentümer kann innerhalb eines
Monats ab Anschlag eines Beschlusses der Eigentü-
mergemeinschaft entsprechend Abs. 5 mit einem ge-
gen die übrigen Wohnungseigentümer zu richtenden
Antrag verlangen, dass die Rechtsunwirksamkeit des
Beschlusses wegen formeller Mängel, Gesetzwidrig-
keit oder Fehlens der erforderlichen Mehrheit gericht-
lich festgestellt wird. Beschlüsse in Angelegenheiten
der außerordentlichen Verwaltung können überdies
nach § 29 angefochten werden.

(7) Die den Wohnungseigentümern zustehenden Be-
fugnisse zur Mitwirkung an der Entscheidungsfindung
in der Eigentümergemeinschaft (Äußerungs- und
Stimmrecht sowie Minderheitsrechte bei der Willens-
bildung der Eigentümergemeinschaft) können nicht
vertraglich abbedungen werden.
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Eigentümerversammlung
§ 25. (1) Soweit nichts anderes vereinbart oder mit

einer Mehrheit von zwei Dritteln der Anteile beschlos-
sen wird, hat der Verwalter alle zwei Jahre eine Eigen-
tümerversammlung einzuberufen. Tag und Zeitpunkt
der Eigentümerversammlung sind so zu wählen, dass
voraussichtlich möglichst viele Wohnungseigentümer
daran teilnehmen können. Darüber hinaus können
mindestens drei Wohnungseigentümer, die zusammen
mindestens ein Viertel der Anteile haben, vom Ver-
walter schriftlich unter Angabe eines wichtigen Grun-
des dafür die Einberufung der Eigentümerversamm-
lung verlangen. Das Recht jedes Wohnungseigentü-
mers, auf das Zustandekommen einer Eigentümerver-
sammlung auch ohne Tätigwerden des Verwalters hin-
zuwirken, bleibt davon unberührt.

(2) Die Einberufung der Eigentümerversammlung
und die dabei zur Beschlussfassung anstehenden Ge-
genstände sind jedem Wohnungseigentümer mindes-
tens zwei Wochen vor dem Versammlungstermin
schriftlich auf die in § 24 Abs. 5 beschriebene Weise
zur Kenntnis zu bringen.

(3) Der Verwalter hat über die Teilnehmer an und
über das Geschehen bei der Eigentümerversammlung,
insbesondere über die Ergebnisse von Abstimmungen
und gefasste Beschlüsse, eine Niederschrift aufzuneh-
men und jedem Wohnungseigentümer auf die in § 24
Abs. 5 beschriebene Weise zur Kenntnis zu bringen.
Hat eine Abstimmung keine Mehrheit der Miteigen-
tumsanteile für oder gegen einen Vorschlag ergeben,
so hat der Verwalter zur Herbeiführung eines Be-
schlusses die bei der Versammlung nicht erschienenen
und auch nicht rechtswirksam vertretenen Wohnungs-
eigentümer zugleich mit der Bekanntmachung der
Niederschrift aufzufordern, sich zu dieser Frage ihm
gegenüber innerhalb einer zu bestimmenden Frist zu
äußern.

Gemeinschaftsordnung
§ 26. (1) Sämtliche Wohnungseigentümer können

eine Vereinbarung über die Einrichtung bestimmter
Funktionen innerhalb der Eigentümergemeinschaft
oder über die Willensbildung treffen. Eine solche Ver-
einbarung ist rechtswirksam, wenn sie schriftlich ge-
schlossen wird und soweit sie nicht zwingenden
Grundsätzen dieses Bundesgesetzes widerspricht. Die
mit einer solchen Funktion betrauten Wohnungseigen-
tümer können nicht mit Vertretungsbefugnis ausge-
stattet werden.

(2) Die Gemeinschaftsordnung wird durch den
Wechsel eines Wohnungseigentümers nicht berührt.
Sie ist, sofern die Unterschrift auch nur eines Woh-
nungseigentümers öffentlich beglaubigt ist, auf Antrag
dieses oder eines anderen Wohnungseigentümers im
Grundbuch ersichtlich zu machen.

Gesetzliches Vorzugspfandrecht
§ 27. (1) An jedem Miteigentumsanteil besteht in

dem durch § 216 Abs. 1 Z 3 der Exekutionsordnung

bestimmten Ausmaß ein gesetzliches Vorzugspfand-
recht zu Gunsten

1. der Forderungen der Eigentümergemeinschaft ge-
gen den Eigentümer des Anteils und

2. der Rückgriffsforderungen eines anderen Woh-
nungseigentümers

a) aus der Inanspruchnahme von dessen Haftung
nach § 18 Abs. 4 zweiter Satz,

b) aus dessen Zahlung auf Verbindlichkeiten des Ei-
gentümers des Anteils, die mit der Verwaltung
der Liegenschaft zusammenhängen, oder

c) aus dessen Zahlung auf Verbindlichkeiten, die
mit der Verwaltung der Liegenschaft zusammen-
hängen und für die dieser mit den übrigen Woh-
nungseigentümern zur ungeteilten Hand haftet.

(2) Das Vorzugspfandrecht kommt dem Forderungs-
berechtigten nur zu, wenn er die Forderung samt dem
Pfandrecht innerhalb von sechs Monaten mit Klage
geltend macht und die Anmerkung der Klage im
Grundbuch beim Miteigentumsanteil des Beklagten
beantragt.

(3) Die durch das Vorzugspfandrecht besicherte For-
derung ist im Fall einer Zwangsversteigerung des Mit-
eigentumsanteils durch Barzahlung zu berichtigen, so-
weit sie in der Verteilungsmasse (§ 215 der Exekuti-
onsordnung) Deckung findet, ansonsten aber vom Er-
steher ohne Anrechnung auf das Meistbot zu überneh-
men.

7. Abschnitt

Verwaltung der Liegenschaft

Ordentliche Verwaltung
§ 28. (1) In Angelegenheiten der ordentlichen Ver-

waltung der Liegenschaft entscheidet - unbeschadet
der Rechte des einzelnen Wohnungseigentümers nach
§ 30 - die Mehrheit der Wohnungseigentümer. Zu die-
sen Angelegenheiten gehören insbesondere:

1. die ordnungsgemäße Erhaltung der allgemeinen
Teile der Liegenschaft im Sinne des § 3 MRG, ein-
schließlich der baulichen Veränderungen, die über
den Erhaltungszweck nicht hinausgehen, und der
Behebung ernster Schäden des Hauses in einem
Wohnungseigentumsobjekt,

2. die Bildung einer angemessenen Rücklage (§ 31),

3. die Aufnahme eines Darlehens zur Deckung der
durch die Rücklage nicht gedeckten Kosten einer
in längeren als einjährigen Abständen wiederkeh-
renden Arbeit zur ordnungsgemäßen Erhaltung,

4. die angemessene Versicherung der Liegenschaft,

5. die Bestellung des Verwalters und die Auflösung
des Verwaltungsvertrags,

6. die Bestellung und Abberufung eines Eigentümer-
vertreters,
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7. die Erlassung und Änderung der Hausordnung,

8. die Vermietung der verfügbaren allgemeinen, aber
einer abgesonderten Benützung zugänglichen Tei-
le der Liegenschaft, an eine Person, die nicht Woh-
nungseigentümer ist,

9. die Aufkündigung der nach Z 8 geschlossenen
Mietverträge und

10. die Erstellung und Vorrätighaltung eines Energie-
ausweises nach § 2 Z 3 EAVG für das gesamte Ge-
bäude.

(2) Die Eigentümergemeinschaft kann ungeachtet
anderer gesetzlicher oder vertraglicher Regelungen
Mietverträge über nicht im Wohnungseigentum ste-
hende Abstellplätze für Kraftfahrzeuge unter Einhal-
tung einer Frist von drei Monaten kündigen, sobald
bei einer Person, der Wohnungseigentum an einer
Wohnung oder sonstigen selbständigen Räumlichkeit
der Liegenschaft zukommt, ein Bedarf nach einem
Abstellplatz entsteht. Bei einem Mietvertrag mit ei-
nem Wohnungseigentümer gilt dies nur dann, soweit
dieser mehr als einen Abstellplatz gemietet hat und der
Bedarf des anderen Wohnungseigentümers bei Abwä-
gung der beiderseitigen Interessen schwerer wiegt.

Außerordentliche Verwaltung
§ 29. (1) Über Veränderungen an den allgemeinen

Teilen der Liegenschaft, die über die in § 28 genann-
ten Angelegenheiten hinausgehen, wie etwa nützliche
Verbesserungen oder sonstige über die Erhaltung hin-
ausgehende bauliche Veränderungen, entscheidet die
Mehrheit der Wohnungseigentümer, doch kann jeder
der Überstimmten mit einem gegen die übrigen Woh-
nungseigentümer zu richtenden Antrag die gerichtli-
che Aufhebung des Mehrheitsbeschlusses verlangen.
Die Antragsfrist beträgt drei Monate, bei unterbliebe-
ner Verständigung des Wohnungseigentümers von der
beabsichtigten Beschlussfassung und von ihrem Ge-
genstand (§ 25 Abs. 2) hingegen sechs Monate und
beginnt mit dem Anschlag des Beschlusses im Haus
gemäß § 24 Abs. 5.

(2) Das Gericht hat den Mehrheitsbeschluss aufzu-
heben, wenn

1. die Veränderung den Antragsteller übermäßig be-
einträchtigen würde oder

2. die Kosten der Veränderung - unter Berücksichti-
gung auch der in absehbarer Zeit anfallenden Erhal-
tungsarbeiten - nicht aus der Rücklage gedeckt wer-
den könnten.
(3) Eine Aufhebung des Mehrheitsbeschlusses aus

dem Grund des Abs. 2 Z 2 hat nicht stattzufinden,
wenn der nicht gedeckte Kostenanteil von der be-
schließenden Mehrheit getragen wird oder wenn es
sich um eine Verbesserung handelt, die auch unter Be-
rücksichtigung der fehlenden Kostendeckung in der
Rücklage allen Wohnungseigentümern eindeutig zum
Vorteil gereicht.

(4) Würde die Veränderung nur zu einer Beeinträch-
tigung des Antragstellers führen, die finanziell ausge-

glichen werden kann, so hat das Gericht auszuspre-
chen, dass die Veränderung nur gegen Entrichtung ei-
ner ziffernmäßig festzusetzenden angemessenen Ent-
schädigung vorgenommen werden darf.

(5) Im Übrigen gelten für Angelegenheiten der au-
ßerordentlichen Verwaltung die §§ 834 und 835
ABGB.

(6) Unbeschadet seiner unbeschränkbaren Vertre-
tungsbefugnis (§ 20 Abs. 1) darf der Verwalter Maß-
nahmen der außerordentlichen Verwaltung nur auf
Grund eines Beschlusses nach Abs. 1 durchführen.

Minderheitsrechte und Anzeigepflicht des einzel-
nen Wohnungseigentümers

§ 30. (1) Jeder Wohnungseigentümer kann - über die
Rechte zur Anfechtung von Beschlüssen nach § 24
Abs. 6 und § 29 hinaus - mit einem gegen die übrigen
Wohnungseigentümer, im Fall der Z 5 aber gegen den
Verwalter zu richtenden Antrag die Entscheidung des
Gerichts darüber verlangen, dass

1. Arbeiten im Sinne des § 28 Abs. 1 Z 1 binnen einer
angemessenen Frist durchgeführt werden,

2. eine angemessene Rücklage gebildet oder der be-
reits festgelegte Beitrag zur Bildung der Rücklage
angemessen erhöht oder gemindert wird,

3. ihm die Entrichtung des auf ihn entfallenden Teils
der durch die Rücklage nicht gedeckten Kosten ei-
ner in längeren als einjährigen Abständen wieder-
kehrenden Erhaltungsarbeit in angemessenen, den
Verteilungszeitraum von zehn Jahren nicht überstei-
genden Monatsraten gegen Zahlung der ortsübli-
chen Hypothekarzinsen gestattet wird, soweit ihm
die sofortige Entrichtung des auf ihn entfallenden
Teilbetrags der Erhaltungsarbeit unmöglich oder
unzumutbar ist,

4. eine angemessene Feuerversicherung und Haft-
pflichtversicherung abgeschlossen wird,

5. dem Verwalter bei Verstößen gegen § 20 Abs. 2 bis
7 die Einhaltung dieser Pflichten aufgetragen oder
der Verwaltungsvertrag wegen grober Verletzung
der Pflichten des Verwalters aufgelöst wird (§ 21
Abs. 3),

6. ein Verwalter (§§ 19 ff.) oder ein vorläufiger Ver-
walter (§ 23) bestellt wird,

7. jene Bestimmungen der Hausordnung aufgehoben
oder geändert werden, die seine schutzwürdigen In-
teressen verletzen oder ihm bei billigem Ermessen
unzumutbar sind,

8. die Unwirksamkeit jener Bestimmungen einer Ge-
meinschaftsordnung festgestellt wird, die § 26 wi-
dersprechen, und

9. – sofern er Wohnungseigentümer einer Wohnung
oder sonstigen selbständigen Räumlichkeit ist - ein
nach § 28 Abs. 1 Z 8 über einen Kraftfahrzeug-Ab-
stellplatz geschlossener Mietvertrag wegen eines
bei ihm vorliegenden Bedarfs gekündigt wird.
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(2) Wenn ein einzelner Wohnungseigentümer die
Mehrheit der Miteigentumsanteile hat und zum un-
verhältnismäßigen Nachteil eines anderen Wohnungs-
eigentümers Maßnahmen trifft oder unterlässt bezie-
hungsweise dem Verwalter aufträgt oder untersagt,
kann der andere dagegen mit einem gegen den Mehr-
heitseigentümer zu richtenden Antrag - im Fall einer
bereits getroffenen oder aufgetragenen Maßnahme in-
nerhalb von drei Monaten ab deren Erkennbarkeit -
das Gericht anrufen, auch wenn es sich nur um eine
Maßnahme der ordentlichen Verwaltung (§ 28 Abs. 1)
handelt. Das Gericht kann dem Mehrheitseigentümer
die Unterlassung beabsichtigter, die Rücknahme be-
reits getroffener oder die Durchführung verabsäumter
Maßnahmen auftragen. Der Anteilsmehrheit eines ein-
zelnen Wohnungseigentümers ist es gleichzuhalten,
wenn die Mehrheit der Miteigentumsanteile im Eigen-
tum mehrerer Personen steht, die miteinander durch
ein familiäres oder wirtschaftliches Naheverhältnis
verbunden sind.

(3) Jeder Wohnungseigentümer hat Schäden an den
allgemeinen Teilen der Liegenschaft und ernste Schä-
den des Hauses in einem Wohnungseigentumsobjekt
bei sonstiger Schadenersatzpflicht ohne Verzug dem
Verwalter oder dem vorläufigen Verwalter anzuzei-
gen, sofern dieser nicht bereits Kenntnis von dem
Schaden hat. Bei Gefahr im Verzug darf jeder Woh-
nungseigentümer auch ohne Zustimmung der übrigen
Wohnungseigentümer die zur Abwehr notwendigen
Maßnahmen treffen.

Rücklage
§ 31. (1) Die Wohnungseigentümer haben eine an-

gemessene Rücklage zur Vorsorge für künftige Auf-
wendungen (§ 32) zu bilden. Bei der Festlegung der
Beiträge zur Bildung der Rücklage ist auf die voraus-
sichtliche Entwicklung der Aufwendungen Bedacht zu
nehmen.

(2) Die Rücklage ist für die Deckung von Aufwen-
dungen zu verwenden. Sie ist entweder auf einem für
jeden Wohnungseigentümer einsehbaren Eigenkonto
der Eigentümergemeinschaft oder auf einem ebenso
einsehbaren Anderkonto fruchtbringend anzulegen.

(3) Bei Beendigung eines Verwaltungsvertrags hat
der Verwalter ohne Verzug über die Rücklage Rech-
nung zu legen und den Überschuss an den neuen Ver-
walter oder bei Fehlen eines solchen an die Eigen-
tümergemeinschaft herauszugeben. Wird der Verwal-
tungsvertrag durch das Gericht aufgelöst, so ist dem
Verwalter die Herausgabe des festgestellten Über-
schusses binnen 14 Tagen bei Zwangsvollstreckung
aufzutragen.

(4) Für abweichende Abrechnungseinheiten und ge-
sondert abzurechnende Anlagen (§ 32 Abs. 6) können
gesonderte Rücklagen gebildet werden.

Aufteilung der Aufwendungen
§ 32. (1) Die Aufwendungen für die Liegenschaft

einschließlich der Beiträge zur Rücklage sind von den
Wohnungseigentümern nach dem Verhältnis ihrer Mit-

eigentumsanteile bei Ende der Abrechnungsperiode zu
tragen. Besteht aber ein vor Wohnungseigentumsbe-
gründung über ein wohnungseigentumstaugliches Ob-
jekt geschlossener Hauptmiet- oder Nutzungsvertrag
(§ 1 Abs. 1 MRG, § 13 WGG) nach diesem Zeitpunkt
weiter, so sind - soweit nichts anderes rechtswirksam
vereinbart ist - nur die Beiträge zur Rücklage sowie
die Kosten für die Erhaltung und Verbesserung nach
der Regelung des ersten Satzes, die übrigen Aufwen-
dungen jedoch nach dem Aufteilungsschlüssel zu tra-
gen, der für das vor Wohnungseigentumsbegründung
eingegangene Hauptmiet- oder Nutzungsverhältnis
maßgeblich ist; hinsichtlich der diesem Aufteilungs-
schlüssel unterliegenden Aufwendungen kann jeder
Wohnungseigentümer eine Überprüfung der Auftei-
lung gemäß § 37 MRG beziehungsweise § 22 WGG
beantragen.

(2) Sämtliche Wohnungseigentümer können einen
von der Regelung des Abs. 1 abweichenden Auftei-
lungsschlüssel oder eine von der Liegenschaft abwei-
chende Abrechnungseinheit festlegen; für die nur die-
se abweichende Abrechnungseinheit betreffenden An-
gelegenheiten kann auch eine von der Liegenschaft
abweichende Abstimmungseinheit festgelegt werden.
Solche Vereinbarungen bedürfen zu ihrer Rechtswirk-
samkeit der Schriftform; sie werden frühestens für die
ihrem Abschluss nachfolgende Abrechnungsperiode
wirksam.

(3) Wenn einzelne Aufwendungen vom Verbrauch
abhängig sind und die Anteile der Wohnungseigen-
tumsobjekte am Gesamtverbrauch mit wirtschaftlich
vernünftigem Kostenaufwand durch Messvorrichtun-
gen ermittelt werden können, können die Wohnungs-
eigentümer mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der
Anteile eine Aufteilung dieser Aufwendungen nach
den Verbrauchsanteilen festlegen; dieser Beschluss
wird frühestens für die ihm nachfolgende Abrech-
nungsperiode wirksam. Bei Vorliegen eines solchen
Beschlusses hat jeder Wohnungseigentümer die Er-
fassung der Verbrauchsanteile in seinem Objekt zu
dulden. Konnten trotz zumutbarer Bemühungen Ver-
brauchsanteile nicht erfasst werden, so sind sie, sofern
dies dem Stand der Technik entspricht, durch rechne-
rische Verfahren zu ermitteln; die Nutzfläche, für die
auf diese Weise die Verbrauchsanteile ermittelt wer-
den, darf 20 vH nicht übersteigen. Der Teil der Auf-
wendungen, der dem auf die allgemeinen Teile der
Liegenschaft entfallenden Verbrauchsanteil zuzuord-
nen ist, ist nach dem Schlüssel des Abs. 1 aufzuteilen.

(4) Können bei Gemeinschaftsanlagen die Energie-
kosten den Benützern zugeordnet werden, so kann die
Mehrheit der Wohnungseigentümer festlegen, dass
diese Energiekosten in pauschalierter Form (zum Bei-
spiel durch Münzautomaten) von den Benützern ein-
gehoben werden. Diese Entgelte sind in der Abrech-
nung als Einnahmen auszuweisen.

(5) Das Gericht kann bei einer wesentlichen Än-
derung der Nutzungsmöglichkeit seit einer Vereinba-
rung nach Abs. 2 oder bei erheblich unterschiedlichen
Nutzungsmöglichkeiten den Aufteilungsschlüssel auf
Antrag eines Wohnungseigentümers nach billigem Er-
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messen neu festsetzen. Eine solche Festsetzung ist ab
der der Antragstellung nachfolgenden Abrechnungs-
periode wirksam.

(6) Das Gericht kann auf Antrag eines Wohnungs-
eigentümers eine von der Liegenschaft abweichende
Abrechnungseinheit festsetzen, wenn auf der Liegen-
schaft mehr als fünfzig Wohnungseigentumsobjekte
oder eine gesondert abzurechnende Anlage, wie etwa
eine Waschküche, ein Personenaufzug oder eine ge-
meinsame Wärmeversorgungsanlage, vorhanden sind.
Eine solche Festsetzung ist ab der der Antragstellung
nachfolgenden Abrechnungsperiode wirksam. Mit der
Festsetzung einer abweichenden Abrechnungseinheit
kann auch die Einrichtung einer von der Liegenschaft
abweichenden Abstimmungseinheit für die nur diese
Abrechnungseinheit betreffenden Angelegenheiten
verbunden werden.

(7) Durch den Wechsel eines Wohnungseigentümers
werden der Aufteilungsschlüssel, die Abrechnungs-
einheit und die Abstimmungseinheit nicht berührt.

(8) Von der Regelung des Abs. 1 abweichende Auf-
teilungsschlüssel sowie von der Liegenschaft abwei-
chende Abrechnungs- und Abstimmungseinheiten
sind bei Festsetzung durch das Gericht von Amts we-
gen, sonst, sofern die Unterschrift auch nur eines
Wohnungseigentümers öffentlich beglaubigt ist, auf
Antrag dieses oder eines anderen Wohnungseigentü-
mers im Grundbuch ersichtlich zu machen.

(9) Mangels anderslautender Vereinbarung sind die
den Wohnungseigentümern vorgeschriebenen Voraus-
zahlungen auf die Aufwendungen für die Liegenschaft
am Fünften eines jeden Kalendermonats fällig.

(10) Soweit die Eigentümergemeinschaft ihre Um-
sätze steuerpflichtig behandelt, hat jeder Wohnungs-
eigentümer die auf sein Wohnungseigentumsobjekt
nach der jeweiligen Nutzungsart entfallende Umsatz-
steuer zu entrichten.

Verteilung der Erträgnisse
§ 33. (1) Erträgnisse aus Wohnungseigentumsobjek-

ten stehen dem Wohnungseigentümer allein zu.
(2) Erträgnisse aus den allgemeinen Teilen der Lie-

genschaft stehen allen Wohnungseigentümern nach
dem Verhältnis ihrer Miteigentumsanteile zu.

(3) Wenn für die Tragung der Kosten, die für die
Errichtung allgemeiner Teile der Liegenschaft anfal-
len, ein vom Verhältnis der Miteigentumsanteile ab-
weichender Schlüssel vereinbart wird, können sämtli-
che Wohnungseigentümer festlegen, dass die aus die-
sen allgemeinen Teilen erzielten Erträgnisse entspre-
chend diesem Schlüssel verteilt werden, soweit diese
Festlegung dem § 38 Abs. 1 nicht widerspricht. Für ei-
ne solche Festlegung gilt § 32 Abs. 2 zweiter Satz, 7
und 8 entsprechend. Im Übrigen können die Regelun-
gen der vorstehenden Absätze nicht vertraglich abbe-
dungen werden.

Abrechnung
§ 34. (1) Die Abrechnung ist innerhalb von sechs

Monaten nach Ablauf der Abrechnungsperiode jedem
Wohnungseigentümer an die in § 24 Abs. 5 bestimmte
Anschrift zu übermitteln. Sodann ist den Wohnungs-
eigentümern in geeigneter Weise Einsicht in die Bele-
ge - bei Belegen auf Datenträgern Einsicht in Ausdru-
cke der Belege - zu gewähren. Wenn ein Wohnungs-
eigentümer dies verlangt, sind für ihn gegen Kosten-
ersatz Kopien (weitere Ausdrucke) der Belege anzu-
fertigen. Der Anspruch der Wohnungseigentümer auf
Rechnungslegung verjährt in drei Jahren ab dem Ende
der Abrechnungsfrist.

(2) Abrechnungsperiode ist das Kalenderjahr. Eine
davon abweichende Abrechnungsperiode kann entwe-
der durch schriftliche Vereinbarung aller Wohnungs-
eigentümer oder auf Antrag eines Wohnungseigentü-
mers aus wichtigen Gründen durch das Gericht festge-
setzt werden. Die vereinbarte Festsetzung ist frühes-
tens ab der der Vereinbarung, die gerichtliche ab der
der Antragstellung nachfolgenden Abrechnungsperi-
ode wirksam. Durch den Wechsel eines Wohnungs-
eigentümers wird die Abrechnungsperiode nicht be-
rührt. Die abweichende Abrechnungsperiode ist bei
Festsetzung durch das Gericht von Amts wegen, sonst,
sofern die Unterschrift auch nur eines Wohnungsei-
gentümers öffentlich beglaubigt ist, auf Antrag dieses
oder eines anderen Wohnungseigentümers im Grund-
buch ersichtlich zu machen.

(3) Wird die Abrechnung nicht gehörig gelegt oder
die Einsicht in die Belege nicht gewährt oder werden
die verlangten Kopien oder Ausdrucke der Belege
trotz Kostenerlags nicht angefertigt, so ist der Ver-
walter auf Antrag eines Wohnungseigentümers vom
Gericht unter Androhung einer Geldstrafe bis zu
6 000 Euro dazu zu verhalten. Die Geldstrafe ist zu
verhängen, wenn dem Auftrag ungerechtfertigterwei-
se nicht entsprochen wird; eine solche Geldstrafe kann
auch wiederholt verhängt werden. Besteht der Mangel
der Abrechnung nur in einer inhaltlichen Unrichtig-
keit, so hat sich die gerichtliche Entscheidung auf die
Feststellung der Unrichtigkeit sowie des sich aus der
Richtigstellung ergebenden Überschuss- oder Fehlbe-
trags zu beschränken.

(4) Soweit nichts anderes vereinbart oder beschlos-
sen wird, ist ein sich aus der Abrechnung zu Gunsten
eines Wohnungseigentümers ergebender Überschuss-
betrag auf dessen künftige Vorauszahlungen auf die
Aufwendungen für die Liegenschaft gutzuschreiben.
Ergibt sich aus der Abrechnung ein Fehlbetrag zu Las-
ten eines Wohnungseigentümers, so hat dieser den
Fehlbetrag innerhalb von zwei Monaten ab der Rech-
nungslegung nachzuzahlen. Im Fall des Wechsels ei-
nes Wohnungseigentümers ist derjenige zur Nachzah-
lung verpflichtet, der im Zeitpunkt von deren Fällig-
keit Wohnungseigentümer ist.

(5) Der Bundesminister für Justiz kann durch Ver-
ordnung ÖNORMEN bezeichnen, die in besonderem
Maß als Grund- und Vorlage für eine ordentliche Ab-
rechnung geeignet sind.
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8. Abschnitt

Beendigung von Wohnungs- und Miteigentum

Erlöschen des Wohnungseigentums; Aufhebung
der Gemeinschaft des Eigentums

§ 35. (1) Das Wohnungseigentum erlischt durch den
Untergang des Gegenstands des Wohnungseigentums
oder durch die Einverleibung der Löschung auf Grund
eines Verzichts des Wohnungseigentümers; die Ein-
verleibung der Löschung auf Grund eines Verzichts
bedarf der Zustimmung der Wohnungseigentümer und
der Buchberechtigten, deren Rechte den Mindestanteil
belasten.

(2) Die Gemeinschaft des Eigentums an der Liegen-
schaft kann erst aufgehoben werden, nachdem das auf
der Liegenschaft erworbene Wohnungseigentum erlo-
schen ist.

Ausschließung von Wohnungseigentümern
§ 36. (1) Ein Wohnungseigentümer ist auf Klage der

Mehrheit der übrigen Wohnungseigentümer aus der
Gemeinschaft auszuschließen, wenn er

1. seinen Pflichten aus der Gemeinschaft nicht nach-
kommt, insbesondere die ihm obliegenden Zahlun-
gen auch nicht bis zum Schluss der dem erstinstanz-
lichen Urteil vorangehenden Verhandlung leistet,

2. von seinem Wohnungseigentumsobjekt oder den
allgemeinen Teilen der Liegenschaft einen die Inter-
essen der übrigen Wohnungseigentümer empfind-
lich schädigenden Gebrauch macht oder

3. durch sein rücksichtsloses, anstößiges oder sonst
grob ungehöriges Verhalten den Mitbewohnern das
Zusammenwohnen verleidet oder sich gegenüber
einem Wohnungseigentümer oder einer im Haus
wohnenden Person einer strafbaren Handlung gegen
das Eigentum, die Sittlichkeit oder die körperliche
Sicherheit schuldig macht, sofern es sich nicht um
den Umständen nach geringfügige Fälle handelt.
(2) Ist im Fall des Abs. 1 Z 1 strittig, welche Zahlun-

gen der beklagte Wohnungseigentümer zu leisten hat,
so ist darüber abgesondert zu verhandeln und mit Be-
schluss zu entscheiden. Zahlt der beklagte Wohnungs-
eigentümer vor Schluss der dem erstinstanzlichen Ur-
teil vorangehenden Verhandlung den geschuldeten Be-
trag, so ist die Klage abzuweisen; der beklagte Woh-
nungseigentümer hat jedoch die Kosten des Verfah-
rens zu ersetzen, soweit ihn ohne Zahlung eine Kos-
tenersatzpflicht getroffen hätte.

(3) In den Fällen des Abs. 1 Z 2 und 3 steht dem
Verhalten des auszuschließenden Wohnungseigentü-
mers das Verhalten seines Ehegatten und der anderen
mit ihm zusammenwohnenden Familienangehörigen
sowie der Personen gleich, die sein Wohnungseigen-
tumsobjekt oder die von ihm sonst benützten allge-
meinen Teile der Liegenschaft mit seiner Zustimmung
oder Duldung benützen, sofern er es unterlässt, die
ihm mögliche Abhilfe zu schaffen.

(4) Die Ausschlussklage ist im Grundbuch anzumer-
ken; diese Anmerkung hat die Rechtsfolge des § 61
Abs. 2 GBG 1955. Nach Ablauf von drei Monaten
nach dem Eintritt der Rechtskraft des Urteils kann
auf Antrag eines Wohnungseigentümers die Versteige-
rung des Miteigentumsanteils und des damit verbun-
denen Wohnungseigentums nach den Bestimmungen
der Exekutionsordnung über die Zwangsversteigerung
durchgeführt werden.

(5) Findet ein durch ein Verhalten nach Abs. 1 Z 2
oder 3 unmittelbar beeinträchtigter Wohnungseigentü-
mer, der für dieses Verhalten keinen Anlass gegeben
hat, nicht die Unterstützung der Mehrheit zur Aus-
schließung des Wohnungseigentümers, der das Verhal-
ten an den Tag gelegt oder zu vertreten (Abs. 3) hat,
so kann der beeinträchtigte Wohnungseigentümer den
betreffenden Wohnungseigentümer auf Unterlassung
dieses Verhaltens klagen. Wird das Verhalten trotz ei-
nes der Klage stattgebenden Urteils und einer darauf
gegründeten Zwangsvollstreckung beharrlich fortge-
setzt, so steht sodann die Klage auf Ausschließung
auch dem beeinträchtigten Wohnungseigentümer zu.

(6) In den Fällen des Abs. 1 Z 2 und 3 sind Per-
sonen, die mit dem auszuschließenden Wohnungsei-
gentümer durch ein familiäres oder wirtschaftliches
Naheverhältnis verbunden sind, bei der Versteigerung
des Miteigentumsanteils vom Bieten ausgeschlossen
(§ 180 der Exekutionsordnung).

9. Abschnitt

Schutz des Wohnungseigentumsbewerbers

Annahmeverbot; Ansprüche des Wohnungseigen-
tumsbewerbers

§ 37. (1) Vor Eintragung der Anmerkung der Einräu-
mung von Wohnungseigentum (§ 40 Abs. 2) werden
die mit dem Wohnungseigentumsbewerber vereinbar-
ten Zahlungen nicht fällig; der Wohnungseigentums-
organisator darf sie vor Fälligkeit weder fordern noch
annehmen. Der Wohnungseigentumsbewerber kann
alle Zahlungen, die entgegen diesem Verbot angenom-
men wurden, zurückfordern. Der Wohnungseigen-
tumsorganisator hat die angenommenen Beträge ab
dem Zahlungstag mit einem den jeweiligen Basiszins-
satz (§ 1 Abs. 1 1. Euro-JuBeG) um sechs Prozent-
punkte übersteigenden Zinssatz zu verzinsen.

(2) Hat der Wohnungseigentumsbewerber einem der
Wohnungseigentumsorganisatoren die zahlenmäßig
bestimmt vereinbarten, bis zur Vollendung der Bau-
führung zu entrichtenden Beträge an Grund-, Bau- und
sonstigen Kosten bezahlt, so hat er gegen den ver-
fügungsberechtigten Wohnungseigentumsorganisator
den Anspruch,

1. dass ihm das zugesagte wohnungseigentumstaugli-
che Objekt zur Nutzung übergeben wird, sobald es
beziehbar ist, und

2. dass nach Vollendung der Bauführung am Haus, in
dem sich das zugesagte wohnungseigentumstaugli-
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che Objekt befindet, ohne Verzug die für die Ein-
verleibung seines Eigentumsrechts am Mindestan-
teil und für die – allenfalls noch durchzuführende –
Begründung von Wohnungseigentum an allen dafür
gewidmeten wohnungseigentumstauglichen Objek-
ten erforderlichen Urkunden errichtet und Anträge
gestellt werden.
(3) Überdies haben die Wohnungseigentumsorgani-

satoren

1. vor oder mit der Zusage der Einräumung des Woh-
nungseigentums dem Wohnungseigentumsbewerber
bestimmt zu erklären, ob ein Nutzwertgutachten
(§ 9 Abs. 1) oder eine Entscheidung über die ge-
richtliche Nutzwertfestsetzung (§ 9 Abs. 2) vorliegt
und welches Verhältnis sich daraus zur Summe der
Nutzwerte aller wohnungseigentumstauglichen Ob-
jekte der Liegenschaft ergibt,

2. den Wohnungseigentumsbewerber in allen Verfah-
ren zur gerichtlichen Nutzwertfestsetzung zu benen-
nen und

3. die Miteigentümer und die Wohnungseigentumsbe-
werber, die noch nicht Miteigentümer sind, ohne
Verzug von der Vollendung der Bauführung zu ver-
ständigen.
(4) Vor oder mit der Zusage der Einräumung des

Wohnungseigentums an Teilen eines Hauses, dessen
Baubewilligung zum Zeitpunkt der Zusage älter als 20
Jahre ist, haben die Wohnungseigentumsorganisatoren
dem Wohnungseigentumsbewerber ein Gutachten ei-
nes für den Hochbau zuständigen Ziviltechnikers oder
eines allgemein beeideten und gerichtlich zertifizier-
ten Sachverständigen für das Hochbauwesen über den
Bauzustand der allgemeinen Teile des Hauses, insbe-
sondere über in absehbarer Zeit notwendig werdende
Erhaltungsarbeiten, zu übergeben. Das Gutachten darf
zum Zeitpunkt der Zusage nicht älter als ein Jahr sein
und ist in den Kaufvertrag über den Liegenschafts-
anteil, an dem Wohnungseigentum erworben werden
soll, einzubeziehen; mit seiner Einbeziehung gilt der
darin beschriebene Bauzustand als bedungene Eigen-
schaft (§ 922 Abs. 1 ABGB). Wird in den Kaufver-
trag kein solches Gutachten einbezogen, so gilt ein Er-
haltungszustand des Hauses als vereinbart, der in den
nächsten zehn Jahren keine größeren Erhaltungsarbei-
ten erfordert.

(5) Sobald eine Zusage der Einräumung des Woh-
nungseigentums im Grundbuch angemerkt ist und zu-
mindest ein Wohnungseigentumsbewerber Miteigen-
tum erworben hat, gelten für die Verwaltung der Lie-
genschaft und die Rechte der Miteigentümer die §§ 16
bis 34, 36 und 52. Ein Wohnungseigentumsbewerber,
der noch nicht Miteigentümer, zu dessen Gunsten aber
eine solche Zusage angemerkt ist, hat ab Bezug des
wohnungseigentumstauglichen Objekts die Rechte
nach § 16 und § 52 Abs. 1 Z 2 sowie den Anspruch
auf Rechnungslegung gemäß § 34. Weiters hat ein sol-
cher Wohnungseigentumsbewerber ab dem Zeitpunkt,
zu dem sein späterer Miteigentumsanteil - insbesonde-
re durch ein bereits vorliegendes Nutzwertgutachten -

bekannt ist, die Rechte eines Miteigentümers, sofern
zumindest ein anderer Wohnungseigentumsbewerber
bereits Miteigentum erworben hat.

(6) Die Regelungen der vorstehenden Absätze kön-
nen nicht vertraglich abbedungen werden.

Rechtsunwirksame Vereinbarungen
§ 38. (1) Rechtsunwirksam sind Vereinbarungen

oder Vorbehalte, die geeignet sind, die dem Woh-
nungseigentumsbewerber oder Wohnungseigentümer
zustehenden Nutzungs- oder Verfügungsrechte aufzu-
heben oder unbillig zu beschränken, wie insbesondere

1. von Wohnungseigentumsorganisatoren vereinbarte
Mietverträge oder Nutzungsvorbehalte über Teile
der Liegenschaft, die sich nur als Zubehörobjekte
im Sinn des § 2 Abs. 3 eignen oder an denen Woh-
nungseigentum nicht bestehen kann (§ 3 Abs. 3),

2. Vereinbarungen oder Vorbehalte über die Vergabe
oder Durchführung von künftigen Instandhaltungs-
oder Verbesserungsarbeiten oder Vermittlungsauf-
träge jeder Art,

3. Vereinbarungen über Vorkaufs- und Wiederkaufs-
rechte,

4. Vereinbarungen über Beschränkungen der nach den
§§ 918 bis 924, 932, 933, 933a und 934 ABGB zu-
stehenden Rechte oder

5. Vereinbarungen über Konventionalstrafen oder
Reugelder.
(2) Die Rechtsunwirksamkeit erstreckt sich auch auf

den daraus begünstigten Dritten, es sei denn, dass ihm
die Absicht, auf der Liegenschaft Wohnungseigentum
zu begründen, weder bekannt war noch bekannt sein
musste.

Rücktritt des Wohnungseigentumsorganisators
§ 39. Macht der Wohnungseigentumsorganisator

seinen Rücktritt wegen Zahlungsverzugs mit Klage
geltend und ist die Höhe der vom Wohnungseigen-
tumsbewerber oder Wohnungseigentümer noch zu
leistenden Zahlungen strittig, so ist darüber abgeson-
dert zu verhandeln und mit Beschluss zu entscheiden.
Zahlt der Wohnungseigentumsbewerber oder Woh-
nungseigentümer vor Schluss der dem erstinstanzli-
chen Urteil vorangehenden Verhandlung den geschul-
deten Betrag, so ist die Klage abzuweisen; der Woh-
nungseigentumsbewerber oder Wohnungseigentümer
hat jedoch dem Kläger die Kosten des Verfahrens zu
ersetzen, soweit ihn ohne Zahlung eine Kostenersatz-
pflicht getroffen hätte.

Grundbücherliche Sicherung des Wohnungseigen-
tumsbewerbers

§ 40. (1) Auf Antrag des Liegenschaftseigentümers
ist im Grundbuch anzumerken, dass für die Begrün-
dung von Wohnungseigentum die Verpfändung bis zu
einem bestimmten Betrag vorbehalten wird (Anmer-
kung der vorbehaltenen Verpfändung).
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(2) Auf Antrag des Wohnungseigentumsbewerbers
oder des Wohnungseigentumsorganisators ist die Zu-
sage der Einräumung des Wohnungseigentums im
Grundbuch anzumerken (Anmerkung der Einräumung
von Wohnungseigentum). Ist der Wohnungseigen-
tumsorganisator nicht alleiniger Liegenschaftseigentü-
mer, so ist dazu die Zustimmung des alleinigen Ei-
gentümers beziehungsweise aller (anderen) Miteigen-
tümer der Liegenschaft erforderlich; einer öffentlichen
Beglaubigung dieser Zustimmungserklärungen bedarf
es nicht. In der Anmerkung sind der Wohnungseigen-
tumsbewerber und die Bezeichnung des wohnungsei-
gentumstauglichen Objekts anzuführen. Die Anmer-
kung kann auf Grund eines Rechtsgeschäfts unter Le-
benden oder von Todes wegen mit Rang wahrender
Wirkung an den Erwerber des Rechts auf Einräumung
des Wohnungseigentums übertragen werden (Anmer-
kung der Übertragung des Rechts auf Wohnungsei-
gentumseinräumung); diese Anmerkung erfolgt auf
Antrag des bisherigen oder des neuen Wohnungsei-
gentumsbewerbers mit Zustimmung des jeweils ande-
ren.

(3) Gleichzeitig mit der erstmaligen Eintragung ei-
ner Anmerkung nach Abs. 1 oder 2 sind in der Auf-
schrift des Gutsbestandsblatts die Worte „Wohnungs-
eigentum in Vorbereitung“ einzutragen.

(4) Wird an dem in der Anmerkung der Einräumung
von Wohnungseigentum angeführten wohnungseigen-
tumstauglichen Objekt Wohnungseigentum begrün-
det, so kann der eingetragene Wohnungseigentumsbe-
werber die Einverleibung seines Eigentums am Min-
destanteil und des Wohnungseigentums im Rang die-
ser Anmerkung auch dann verlangen, wenn die Lie-
genschaft nach der Anmerkung einem Dritten über-
tragen oder belastet wurde. § 57 Abs. 1 GBG 1955 ist
entsprechend anzuwenden. Von der Löschung sind je-
doch folgende Eintragungen ausgenommen:

1. Veräußerungsverbote gemäß § 49 des Wohnbauför-
derungsgesetzes 1984 oder nach den landesgesetz-
lichen Vorschriften für die Wohnbauförderung und
Wohnhaussanierung,

2. Eintragungen, zu deren Übernahme sich der Woh-
nungseigentumsbewerber gegenüber dem Liegen-
schaftseigentümer verpflichtet hat, und

3. Pfandrechte im Rang einer Anmerkung der vorbe-
haltenen Verpfändung, sofern diese der Anmerkung
der Einräumung von Wohnungseigentum im Rang
vorging, bis zum angemerkten Betrag.
(5) Die Anmerkung der vorbehaltenen Verpfändung

darf, wenn im Rang danach eine Anmerkung der Ein-
räumung von Wohnungseigentum und nach dieser ein
Pfandrecht eingetragen ist, nur mit Zustimmung des
Pfandgläubigers gelöscht werden. Die Anmerkung der
Einräumung von Wohnungseigentum darf vor den in
Abs. 4 genannten Eintragungen nur mit Zustimmung
des eingetragenen Wohnungseigentumsbewerbers ge-
löscht werden.

Zustimmung zur Nachfinanzierung
§ 41. (1) Ist zwischen Wohnungseigentumsorganisa-

tor und Wohnungseigentumsbewerber schriftlich ver-
einbart, dass der Wohnungseigentumsorganisator dem
Wohnungseigentumsbewerber Kostensteigerungen
(Bau- einschließlich der Finanzierungskosten, jedoch
nicht Grundbeschaffungskosten) in Rechnung stellen
darf, so ist dieser verpflichtet, einer zusätzlichen Hy-
pothekardarlehensaufnahme zur Finanzierung der
Bauvollendung über den bereits eingetragenen oder
vorbehaltenen (§ 40 Abs. 1) Pfandbetrag hinaus zuzu-
stimmen. Die Höhe des zusätzlichen Pfandbetrags hat
das Gericht in entsprechender Anwendung des § 273
ZPO festzusetzen. Den beiderseitigen Ansprüchen
wird durch diese Entscheidung nicht vorgegriffen.

(2) Wenn über das Vermögen des Wohnungseigen-
tumsorganisators ein Insolvenzverfahren eröffnet wur-
de oder die Voraussetzungen für die Eröffnung eines
Konkursverfahrens vorliegen oder ein Insolvenzver-
fahren nur mangels kostendeckenden Vermögens nicht
eröffnet wurde, entscheidet darüber, ob der Aufnahme
zusätzlicher Hypothekardarlehen zur Finanzierung der
Bauvollendung zugestimmt wird, die nach Köpfen be-
rechnete Mehrheit der Wohnungseigentumsbewerber.

Rangordnung für die beabsichtigte Einräumung
von Wohnungseigentum

§ 42. (1) Ist auf einer Liegenschaft zumindest eine
Anmerkung der Einräumung von Wohnungseigentum
(§ 40 Abs. 2) eingetragen oder das Miteigentum an ei-
nem Anteil auf Grund eines Vertrags einverleibt, der
Anspruch auf eine derartige Anmerkung gibt, so ist
auf Antrag des nach § 12 BTVG bestellten Treuhän-
ders im Grundbuch die unbefristete Rangordnung für
die beabsichtigte Einräumung von Wohnungseigen-
tum anzumerken. In dieser Anmerkung ist der Treu-
händer anzugeben. Der Antragsteller hat seine Bestel-
lung zum Treuhänder durch eine beglaubigte Bestä-
tigung des Bauträgers oder durch einen Gerichtsbe-
schluss nachzuweisen. Ist der Bauträger nicht Liegen-
schaftseigentümer (Bauberechtigter), so ist überdies
eine beglaubigte Erklärung des Liegenschaftseigentü-
mers (Bauberechtigten) über seine Zustimmung zur
Eintragung dieser Anmerkung vorzulegen; in der Zu-
stimmungserklärung muss der Bauträger angegeben
sein.

(2) Die Anmerkung hat folgende Rechtswirkungen:

1. Soweit für wohnungseigentumstaugliche Objekte
noch keine Wohnungseigentumsbewerber vorhan-
den sind, übt der Treuhänder die Rechte aus, die
Wohnungseigentumsbewerbern nach § 41 Abs. 2
und § 44 zustehen würden.

2. Wohnungseigentumsbewerber können die Anmer-
kung der Einräumung von Wohnungseigentum im
Rang der Anmerkung der Rangordnung verlangen.
(3) Die Anmerkung kann nur auf Antrag des Treu-

händers gelöscht werden.
(4) Im Fall des § 7 Abs. 6 Z 3 BTVG ist anstelle

eines Treuhänders der Bauträger, der zugleich Lie-
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genschaftseigentümer (Bauberechtigter) ist, unter den
in Abs. 1 erster Satz genannten Voraussetzungen an-
tragsberechtigt. Der Antrag bedarf der Beglaubigung.
Der Bauträger hat die Gewährung der Förderung
durch Vorlage der schriftlichen Förderungszusiche-
rung (§ 7 Abs. 6 Z 3 lit. a BTVG) nachzuweisen. In
der Anmerkung ist das Vorliegen einer öffentlichen
Förderung im Sinne des § 7 Abs. 6 Z 3 BTVG anzu-
geben.

(5) Die Anmerkung nach Abs. 4 hat nur die Rechts-
wirkung des Abs. 2 Z 2.

(6) Die Anmerkung nach Abs. 4 kann nur auf Antrag
des Bauträgers mit einer beglaubigten Zustimmungs-
erklärung jener Wohnungseigentumsbewerber ge-
löscht werden, für die eine Anmerkung der Einräu-
mung von Wohnungseigentum eingetragen ist.

Klage auf Einverleibung des Eigentumsrechts
§ 43. (1) Sind die Wohnungseigentumsorganisatoren

mit der Stellung der Anträge oder der Errichtung der
Urkunden (§ 37 Abs. 2 Z 2) säumig, so kann der Woh-
nungseigentumsbewerber den Liegenschaftseigentü-
mer auf die Einwilligung in die Einverleibung seines
Eigentums am Mindestanteil und in die Begründung
von Wohnungseigentum an allen dafür gewidmeten
wohnungseigentumstauglichen Objekten bei dem Be-
zirksgericht klagen, in dessen Sprengel die Liegen-
schaft gelegen ist. Ist die Wohnungseigentumsbegrün-
dung an allen wohnungseigentumstauglichen Objek-
ten nicht möglich, etwa weil nicht jedem Miteigen-
tümer ein Objekt zugewiesen werden kann, so kann
im Urteil über die Klage entgegen der Bestimmung
des § 3 Abs. 2 ausnahmsweise die Einverleibung von
Wohnungseigentum nur an dem dem Kläger zugesag-
ten Objekt vorgesehen werden.

(2) Sind die für die Bestimmung des Mindestanteils
maßgebenden Nutzwerte noch nicht ermittelt oder
wird bescheinigt, dass die Voraussetzungen für eine
gerichtliche Nutzwertfestsetzung vorliegen, so kann
sich der Kläger die bestimmte Angabe des von ihm
beanspruchten Mindestanteils bis zur Ermittlung oder
Festsetzung der Nutzwerte vorbehalten. In diesem Fall
hat das Gericht den Parteien mit Beschluss aufzutra-
gen, einen Ziviltechniker oder Sachverständigen (§ 9
Abs. 1) mit der Erstattung eines Nutzwertgutachtens
zu betrauen beziehungsweise die Einleitung des Ver-
fahrens zur gerichtlichen Nutzwertfestsetzung zu be-
antragen, und zugleich das Verfahren über die Klage
zu unterbrechen. Das unterbrochene Verfahren ist
nach Vorliegen des Nutzwertgutachtens beziehungs-
weise nach rechtskräftiger Entscheidung über die ge-
richtliche Nutzwertfestsetzung auf Antrag wieder auf-
zunehmen.

(3) Der Kläger kann die Anmerkung der Klage im
Grundbuch verlangen. Die Anmerkung hat zur Folge,
dass das über die Klage ergehende Urteil auch gegen
die Personen wirkt, die erst nach dem Einlangen des
Gesuchs um die Streitanmerkung beim Grundbuchs-
gericht bücherliche Rechte erlangt haben. § 65
GBG 1955 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die

Einverleibung des Eigentums am Mindestanteil und
des Wohnungseigentums im Rang der Streitanmer-
kung vorzunehmen und alle nach der Streitanmerkung
auf dem Mindestanteil vorgenommenen Eintragungen
zu löschen sind.

(4) Wenn zu Gunsten des Wohnungseigentumsbe-
werbers eine Anmerkung nach § 40 Abs. 2 oder eine
Streitanmerkung nach Abs. 3 eingetragen ist, hat im
Fall der Zwangsversteigerung der Liegenschaft der
Ersteher sowie im Fall der Verwertung der Liegen-
schaft in der Insolvenz des Liegenschaftseigentümers
der Ersteher oder Erwerber die dem Wohnungseigen-
tumsbewerber auf Grund dieser Anmerkungen zuste-
henden Rechte nach Maßgabe des § 150 der Exekuti-
onsordnung zu übernehmen.

(5) Wird auf Grund einer Klage nach Abs. 1 Woh-
nungseigentum an allen dafür gewidmeten wohnungs-
eigentumstauglichen Objekten begründet, so hindert
dies nachfolgende Anmerkungen der Einräumung von
Wohnungseigentum (§ 40 Abs. 2) nicht.

Fortsetzung der Bauführung bei Insolvenz
§ 44. Wenn über das Vermögen des Wohnungseigen-

tumsorganisators ein Insolvenzverfahren eröffnet wur-
de oder die Voraussetzungen für die Eröffnung eines
Konkursverfahrens vorliegen oder ein Insolvenzver-
fahren nur mangels kostendeckenden Vermögens nicht
eröffnet wurde, entscheidet darüber, ob das Bauvor-
haben von einem anderen Wohnungseigentumsorgani-
sator durchgeführt wird, die nach Köpfen berechnete
Mehrheit der Wohnungseigentumsbewerber.

10. Abschnitt

Vorläufiges Wohnungseigentum des Alleineigentü-
mers

Begründung von vorläufigem Wohnungseigentum
§ 45. (1) Der Alleineigentümer einer Liegenschaft

kann vorläufiges Wohnungseigentum auf Grundlage
einer schriftlichen Errichtungserklärung (Wohnungs-
eigentumsstatut) begründen. Das Wohnungseigen-
tumsstatut tritt dabei an die Stelle des Wohnungsei-
gentumsvertrags.

(2) Das Wohnungseigentumsstatut hat zu enthalten:

1. die Bezeichnung der Liegenschaft,

2. die Bezeichnung der wohnungseigentumstaugli-
chen Objekte, an denen vorläufiges Wohnungsei-
gentum begründet werden soll, nach ihrer Art
(Wohnung, sonstige selbständige Räumlichkeit oder
Kraftfahrzeug-Abstellplatz) und ihrer Lage,

3. die Erklärung des Alleineigentümers der Liegen-
schaft, an diesen Objekten vorläufiges Wohnungsei-
gentum begründen zu wollen, und

4. die Nutzflächen und Nutzwerte der wohnungseigen-
tumstauglichen Objekte, an denen vorläufiges Woh-
nungseigentum begründet werden soll.
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(3) Die Begründung von vorläufigem Wohnungsei-
gentum ist nur zulässig, wenn sie sich auf alle woh-
nungseigentumstauglichen Objekte bezieht, die nach
der Widmung des Alleineigentümers als Wohnungsei-
gentumsobjekte vorgesehen sind.

(4) Das vorläufige Wohnungseigentum des Alleinei-
gentümers wird durch die Einverleibung in das Grund-
buch begründet; dabei ist in der Aufschrift des Gutsbe-
standsblatts die Bezeichnung „Vorläufiges Wohnungs-
eigentum“ einzutragen. Die Regelungen des § 6 sind
mit der Maßgabe anzuwenden, dass anstelle der
schriftlichen Vereinbarung der Miteigentümer das
Wohnungseigentumsstatut vorzulegen ist.

Wohnungseigentum an einem Abstellplatz für
Kraftfahrzeuge

§ 46. Die dreijährige Frist nach § 5 Abs. 2 beginnt
im Fall des vorläufigen Wohnungseigentums erst mit
dem Erwerb von Miteigentum durch eine vom bishe-
rigen Alleineigentümer verschiedene und mit diesem
nicht durch ein familiäres oder wirtschaftliches Nahe-
verhältnis verbundene Person.

Ermittlung und gerichtliche Festsetzung der Nutz-
werte

§ 47. Die Regelungen der §§ 9 und 10 gelten für das
vorläufige Wohnungseigentum mit der Maßgabe, dass
das in § 10 Abs. 1 jedem Miteigentümer eingeräumte
Antragsrecht dem Alleineigentümer und das in dieser
Bestimmung den Wohnungseigentumsbewerbern ein-
geräumte Antragsrecht den Miteigentumsbewerbern
(§ 2 Abs. 6) zukommt. Die einjährige Frist nach § 10
Abs. 2 beginnt vor dem Erwerb von Miteigentum
durch eine vom bisherigen Alleineigentümer verschie-
dene und mit diesem nicht durch ein familiäres oder
wirtschaftliches Naheverhältnis verbundene Person je-
denfalls nicht zu laufen.

Nicht anwendbare Regelungen über das Woh-
nungseigentum

§ 48. Für das vorläufige Wohnungseigentum des Al-
leineigentümers gelten insbesondere folgende Rege-
lungen der übrigen Abschnitte dieses Bundesgesetzes
nicht:

1. die Bestimmung des § 4 über die Wirkung der Woh-
nungseigentumsbegründung auf ein bestehendes
Mietverhältnis,

2. die Regelungen des 4. Abschnitts über die Eigentü-
merpartnerschaft,

3. die Regelungen des 6. Abschnitts über die Eigentü-
mergemeinschaft, den Verwalter und das Vorzugs-
pfandrecht,

4. die Regelungen des 7. Abschnitts über die Verwal-
tung der Liegenschaft,

5. die Bestimmung des § 36 über die Ausschließung
von Wohnungseigentümern,

6. die Bestimmung des § 52 über das wohnungseigen-
tumsrechtliche Außerstreitverfahren mit Ausnahme
der Regelungen über die Nutzwertfestsetzung.

Rechtsunwirksamkeit von Festlegungen
§ 49. (1) Über die Dauer des vorläufigen Wohnungs-

eigentums hinausreichende Festlegungen des Allein-
eigentümers der Liegenschaft - auf welche Weise im-
mer sie getroffen werden - über die folgenden Angele-
genheiten sind unwirksam, dies insbesondere mit der
Rechtsfolge, dass Miteigentumsbewerber und spätere
Wohnungseigentümer daran nicht gebunden sind:

1. Benützungsregelung (§ 17),

2. Gemeinschaftsordnung (§ 26),

3. Höhe der Rücklage (§ 31),

4. Versicherung der Liegenschaft (§ 28 Abs. 1 Z 4),

5. Hausordnung (§ 28 Abs. 1 Z 7),

6. Vermietung der allgemeinen Teile der Liegen-
schaft (§ 28 Abs. 1 Z 8 und 9),

7. Bestellung eines Verwalters und Inhalt des Verwal-
tungsvertrags (§§ 19, 20, § 28 Abs. 1 Z 5),

8. Aufnahme von Darlehen zur Erhaltung der Lie-
genschaft (§ 28 Abs. 1 Z 3),

9. abweichende Aufteilungsschlüssel, abweichende
Abrechnungseinheiten und abweichende Abstim-
mungseinheiten (§ 32 Abs. 2),

10. verbrauchsabhängige Abrechnung (§ 32 Abs. 3),

11. benützungsabhängige Einhebung der Energiekos-
ten für Gemeinschaftsanlagen (§ 32 Abs. 4),

12. Verteilung der Erträgnisse (§ 33),

13. Rechnungslegung (§ 34),

14. abweichende Abrechnungsperioden (§ 34 Abs. 2),

15. Vorgangsweise bei Überschüssen und Fehlbeträ-
gen aus der Abrechnung (§ 34 Abs. 4).

(2) Abs. 1 gilt entsprechend für Festlegungen einer
Eigentümergemeinschaft, die nur aus dem Wohnungs-
eigentumsorganisator und einer mit diesem durch ein
familiäres oder wirtschaftliches Naheverhältnis ver-
bundenen Person besteht.

Rechte von Miteigentumsbewerbern
§ 50. Die im 9. und 11. Abschnitt den Wohnungsei-

gentumsbewerbern eingeräumten Rechte kommen bei
vorläufigem Wohnungseigentum des Alleineigentü-
mers den Miteigentumsbewerbern zu.

Übergehen in Wohnungseigentum
§ 51. Sobald eine andere Person als der Alleinei-

gentümer Miteigentum an der Liegenschaft erwirbt,
geht das vorläufige Wohnungseigentum - unbeschadet
der Unwirksamkeit von Festlegungen gemäß § 49 - in
Wohnungseigentum über. Jeder Wohnungseigentümer
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kann die dem entsprechende Berichtigung des Grund-
buchsstandes beantragen.

11. Abschnitt

Verfahrens- und gebührenrechtliche Bestimmun-
gen

Wohnungseigentumsrechtliches Außerstreitver-
fahren

§ 52. (1) Über die Anträge in den folgenden Ange-
legenheiten entscheidet das für Zivilrechtssachen zu-
ständige Bezirksgericht, in dessen Sprengel die Lie-
genschaft gelegen ist, im Verfahren außer Streitsa-
chen:
1. Nutzwertfestsetzung (§ 9 Abs. 2) und Nutzwert-

neufestsetzung (§ 9 Abs. 3);
2. Duldung von Änderungen und Erhaltungsarbeiten

einschließlich der Entschädigung eines dadurch
beeinträchtigten Wohnungseigentümers (§ 16
Abs. 2 und 3);

3. Minderheitsrechte des einzelnen Wohnungseigen-
tümers (§ 30 Abs. 1 und 2) einschließlich der sons-
tigen Angelegenheiten der Wohnungseigentümer
der Liegenschaft, über die nach dem 16. Haupt-
stück des Zweiten Teils des ABGB im Verfahren
außer Streitsachen zu entscheiden ist, wie etwa Be-
nützungsregelungen (§ 17);

4. Rechtswirksamkeit eines Beschlusses der Eigentü-
mergemeinschaft (§ 24 Abs. 6);

5. Aufhebung eines Beschlusses der Eigentümerge-
meinschaft über eine zur außerordentlichen Ver-
waltung zählende Veränderung an den allgemeinen
Teilen der Liegenschaft (§ 29);

6. Durchsetzung der Pflichten des Verwalters mit
Ausnahme der Herabsetzung des Entgelts (§§ 20
Abs. 1 bis 7, 31 Abs. 3);

7. Festsetzung einer abweichenden Abrechnungspe-
riode (§ 34 Abs. 2);

8. Bestellung eines vorläufigen Verwalters (§ 23),
Rechtswirksamkeit einer Kündigung oder gericht-
liche Auflösung des Verwaltungsvertrags (§ 21);

9. Zulässigkeit eines vereinbarten oder Festsetzung
eines abweichenden Aufteilungsschlüssels oder ei-
ner abweichenden Abrechnungs- oder Abstim-
mungseinheit (§ 32 Abs. 2, 5 und 6), verbrauchs-
abhängige Aufteilung von Aufwendungen (§ 32
Abs. 3), benützungsabhängige Einhebung von En-
ergiekosten bei Gemeinschaftsanlagen (§ 32
Abs. 4);

10. Zustimmung zur Nachfinanzierung (§ 41);
11. Fortsetzung der Bauführung bei Insolvenz (§ 44).

(2) In den in Abs. 1 angeführten Verfahren gelten die
allgemeinen Bestimmungen über das gerichtliche Ver-
fahren in Rechtsangelegenheiten außer Streitsachen
mit den in § 37 Abs. 3 Z 1, 6, 8, 10 bis 19 sowie Abs. 4
MRG genannten und den folgenden Besonderheiten:

1. Den Wohnungseigentümern und dem Verwalter
kommt insoweit Parteistellung zu, als ihre Interes-
sen durch die Entscheidung über den Antrag un-
mittelbar berührt werden können; dem Verwalter
kommt überdies auch dann Parteistellung zu, wenn
Gegenstand des Verfahrens ein Verhalten des Ver-
walters ist.

2. In Verfahren nach Abs. 1 Z 1 kommt überdies - un-
beschadet weiterer Rechte nach § 37 Abs. 5 - den
Wohnungseigentumsbewerbern, die dem Gericht
vom Antragsteller bekannt gegeben oder sonst be-
kannt wurden, Parteistellung zu.

3. Für die Beiziehung von im Antrag nicht namentlich
genannten Wohnungseigentümern reicht es aus,
wenn sie zu einem Zeitpunkt, zu dem dies noch zu-
lässig ist, Sachvorbringen erstatten können.

4. Zustellungen an mehr als sechs Wohnungseigen-
tümer können durch Anschlag im Sinne des § 24
Abs. 5 vorgenommen werden. Der Anschlag darf
frühestens nach 30 Tagen abgenommen werden. Die
Zustellung des verfahrenseinleitenden Antrags gilt
mit Ablauf dieser Frist als vollzogen, spätere Zu-
stellungen hingegen schon mit dem Anschlag. Die
Gültigkeit der Zustellung wird dadurch, dass der
Anschlag noch vor Ablauf dieser Frist abgerissen
oder beschädigt wurde, nicht berührt. Der verfah-
renseinleitende Antrag ist überdies einem vom Ge-
richt zu bestimmenden Wohnungseigentümer mit
Zustellnachweis zuzustellen. Die Zustellung an ei-
nen Ersatzempfänger ist zulässig.

5. Einem Antrag auf gerichtliche Nutzwertfestsetzung
(§ 9 Abs. 2) oder Nutzwertneufestsetzung (§ 9
Abs. 3) sind die Unterlagen beizufügen, aus denen
sich die Notwendigkeit der Nutzwertfest- oder -neu-
festsetzung und - soweit dies urkundlich belegbar
ist - die Rechtzeitigkeit des Antrags ergeben.

6. In erster und zweiter Instanz können die Parteien
selbst vor Gericht handeln und sich durch jede Per-
son vertreten lassen, die volljährig und geschäftsfä-
hig ist und für die in keinem Bereich ein gericht-
licher Erwachsenenvertreter bestellt oder eine ge-
wählte oder gesetzliche Erwachsenenvertretung
oder Vorsorgevollmacht wirksam ist. In dritter In-
stanz müssen sich die Parteien entweder durch einen
Rechtsanwalt oder Notar oder durch einen Interes-
senvertreter vertreten lassen. Interessenvertreter ist
ein Funktionär oder Angestellter eines Vereins, zu
dessen satzungsmäßigen Zwecken der Schutz und
die Vertretung der Interessen von Wohnungseigen-
tümern und Wohnungseigentumsbewerbern gehö-
ren und der sich regelmäßig mit der Beratung seiner
Mitglieder in Wohnungseigentumsangelegenheiten
in mehr als zwei Bundesländern befasst; er ist zur
Vertretung von Parteien in allen Instanzen befugt.
(3) In den durch Kundmachung gemäß § 39 Abs. 2

und § 50 MRG bestimmten Gemeinden kann ein Ver-
fahren auf Nutzwertfestsetzung (§ 9 Abs. 2) oder
Nutzwertneufestsetzung (§ 9 Abs. 3) bei Gericht nur
eingeleitet werden, wenn die Sache vorher bei der Ge-
meinde anhängig gemacht wurde; diesbezüglich gel-
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ten neben Abs. 2 auch § 39 Abs. 3 bis 5 und § 40
MRG.

Gerichtsgebühren
§ 53. Für die in § 52 Abs. 1 genannten Verfahren ist

die in der Tarifpost 12 lit. c Z 6 GGG bestimmte Pau-
schalgebühr zu entrichten.

12. Abschnitt

Schluss- und Übergangsbestimmungen

In-Kraft-Treten
§ 54. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 2002

in Kraft.
(2) § 20 Abs. 6 tritt abweichend von Abs. 1 mit

1. Jänner 2003 in Kraft.

Außer-Kraft-Treten
§ 55. Das Wohnungseigentumsgesetz 1975, BGBl.

Nr. 417, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. I Nr. 98/2001, tritt mit Ablauf des 30. Juni
2002 außer Kraft. Die Übergangsregelungen des § 29
Abs. 1 bis 3 des Wohnungseigentumsgesetzes 1975
gelten jedoch für die davon erfassten Rechtsverhält-
nisse weiter.

Übergangsbestimmungen
§ 56. (1) Wurde vor dem 1. Juli 2002 ein Abstell-

platz für ein Kraftfahrzeug gemäß § 1 Abs. 2
WEG 1975 mit einer Wohnung oder sonstigen selb-
ständigen Räumlichkeit verbunden, so bleibt diese
Verbindung weiterhin gültig. In den Fällen des § 14
Abs. 3 und 5 Z 1 vierter Satz gelten die dort vorgese-
henen Begünstigungen auch für einen Abstellplatz für
ein Kraftfahrzeug, der gemäß § 1 Abs. 2 WEG 1975
mit der Wohnung verbunden ist. Die Begründung von
selbständigem Wohnungseigentum an einem im Zu-
behör-Wohnungseigentum stehenden Abstellplatz für
ein Kraftfahrzeug bedarf nicht der Zustimmung der
anderen Miteigentümer; eine Nutzwertfestsetzung ge-
mäß § 9 Abs. 2, 3 oder 6 ist entbehrlich, wenn sich der
Nutzwert des Abstellplatzes zweifelsfrei aus der frü-
heren Nutzwertermittlung ergibt.

(2) Wurde vor dem 1. Juli 2002 selbständiges Woh-
nungseigentum entgegen der Bestimmung des § 1
Abs. 2 WEG 1975 an einem Abstellplatz für Kraft-
fahrzeuge oder entgegen der Bestimmung des § 1
Abs. 3 WEG 1975 an einer Substandardwohnung be-
gründet, gilt dieses selbständige Wohnungseigentum
nach dem 30. Juni 2002 als wirksam begründet, sofern
die Wohnungseigentumsbegründung nach der nun-
mehrigen Rechtslage gültig wäre.

(3) § 3 Abs. 1 Z 3 dieses Bundesgesetzes ist auf Ver-
fahren anzuwenden, die nach dem 30. Juni 2002 ein-
geleitet werden. Für früher eingeleitete Verfahren gilt
§ 2 Abs. 2 Z 2 WEG 1975 weiter und ist die Möglich-
keit der Begründung von Wohnungseigentum noch
anhand der bisherigen Rechtslage zu beurteilen.

(4) Wurde vor dem 1. Juli 2002 Wohnungseigentum
- jedoch nicht an allen wohnungseigentumstauglichen
Objekten der Liegenschaft - begründet, so ist nach
dem 30. Juni 2002 die weitere Begründung von Woh-
nungseigentum nur zulässig, wenn sie sich auf alle
restlichen Wohnungen und sonstigen selbständigen
Räumlichkeiten der Liegenschaft sowie auf alle rest-
lichen Abstellplätze für Kraftfahrzeuge bezieht, die
nach der Widmung der Miteigentümer als Wohnungs-
eigentumsobjekte vorgesehen sind.

(5) § 4 dieses Bundesgesetzes ist in Verfahren anzu-
wenden, die nach dem 30. Juni 2002 eingeleitet wer-
den. In früher eingeleiteten Verfahren ist weiterhin die
bisherige Rechtslage anzuwenden.

(6) Bei Liegenschaften, an denen schon vor dem
1. Juli 2002 Wohnungseigentum ganz oder teilweise
begründet wurde, beginnt die dreijährige Frist nach
§ 5 Abs. 2 erst mit 1. Juli 2002 zu laufen.

(7) Wurde bei einem Haus, für das die Baubewilli-
gung vor dem 1. Jänner 1985 erteilt wurde, in einem
vor dem 1. Juli 2002 eingeleiteten Verfahren die Nutz-
fläche gemäß § 6 Abs. 2 WEG 1975 nach dem Natur-
maß berechnet, so bleibt die der Entscheidung zugrun-
de gelegte Nutzflächenberechnung weiter gültig.

(8) Soweit in anderen Rechtsvorschriften auf das ge-
meinsame Wohnungseigentum von Ehegatten Bezug
genommen wird, ist darunter ab dem 1. Juli 2002 die
Eigentümerpartnerschaft im Sinne des 4. Abschnitts
dieses Bundesgesetzes zu verstehen.

(9) § 24 Abs. 6 dieses Bundesgesetzes ist auf Be-
schlüsse der Eigentümergemeinschaft anzuwenden,
soweit sie nach dem 30. Juni 2002 bekannt gemacht
werden. Soweit Beschlüsse früher bekannt gemacht
wurden, gilt § 13b Abs. 4 WEG 1975 weiter.

(10) § 34 Abs. 1 letzter Satz dieses Bundesgesetzes
ist auch auf Rechnungslegungsansprüche anzuwen-
den, die vor dem 1. Juli 2002 fällig geworden sind; in
diesen Fällen beginnt die dreijährige Verjährungsfrist
aber erst mit 1. Juli 2002 zu laufen.

(11) § 37 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes ist auf Zah-
lungen anzuwenden, die nach dem 30. Juni 2002 ge-
leistet werden. Für früher geleistete Zahlungen gilt
§ 23 Abs. 1a WEG 1975 weiter.

(12) Besteht die Eigentümergemeinschaft auf Grund
einer vor dem 1. Juli 2002 durchgeführten, nicht alle
wohnungseigentumstauglichen Objekte der Liegen-
schaft erfassenden Wohnungseigentumsbegründung
zum Teil auch aus schlichten Miteigentümern, so gel-
ten die sich auf die Wohnungseigentümer beziehenden
Regelungen des neuen Rechts sinngemäß auch für die
schlichten Miteigentümer, soweit die ihnen entspre-
chenden Bestimmungen des Wohnungseigentumsge-
setzes 1975 auch für die schlichten Miteigentümer
galten. Solange einer solchen Eigentümergemein-
schaft noch schlichte Miteigentümer angehören, gilt
jedoch anstelle des § 33 dieses Bundesgesetzes der
§ 20 WEG 1975. Die in § 2 Abs. 2 Z 1 zweiter Halb-
satz WEG 1975 vorgesehene Beschränkung des
Rechts eines Wohnungseigentümers auf Verweigerung
der Zustimmung zur weiteren Begründung von Woh-
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nungseigentum ist nach dem 30. Juni 2002 sowohl auf
Wohnungseigentümer als auch auf schlichte Miteigen-
tümer anzuwenden.

(13) Im Übrigen ist dieses Bundesgesetz auch auf
die vor dem 1. Juli 2002 begründeten Wohnungsei-
gentumsrechte und auf die vor diesem Zeitpunkt zwi-
schen Wohnungseigentümern, Wohnungseigentums-
bewerbern und Wohnungseigentumsorganisatoren un-
tereinander oder mit Dritten geschlossenen Rechtsge-
schäfte anzuwenden.

(14) Soweit in anderen Rechtsvorschriften auf Be-
stimmungen des Wohnungseigentumsgesetzes 1975
verwiesen wird, treten an deren Stelle die entsprechen-
den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes.

Begründung von Wohnungseigentum auf Grund-
lage des Wohnungseigentumsgesetzes 1975

§ 57. (1) Bis zum Ablauf des 31. Dezember 2006
kann - ungeachtet eines allfälligen Widerspruchs zu
Regelungen des Wohnungseigentumsgesetzes 2002 –
die Einverleibung von Wohnungseigentum auf Grund
von Urkunden beantragt werden, die noch nach der
Rechtslage des Wohnungseigentumsgesetzes 1975 er-
stellt wurden, sofern die Wohnungseigentumsbegrün-
dung nach dem Wohnungseigentumsgesetz 1975 gül-
tig gewesen wäre.

(2) Wurde nach dem 30. Juni 2002 und vor dem
In-Kraft-Treten des Abs. 1 Wohnungseigentum auf
Grund von Urkunden begründet, die noch nach der
Rechtslage des Wohnungseigentumsgesetzes 1975 er-
stellt wurden, so ist die Wohnungseigentumsbegrün-
dung ungeachtet eines allfälligen Widerspruchs zu Re-
gelungen des Wohnungseigentumsgesetzes 2002 gül-
tig, wenn sie nach dem Wohnungseigentumsge-
setz 1975 gültig gewesen wäre.

Übergangsbestimmungen zur Wohnrechtsnovelle
2006

§ 58. (1) § 56 Abs. 1 letzter Satz und § 57 Abs. 1
jeweils in der Fassung der Wohnrechtsnovelle 2006,
BGBl. I Nr. 124, treten mit dem der Kundmachung der
Wohnrechtsnovelle 2006 folgenden Tag in Kraft. Im
Übrigen treten die Änderungen dieses Bundesgeset-
zes durch die Wohnrechtsnovelle 2006 mit 1. Oktober
2006 in Kraft.

(2) § 5 Abs. 2 letzter Satz in der Fassung der Wohn-
rechtsnovelle 2006 ist auch anzuwenden, wenn der
Erwerb des Abstellplatzes vor dem 1. Oktober 2006
stattgefunden hat. Wurde der dem Erwerb dienende
Grundbuchsantrag vor dem 1. Februar 2005 einge-
bracht, so gilt die Ausnahmeregelung für jede Person,
der gemäß § 2 Abs. 6 zweiter Satz die Eigenschaft ei-
nes Wohnungseigentumsorganisators zukommt.

(3) Auch nach dem 30. September 2006 kann - un-
geachtet der mit der Wohnrechtsnovelle 2006 herbei-
geführten Änderung des § 8 Abs. 2 WEG 2002 – die
Einverleibung von Wohnungseigentum auf Grund ei-
ner vor dem 1. Oktober 2006 vorgenommenen Nutz-
wertermittlung beantragt werden, bei der § 8 Abs. 2

WEG 2002 in seiner Fassung vor dem In-Kraft-Treten
der Wohnrechtsnovelle 2006 angewendet wurde.

(4) § 10 Abs. 3 und 4 in der Fassung der Wohn-
rechtsnovelle 2006 ist anzuwenden, wenn im Fall ei-
ner gerichtlichen Nutzwertfestsetzung das darüber ge-
führte Verfahren nach dem 30. September 2006 geen-
det hat oder im Fall einer einvernehmlichen Nutzwert-
festsetzung das neue Gutachten nach dem 30. Septem-
ber 2006 erstattet wurde.

(5) Das Schriftformgebot des § 13 Abs. 6 in der Fas-
sung der Wohnrechtsnovelle 2006 gilt für Vereinba-
rungen, die nach dem 30. September 2006 geschlossen
werden.

(6) § 14 Abs. 1, 2 und 3 in der Fassung der Wohn-
rechtsnovelle 2006 ist anzuwenden, wenn der Partner
nach dem 30. September 2006 stirbt. § 14 Abs. 4 in
der Fassung der Wohnrechtsnovelle 2006 ist anzu-
wenden, wenn die Erlassung der Zahlungspflicht nach
dem 30. September 2006 verfügt oder vereinbart wird.
Das Formgebot des § 14 Abs. 5 Z 1 in der Fassung
der Wohnrechtsnovelle 2006 gilt für Vereinbarungen,
die nach dem 30. September 2006 geschlossen wer-
den; die übrigen Regelungen des § 14 Abs. 5 Z 1 so-
wie § 14 Abs. 5 Z 2 jeweils in der Fassung der Wohn-
rechtsnovelle 2006 sind anzuwenden, wenn der Part-
ner nach dem 30. September 2006 stirbt.

(7) Hat ein Wohnungseigentumsbewerber in einer
vor dem 1. Oktober 2006 erhobenen Einverleibungs-
klage gemäß § 43 Abs. 1 die Einwilligung in die Ein-
verleibung von Wohnungseigentum nur hinsichtlich
des ihm zugesagten Objekts begehrt, so steht die Re-
gelung des § 3 Abs. 2 auch unabhängig vom Vorliegen
eines Falls nach § 43 Abs. 1 zweiter Satz einer Klags-
stattgebung nicht entgegen.

(8) Hat ein Wohnungseigentumsbewerber vor dem
1. Oktober 2006 sein Aussonderungsrecht oder sein
Widerspruchsrecht jeweils gemäß § 43 Abs. 4 in der
Fassung vor dem In-Kraft-Treten der Wohnrechtsno-
velle 2006 gerichtlich geltend gemacht, so gilt für die-
se Rechte die bisherige Rechtslage weiter.

Übergangsbestimmungen zur Wohnrechtsnovelle
2009

§ 58a. § 24 Abs. 2 in der Fassung der Wohnrechts-
novelle 2009, BGBl. I Nr. 25/2009, tritt mit 1. April
2009 in Kraft; § 20 Abs. 3a und § 28 Abs. 1 jeweils in
der Fassung dieser Novelle treten mit 1. Jänner 2009
in Kraft.

Übergangsbestimmungen zur Grundbuchs-Novel-
le 2012

§ 58b. (1) § 3 Abs. 4 und § 10 Abs. 3 und 4 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 30/2012 tre-
ten mit 1. Mai 2012 in Kraft.

(2) § 3 Abs. 4 ist anzuwenden, wenn der Antrag
auf Einverleibung des Wohnungseigentums nach dem
30. April 2012 gestellt wird.

(3) § 10 Abs. 3 und 4 in der geänderten Fassung ist
anzuwenden, wenn im Fall einer gerichtlichen Nutz-
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wertfestsetzung das darüber geführte Verfahren nach
dem 30. April 2012 geendet hat oder im Fall einer ein-
vernehmlichen Nutzwertfestsetzung das neue Gutach-
ten nach dem 30. April 2012 erstattet wurde.

Übergangsbestimmungen zur Wohnrechtsnovel-
le 2015

§ 58c. (1) § 5 Abs. 3 in der Fassung der Wohnrechts-
novelle 2015, BGBl. I Nr. 100/2014, tritt mit 1. Jänner
2015 in Kraft. Die Bestimmung gilt in dieser Fassung
auch für Eintragungen, die vor ihrem Inkrafttreten
vorgenommen wurden. Sie ist auch in gerichtlichen
Verfahren anzuwenden, die zum Zeitpunkt ihres In-
krafttretens bereits anhängig geworden, aber noch
nicht rechtskräftig entschieden worden sind.

(2) § 5 Abs. 4 in der Fassung der Wohnrechtsnovel-
le 2015, BGBl. I Nr. 100/2014, tritt mit 1. Jänner 2015
in Kraft. Die Bestimmung gilt in dieser Fassung auch
für Übertragungen, die vor ihrem Inkrafttreten vorge-
nommen wurden. Sie ist auch in gerichtlichen Ver-
fahren anzuwenden, die zum Zeitpunkt ihres Inkraft-
tretens bereits anhängig geworden, aber noch nicht
rechtskräftig entschieden worden sind.

Übergangsbestimmung zum ErbRÄG 2015
§ 58d. Die §§ 12 Abs. 3 und 14 Abs. 3, 5 und 7 in

der Fassung des Erbrechts-Änderungsgesetzes 2015
(ErbRÄG 2015), BGBl. I Nr. 87/2015, treten
mit 17. August 2015 in Kraft. Die §§ 12 Abs. 3 und 14
Abs. 7 sind anzuwenden, wenn der Wohnungseigentü-
mer bzw. der Partner an oder nach diesem Tag gestor-
ben ist.

Übergangsbestimmung zum Bundesgesetz BGBl. I
Nr 58/2018

§ 58e. Die §§ 24 und 52 in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 58/2018, treten mit 1. August
2018 in Kraft; § 52 ist auf Verfahren anzuwenden, die
nach dem 31. Juli 2018 anhängig sind oder anhängig
werden.

Vollziehung
§ 59. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist

der Bundesminister für Justiz betraut.
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OGH 22.01.2020, 3Ob214/19w (Schockschaden)

Gericht

OGH
Entscheidungsdatum

22.01.2020
Geschäftszahl

3Ob214/19w
Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat als Revisionsgericht
durch den Hofrat Dr. Roch als Vorsitzenden sowie
den Hofrat Priv.-Doz. Dr. Rassi, die Hofrätinnen
Dr. Weixelbraun-Mohr und Dr. Kodek und den Hofrat
Mag. Pertmayr als weitere Richter in der Rechtssache
der klagenden Parteien 1. M*****, vertreten durch
Dr. Martin Wuelz, Rechtsanwalt in Innsbruck,
2. D*****, vertreten durch MMag. Dr. Erich Lack-
ner, Rechtsanwalt in Innsbruck, gegen die beklagten
Parteien 1. M*****, vertreten durch Dr. Matthias
Lüth, Mag. Michael Mikuz, Rechtsanwälte in Inns-
bruck, 2. P***** e.V., *****, vertreten durch
Mag. Michael Tinzl und andere Rechtsanwälte in
Innsbruck, wegen 152.773,70 EUR sA und
126.773,70 EUR sA, über die außerordentliche Revi-
sion der zweitklagenden Partei (Revisionsinteresse
118.134,80 EUR) gegen das Urteil des Oberlandesge-
richts Innsbruck als Berufungsgericht vom 24. Sep-
tember 2019, GZ 4 R 101/19p-48, den

Beschluss

gefasst:
Spruch

Die außerordentliche Revision wird gemäß § 508a
Abs 2 ZPO mangels der Voraussetzungen des § 502
Abs 1 ZPO zurückgewiesen.

Begründung:
Rechtliche Beurteilung

1. Die Ansicht des Berufungsgerichts, dass der Aus-
bildungsvertrag zwischen der Erstklägerin und dem
zweitbeklagten Verein, einem staatlich anerkannten
Ausbildungsinstitut für psychosoziale Psychotherapie
und Psychoanalyse, keine Schutzwirkungen zuguns-
ten Dritter, konkret des Zweitklägers als des (damali-
gen) Ehemanns der Erstklägerin entfaltet, stellt schon
deshalb keine vom Obersten Gerichtshof aufzugrei-
fende Fehlbeurteilung dar, weil die Lehranalyse, in
deren Rahmen sich der Erstbeklagte auf ein sexuelles
Verhältnis mit der Erstklägerin einließ, aus dem der
Zweitkläger seine Schadenersatzansprüche ableitet,
unstrittig nicht vom Zweitbeklagten geschuldet, son-
dern vielmehr Inhalt des zwischen der Erstklägerin
und dem Erstbeklagten geschlossenen Lehranalyse-

vertrags war. Damit scheidet aber eine vertragliche
Haftung des Zweitbeklagten gegenüber dem Zweit-
kläger infolge der behaupteten Verletzung der Auf-
sichtspflicht in Bezug auf die Durchführung der Lehr-
analyse von vornherein aus.

2. Die Auffassung des Berufungsgerichts, dass es sich
weder beim – lediglich allgemeine Regelungen ent-
haltenden – Psychotherapiegesetz (vgl RS0027367)
noch beim – nicht allgemein verbindlichen – Berufs-
kodex für Psychotherapeutinnen und Psychotherapeu-
ten um ein Schutzgesetz iSd § 1311 ABGB handelt,
begründet ebenfalls keine erhebliche Rechtsfrage.

3.1. Seit der Entscheidung 2 Ob 79/00g SZ 74/24
wird in ständiger Rechtsprechung nahen Angehörigen
eines Getöteten für den ihnen verursachten „Schock-
schaden“ mit Krankheitswert ebenfalls Schmerzen-
geld zuerkannt, weil diese „Dritten“ durch das Erlei-
den eines Nervenschadens in ihrem absolut geschütz-
ten Recht auf körperliche Unversehrtheit beeinträch-
tigt und als unmittelbar Geschädigte anzusehen sind.
Die Rechtswidrigkeit einer solchen Körperverletzung
wird dabei zwar nicht aus dem Schutzzweck der Ver-
haltensvorschrift, welche die Erstverletzung verhin-
dern soll, aber aus der bei Verletzung absolut ge-
schützter Rechte gebotenen Interessenabwägung ab-
geleitet. Die Gefahr einer unzumutbaren Ausweitung
der Haftung wird dadurch eingegrenzt, dass es eines
besonders starken Zurechnungsgrundes bedarf, also
die Verletzungshandlung gegenüber dem Angehöri-
gen in hohem Maß geeignet erscheint, einen Schock-
schaden herbeizuführen. Der Schock muss im Hin-
blick auf seinen Anlass verständlich sein. Auslöser
für die erlittene psychische Erkrankung in diesem
Sinne kann aber bei nahen Verwandten auch die To-
desnachricht sein, weil bei einer besonders engen per-
sönlichen Verbundenheit, wie sie zwischen nahen An-
gehörigen typischerweise besteht, die Erstschädigung
(Tötung) auch für den dritten Schockgeschädigten so
gefährlich ist, dass von einer deliktischen Zufügung
des Schockschadens gesprochen werden kann
(RS0116865).

3.2. Ersatz für Schockschäden wird darüber hinaus
auch bei schwersten Verletzungen naher Angehöriger
gewährt (RS0127926). Wertungsmäßig vergleichbare
massivste Beeinträchtigungen der immateriellen In-
teressen naher Angehöriger wurden auch bei Vertau-
schung eines neugeborenen Kindes auf der Geburten-
station anerkannt (4 Ob 208/17t = RS0132001).

3.3. Zu 9 Ob 1/19s (= RS0127926 [T5, T6] =
RS0116865 [T25, T26]) wurde jüngst judiziert, dass
auch die Verletzung des absolut geschützten Persön-
lichkeitsrechts der geschlechtlichen Selbstbestim-
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mung (§ 1328 ABGB) und insbesondere auch sexuel-
ler Missbrauch von Minderjährigen grundsätzlich ei-
ne Tathandlung ist, die – in der Regel abhängig von
ihrem Schweregrad – bei der unmittelbar betroffenen
Person schwere psychische und seelische Verletzun-
gen oder Traumatisierungen herbeiführen kann, we-
gen des besonderen Unrechtsgehalts (Vorsatztat) und
der möglichen Auswirkungen in der Folge aber auch
bei nahen Angehörigen Schockschäden und Belas-
tungsreaktionen im Sinn von krankheitswertigen see-
lischen Schmerzen auslösen kann; dies aber mit der
Einschränkung, dass – wie bei Körperverletzungs-
handlungen – kein Grund zur Annahme besteht, dass
Missbrauchshandlungen in jedem Fall, dh unabhän-
gig von der jeweiligen Art der Verletzungshandlung,
der Schwere der Tat und den konkreten Folgen, An-
sprüche naher Angehöriger begründen, weil ihre eige-
ne Beeinträchtigung nur als Reaktion auf eine kon-
krete Tat und ihre Auswirkungen für das Opfer ver-
standen werden kann. Im konkreten Anlassfall billig-
te der Oberste Gerichtshof die Rechtsansicht der Vor-
instanzen, wonach der geltend gemachte Schockscha-
den aufgrund zweier Vorfälle, bei denen der Beklagte
der damals neuneinhalb Jahre alten Tochter der Klä-
gerin in die Unterhose gegriffen und sie betastet hat-
te, insbesondere aufgrund ihrer reiferen, eigenständi-

geren und selbstbewussteren Reaktion, als es ihrem
Alter entspräche (Abwehr des Beklagten, umgehen-
des Verlassen des Tatorts, sofortige Information der
Mutter) nicht ersatzfähig ist, weil die von der Recht-
sprechung in Bezug auf die Verletzungen des Opfers
geforderte hohe Erheblichkeitsschwelle für Schmer-
zengeldansprüche Dritter noch nicht erreicht wurde.

3.4. Von den Grundsätzen dieser Rechtsprechung ist
das Berufungsgericht nicht abgewichen, indem es die
Zuerkennung von Schadenersatz für die vom Zweit-
kläger behaupteten Depressionen aufgrund des – (da-
mals) einvernehmlichen – Geschlechtsverkehrs zwi-
schen der Erstklägerin und dem Erstbeklagten ablehn-
te, obwohl nach den im Rahmen der Schlüssigkeits-
prüfung als wahr zu unterstellenden Klagebehauptun-
gen ein Missbrauch eines Autoritätsverhältnisses iSd
§ 212 StGB vorgelegen sei, weil es sich bei den da-
maligen Liebesgefühlen der Erstklägerin aufgrund
der Lehranalyse und der damit verbundenen „Über-
tragung“ in Wahrheit nicht um ihren freien Willen ge-
handelt habe.
European Case Law Identifier

ECLI:AT:OGH0002:2020:0030OB00214.19W.0122.000
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OGH 30.01.2020, 2Ob167/19a (ErbRÄG)

Gericht

OGH
Entscheidungsdatum

30.01.2020
Geschäftszahl

2Ob167/19a
Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat durch den Senatspräsi-
denten Dr. Veith als Vorsitzenden und den Hofrat
Dr. Musger, die Hofrätin Dr. Solé sowie die Hofräte
Dr. Nowotny und Mag. Pertmayr als weitere Richter
in der Rechtssache der klagenden Partei F*****
M*****, vertreten durch Dr. Heinz Häupl Rechtsan-
walts GmbH in Nussdorf, gegen die beklagte Partei
E***** H*****, vertreten durch Dr. Walter Müller
und andere Rechtsanwälte in Linz, wegen
707.663,19 EUR sA, über den Rekurs der beklagten
Partei gegen den Beschluss des Oberlandesgerichts
Linz als Berufungsgericht vom 24. Juli 2019,
GZ 2 R 111/19k-25, womit infolge Berufung der kla-
genden Partei das Urteil des Landesgerichts Linz vom
18. Oktober 2018, GZ 29 Cg 33/18a-7, aufgehoben
wurde, in nichtöffentlicher Sitzung den

Beschluss

gefasst:
Spruch

Dem Rekurs wird nicht Folge gegeben.

Die Kosten des Rekursverfahrens bilden weitere Ver-
fahrenskosten.
Text

Begründung:

Die Beklagte ist testamentarische Alleinerbin des am
***** 2014 verstorbenen H***** G*****, der mit
ihr weder verwandt noch verheiratet war. Die Kläge-
rin ist die Mutter des Erblassers.

Der Erblasser hinterließ an pflichtteilsberechtigten
Personen nur seine Eltern, die im Testament keine Er-
wähnung fanden. Im Verlassenschaftsverfahren nach
dem Erblasser wurde am 6. 6. 2014 das Übernahme-
protokoll (§ 152 AußStrG) errichtet und die Verlas-
senschaft der Beklagten mit Beschluss vom
24. 8. 2015 eingeantwortet. In einem gegen die Be-
klagte geführten Vorprozess erhielt die Klägerin auf-
grund einer Teileinklagung einen Pflichtteilsbetrag
von 105.000 EUR rechtskräftig zuerkannt.

Mit ihrer am 25. 5. 2018 beim Erstgericht eingebrach-
ten Klage begehrt die Klägerin – für sich und ihren

Ehemann, der ihr seine Pflichtteilsansprüche abgetre-
ten habe – den Zuspruch des restlichen Geldpflicht-
teils, abzüglich des bereits erhaltenen Teilbetrags. Der
geltend gemachte Anspruch sei im Hinblick auf die
durch das ErbRÄG 2015 eingeführten Bestimmungen
des § 1503 Abs 7 Z 9 und des § 1487a ABGB nicht
verjährt.

Die Beklagte wendete unter anderem die Verjährung
der Pflichtteilsansprüche ein. Angesichts des Todes-
zeitpunkts des Erblassers seien die Bestimmungen
des ErbRÄG 2015 noch nicht anzuwenden. Die Über-
gangsbestimmung des § 1503 Abs 7 Z 9 ABGB sei
teleologisch auf die Fälle einer Erbschaftsklage zu re-
duzieren.

Das Erstgericht wies das Klagebegehren ab. Die Ver-
jährung der eingeklagten Pflichtteilsansprüche sei
nach § 1487 ABGB aF zu beurteilen und deshalb mit
Ablauf des 6. 6. 2017 – drei Jahre nach Errichtung
des Übernahmeprotokolls – verjährt. § 1503 Abs 7
Z 9 ABGB sei entsprechend teleologisch zu reduzie-
ren. Die Zielsetzung des Gesetzgebers gehe aus den
Materialien hervor.

Das Berufungsgericht hob das erstgerichtliche Urteil
auf, verwies die Rechtssache zur neuerlichen Ent-
scheidung nach Verfahrensergänzung an das Erstge-
richt zurück und sprach aus, dass der Rekurs an den
Obersten Gerichtshof zulässig sei.

Da die neue Regelung der erbrechtlichen Verjährung
in § 1487a ABGB nicht nur deren grundsätzliche
Dauer betreffe, sondern darüber hinaus den Beginn
der kurzen Verjährungsfrist von der Kenntnis der an-
spruchsbegründenden Tatsachen abhängig mache, die
im Einzelfall auch erst Jahre nach dem bisherigen
Verjährungsbeginn eintreten könne, werde dem Be-
rechtigten nach der neuen Rechtslage auch in Fällen,
in denen sich an der Maßgeblichkeit der dreijährigen
Verjährung nichts geändert habe, nicht selten eine
deutlich längere Zeitspanne nach dem Tod des Erb-
lassers zur Geltendmachung seiner Ansprüche zur
Verfügung stehen. Vor diesem Hintergrund statuiere
die Übergangsbestimmung des § 1503 Abs 7 Z 9
ABGB eine sachgerechte und klare Kompromisslö-
sung für noch offene „alte“ Ansprüche. Eine teleolo-
gische Reduktion auf Fälle einer Verkürzung der Ver-
jährungsfrist sei nicht vorzunehmen. Die von der Klä-
gerin geltend gemachten Pflichtteilsansprüche seien
am 1. 1. 2017 nach dem bis dahin geltenden Recht
noch nicht verjährt gewesen. Der Lauf der im nun-
mehr anzuwendenden § 1487a ABGB vorgesehenen
kenntnisabhängigen dreijährigen Verjährungsfrist ha-
be daher mit 1. 1. 2017 neu zu laufen begonnen, so-
dass die Ansprüche nicht verjährt seien.
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Das Berufungsgericht ließ den Rekurs an den Obers-
ten Gerichtshof mit der Begründung zu, es liege noch
keine höchstgerichtliche Rechtsprechung zu der in
der Literatur umstrittenen Reichweite der Übergangs-
bestimmung des § 1503 Abs 7 Z 9 ABGB vor.

Dagegen richtet sich der Rekurs der Beklagten mit
dem Antrag, das Urteil des Erstgerichts wiederherzu-
stellen; hilfsweise wird ein Aufhebungsantrag ge-
stellt.

Die Klägerin beantragt in ihrer Rekursbeantwortung,
den Rekurs zurück-, in eventu abzuweisen.
Rechtliche Beurteilung

Der Rekurs ist aus dem vom Berufungsgericht ange-
führten Grund zulässig, weil insoweit noch keine
höchstgerichtliche Rechtsprechung zur Auslegung
des § 1503 Abs 7 Z 9 ABGB besteht. Er ist aber nicht
berechtigt.

Die Rekurswerberin macht geltend, aus den Gesetzes-
materialien ergebe sich, dass die genannte Über-
gangsbestimmung das Vertrauen derjenigen schützen
solle, die durch eine Verkürzung der Verjährungsfrist
benachteiligt wären. Eine solche Verkürzung liege im
vorliegenden Fall nicht vor. Daher sei das zu weit ge-
fasste Gesetz nach dem Zweck und der Absicht des
Gesetzgebers teleologisch zu reduzieren, um eine
Übervorteilung durch eine ungerechtfertigte Verlän-
gerung der Verjährungsfrist zu verhindern. Auf den
gegenständlichen Fall sei daher die allgemeine Über-
gangsvorschrift des § 1503 Abs 7 Z 2 ABGB anzu-
wenden und die Verjährung nach der Rechtslage vor
dem ErbRÄG 2015 zu beurteilen. Danach seien die
Klagsansprüche bereits verjährt.

Hiezu wurde erwogen:

1. Im Rahmen der Reform des Erbrechts durch das
ErbRÄG 2015 (BGBl I 2015/87) wurde auch die Ver-
jährung in diesem Bereich geändert mit dem Ziel,
diese durch Zusammenfassung der erbrechtlichen
Tatbestände in § 1487a ABGB neu und einheitlich zu

regeln (R. Madl in Kletečka/Schauer, ABGB-ON1.02

§ 1487a Rz 1; Dehn in KBB5 § 1487a Rz 1; Er-
läutRV 688 BlgNR XXV. GP 40). Gemäß Abs 1 die-
ser Bestimmung muss das Recht, eine Erklärung des
letzten Willens umzustoßen, den Geldpflichtteil zu
fordern, letztwillige Bedingungen oder Belastungen
von Zuwendungen anzufechten, nach erfolgter Ein-
antwortung ein besseres oder gleiches Recht geltend
zu machen, den Geschenknehmer wegen Verkürzung
des Pflichtteils in Anspruch zu nehmen oder sonstige
Rechte aus einem Geschäft von Todes wegen zu for-
dern, binnen drei Jahren ab Kenntnis der für das Be-
stehen des Anspruchs maßgebenden Tatsachen ge-
richtlich geltend gemacht werden. Unabhängig von
dieser Kenntnis verjähren diese Rechte 30 Jahre nach
dem Tod des Verstorbenen.

2. Nach der besonderen Übergangsbestimmung des
§ 1503 Abs 7 Z 9 ABGB ist § 1487a ABGB idF des

ErbRÄG 2015 ab dem 1. 1. 2017 auf das Recht, eine
Erklärung des letzten Willens umzustoßen, den Geld-
pflichtteil zu fordern, letztwillige Bedingungen oder
Belastungen von Zuwendungen anzufechten, nach er-
folgter Einantwortung ein besseres oder gleichwerti-
ges Recht geltend zu machen, den Geschenknehmer
wegen Verkürzung des Pflichtteils in Anspruch zu
nehmen oder sonstige Rechte aus einem Geschäft von
Todes wegen zu fordern, anzuwenden, wenn dieses
Recht am 1. 1. 2017 nach dem bis dahin geltenden
Recht nicht bereits verjährt ist. Der Lauf der in
§ 1487a ABGB vorgesehenen kenntnisabhängigen
Frist beginnt in solchen Fällen mit dem 1. 1. 2017.

3. Für den Pflichtteilsanspruch des übergangenen No-
terben galt nach der vor dem 1. 1. 2017 anzuwenden-
den Rechtslage die dreijährige Verjährungsfrist des
§ 1487 ABGB (2 Ob 180/17k; 2 Ob 174/15z;
RS0034375), die mit der Errichtung des Übernahme-
protokolls (§ 152 AußStrG) zu laufen begann
(2 Ob 73/15x; RS0126541). Nur wenn der Pflicht-
teilsberechtigte seinen Anspruch auf das Testament
stützen konnte, war die 30-jährige Verjährungsfrist
des § 1478 ABGB anzuwenden (RS0034392;
RS0034375; RS0012858 [T2]).

Im vorliegenden Fall erwähnte der Erblasser seine El-
tern im Testament nicht. Ihre Pflichtteilsansprüche
lassen sich daher nicht daraus ableiten. Zutreffend ha-
ben die Vorinstanzen erkannt, dass demzufolge im
Sinne der dargelegten Rechtsprechung die dreijährige
Verjährungsfrist des § 1487 ABGB aF galt. Das
Übernahmeprotokoll wurde am 6. 6. 2014 errichtet,
weshalb die von der Klägerin geltend gemachten For-
derungen am 1. 1. 2017 nach der bis zu diesem Zeit-
punkt geltenden Rechtslage nicht verjährt waren.

Nach dem Wortlaut der Übergangsbestimmung des
§ 1503 Abs 7 Z 9 ABGB hat daher im vorliegenden
Fall die dreijährige Verjährungsfrist des § 1487a
Abs 1 ABGB nF für die von der Klägerin geltend ge-
machten Pflichtteilsansprüche am 1. 1. 2017 neu zu
laufen begonnen und war bei Klagseinbringung noch
nicht abgelaufen.

4. Keine teleologische Reduktion des § 1503 Abs 7
Z 9 ABGB:

4.1 Die Übergangsbestimmung des § 1503 Abs 7 Z 9
ABGB erfasst nach ihrem Wortlaut alle in § 1487a
Abs 1 ABGB genannten Rechte, also auch Fälle, in
denen die kurze Frist als solche unverändert geblie-

ben ist (Dehn in KBB5 § 1503 Rz 5). Die Gesetzes-
materialien zu dieser Bestimmung lauten wie folgt
(ErläutRV 688 BlgNR XXV. GP 41):

„Bei der Verkürzung einer Verjährungsfrist – wie hier
bei der Erbschaftsklage (in den anderen Fällen bleibt
sie unverändert) – soll der Eintritt der Verjährung
nach der jeweils verbindlichen Rechtslage zu beurtei-
len sein. Aus Vertrauensschutzgründen soll aber die
neue Frist – so sie zur Anwendung kommt – erst mit
dem Inkrafttreten der Rechtsänderung zu laufen be-
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ginnen (Vonkilch, Das intertemporale Privatrecht
124 f.). Diesen Anliegen will Z 9 Rechnung tragen.“

Dies wurde in der Literatur zum Anlass genommen,
in diesem Zusammenhang eine teleologische Reduk-
tion zu fordern und die Verjährung in jenen Fällen, in
denen es zu keiner Verkürzung der Verjährungsfrist
kommt, ausschließlich nach der vor dem 1. 1. 2017
geltenden Rechtslage zu beurteilen oder § 1487a
ABGB nF zwar anzuwenden, jedoch die bereits vor
dem Inkrafttreten des neuen Rechts verstrichene Zeit
bei der Anwendung des neuen Rechts mitzuberück-
sichtigen. Eine faktische Verlängerung der Klagsmög-
lichkeit für Ansprüche, deren Verjährungsfrist sowohl
nach altem als auch nach neuem Recht nur drei Jahre
betrage, widerspreche sowohl den Grundgedanken
des alten und des neuen Rechts als auch der vom Ge-
setzgeber in den Erläuterungen zur fraglichen inter-
temporalen Norm zum Ausdruck gebrachten Wertung
(Vonkilch, Rechtsprobleme im Übergangsrecht,
Zak 2018/465, 244 [245 f]).

4.2 Eine teleologische Reduktion ist (nur) in jenen
Fällen angezeigt, in denen eine umschreibbare Fall-
gruppe von den Grundwertungen oder Zwecken des
Gesetzes entgegen seinem Wortlaut überhaupt nicht
erfasst sein soll und sich diese von den eigentlich ge-
meinten Fallgruppen so weit unterscheidet, dass eine
Gleichbehandlung sachlich ungerechtfertigt und will-

kürlich wäre (RS0008979; Kodek in Rummel/Lukas4

§ 7 ABGB Rz 61; Posch in Schwimann/Kodek5 § 7
ABGB Rz 20). Diese Voraussetzungen liegen hier je-
doch nicht vor:

4.2.1 Besteht keine gegenteilige besondere Über-
gangsbestimmung, richtet sich die Verjährungsfrist
grundsätzlich nach der Rechtslage, unter der die Ver-
jährung begonnen wurde (vgl Abs 6 Satz 1 des Kund-
machungspatents zum ABGB [JGS 1811/946, abge-

druckt in Rummel/Lukas4 I, 1 f]; RS0008685). Sofern
die jüngere Vorschrift eine kürzere Frist vorsieht,
kann sich der Schuldner wahlweise auf diese berufen;
die kürzere Frist beginnt dann jedoch frühestens ab
Inkrafttreten des neuen Gesetzes zu laufen (Abs 6
Satz 2 KdmPat; 6 Ob 208/16f; 9 ObA 138/15g;
RS0008685 [T2]).

4.2.2 Die Regelung, dass neue kürzere Verjährungs-
fristen erst ab Inkrafttreten der diese anordnenden
jüngeren Verjährungsvorschrift zu laufen beginnen,
entspricht somit ohnehin der bisherigen Rechtslage.
Eine besondere Übergangsbestimmung, um das Ver-
trauen der Anspruchsberechtigten zu schützen, wäre
dafür nicht nötig gewesen (Schamberger, NZ 2018/
93, 290), was gegen einen ausschließlich diesbezügli-
chen Zweck des § 1503 Abs 7 Z 9 ABGB spricht.
Vielmehr sollte dadurch – entsprechend dem klaren
Wortlaut dieser Bestimmung und dem Ziel der
Erbrechtsreform (Punkt 1.) – ab Inkrafttreten des Er-
bRÄG nur mehr das einheitliche Verjährungsregime
des § 1487a ABGB nF auf alle neuen und alle bis da-
hin nicht verjährten Rechte Anwendung finden (idS

auch Dehn in KBB5 § 1503 Rz 5; im Ergebnis auch

R. Madl in Kletečka/Schauer, ABGB-ON1.02 § 1487a
Rz 26 f; Schamberger NZ 2018/93).

4.2.3 Die in § 1503 Abs 7 Z 9 ABGB angeordnete
Anwendung des § 1487a ABGB auf „Altsachverhal-
te“ kann zwar bei schon bisher der dreijährigen Ver-
jährungsfrist unterliegenden Rechten zu einer fakti-
schen Verlängerung der nach altem Recht begonne-

nen Verjährung führen (Dehn in KBB5 § 1503 Rz 5).
Allerdings ist nach dem neuen Verjährungsregime des
§ 1487a ABGB die kurze Verjährungsfrist nunmehr
kenntnisabhängig, weshalb es auch bei „Neusachver-
halten“ zu einem späten Verjährungsbeginn kommen
kann, wenn die Anspruchsberechtigten von den für
das Bestehen des Anspruchs maßgebenden Tatsachen
erst lange nach Anspruchsentstehung Kenntnis erlan-
gen. Die Einräumung einer längeren Klagsmöglich-
keit in den Fällen der dreijährigen Verjährung ent-
spricht damit dem Grundgedanken des neuen Verjäh-
rungsrechts (so auch R. Madl in Kletečka/Schauer,

ABGB-ON1.02 § 1487a Rz 27). Sie bedeutet selbst bei
schon nach altem Recht begonnener Verjährung auch
dann keine unsachliche Benachteiligung der An-
spruchsgegner, wenn die Anspruchsberechtigten be-
reits vor dem 1. 1. 2017 Kenntnis von den für das Be-
stehen des Anspruchs maßgebenden Tatsachen er-
langt haben sollten. Denn lediglich eine durch beson-
dere Übergangsbestimmungen entstehende rückwir-
kende Verkürzung von Verjährungsfristen kann aus
Gründen des Vertrauensschutzes problematisch sein,
wenn sie ohne ausreichende Übergangsmaßnahmen
erfolgt (vgl 2 Ob 84/19w; 6 Ob 208/16f). Hingegen
führt die rückwirkende Anordnung einer neuen länge-
ren Verjährungsfrist nicht grundsätzlich zu einer un-
sachlichen Benachteiligung der Anspruchsgegner
(Schuldner), weil das gegenläufige Vertrauen auf den
Rechtserwerb (durch Rechtsverlust des Anspruchsbe-
rechtigten) durch bloßen Zeitablauf kaum schutzwür-
dig ist (Schamberger, Keine teleologische Reduktion
des § 1503 Abs 7 Z 9 ABGB, NZ 2018/93, 289 [291];

vgl Kodek in Rummel/Lukas4 § 5 ABGB Rz 41).

4.2.4 Aufgrund der Festlegung des Beginns der kur-
zen Verjährungsfrist für die von § 1503 Abs 7 Z 9
ABGB erfassten „Altsachverhalte“ mit dem
1. 1. 2017 müssen davon betroffene Anspruchsgegner
nach dem 31. 12. 2019 aber nicht mehr mit der Gel-
tendmachung solcher Ansprüche rechnen (idS

Schamberger NZ 2018/93; Dehn in KBB5 § 1503
Rz 5; aA offenbar R. Madl in Kletečka/Schauer,

ABGB-ON1.02 § 1487a Rz 26 f). Mit dieser Regelung
werden daher auch die Auswirkungen der faktischen
Verlängerung einer nach altem Recht begonnenen
Verjährung begrenzt, weil es insoweit nicht auf die
Kenntnis der anspruchsbegründenden Tatsachen
durch die Anspruchsberechtigten ankommt.

4.2.5 Darüber hinaus werden in § 1503 Abs 7 Z 9
ABGB nochmals alle in § 1487a ABGB genannten
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Rechte explizit erneut aufgezählt. Dies spricht gegen
eine Annahme, der Gesetzgeber wäre sich nicht be-
wusst gewesen, den Lauf der in § 1487a vorgesehe-
nen kenntnisabhängigen Frist für alle dort genannten
Rechte zu normieren (Schamberger NZ 2018/93,
291).

4.2.6 Es kann somit nicht davon gesprochen werden,
dass jene Fälle, in denen es durch § 1487a ABGB nF
zu keiner Verkürzung der Verjährungsfrist kommt,
nicht vom Zweck der Übergangsbestimmung erfasst
sein sollten oder die Anwendung der Übergangsbe-
stimmung auf diese Fälle, selbst wenn dies – wie im
Anlassfall – zu einer faktischen Verlängerung der ur-
sprünglichen Verjährungsfrist führen sollte, zu sach-
lich ungerechtfertigten und willkürlichen Ergebnissen
führen würde. Aufgrund des klaren Wortlauts ist auch
nicht von einem „Versehen“ des Gesetzgebers auszu-
gehen. Die Voraussetzungen für eine teleologische

Reduktion des § 1503 Abs 7 Z 9 ABGB liegen daher
nicht vor.

5. Die geltend gemachten Ansprüche der Klägerin
waren bei Klagseinbringung noch nicht verjährt
(Punkt 3.). Dem Rekurs ist ein Erfolg zu versagen.

6. Die diese Entscheidung tragenden Erwägungen las-
sen sich wie folgt zusammenfassen:

Die Bestimmung des § 1503 Abs 7 Z 9 ABGB ist auf
die dort genannten Rechte auch dann anzuwenden,
wenn dies im Einzellfall zu einer faktischen Verlän-
gerung der bis zum 1. 1. 2017 geltenden Verjährungs-
frist führt.

7. Der Kostenvorbehalt beruht auf § 52 Abs 1 ZPO.
European Case Law Identifier

ECLI:AT:OGH0002:2020:0020OB00167.19A.0130.000

5. ErbRÄG | Text

- 56 -

ErbRÄG



OGH 22.01.2020, 7Ob199/19v - UbG Kontrazeption
OGH 22.01.2020, 7Ob199/19v (UbG Kontrazeption)

Gericht

OGH
Entscheidungsdatum

22.01.2020
Geschäftszahl

7Ob199/19v
Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat durch die Senatspräsi-
dentin Dr. Kalivoda als Vorsitzende und die Hofrätin-
nen und Hofräte Hon.-Prof. Dr. Höllwerth, Dr. Solé,
Mag. Malesich und MMag. Matzka als weitere Rich-
ter in der Unterbringungssache der Kranken L*****
L*****, geboren am ***** 1991, *****, vertreten
durch die Erwachsenenvertreterin C***** G*****,
Verein VertretungsNetz – Erwachsenenvertretung, Pa-
tientenanwaltschaft, Bewohnervertretung (Patienten-
anwalt: Mag. B***** R*****), *****, vertreten
durch Dr. Marco Nademleinsky, Rechtsanwalt in
Wien, Abteilungsleiter Univ.-Prof. DDr. P*****
F*****, über den Revisionsrekurs des Vereins gegen
den Beschluss des Landesgerichts für Zivilrechtssa-
chen Wien als Rekursgericht vom 23. Oktober 2019,
GZ 42 R 390/19t-48, womit der Beschluss des Be-
zirksgerichts Donaustadt vom 26. September 2019,
GZ 34 Ub 21/19y-43, bestätigt wurde, den

Beschluss

gefasst:
Spruch

Dem Revisionsrekurs wird Folge gegeben.

Die Beschlüsse der Vorinstanzen werden dahin abge-
ändert, dass der Antrag des Abteilungsleiters auf Ge-
nehmigung der dauerhaften Kontrazeption mittels
Kupferspirale abgewiesen wird.
Text

Begründung:

Die Kranke erlitt im Alter von ca 6 Jahren ein Schä-
del-Hirn-Trauma und im Alter von 10 Jahren einen
Verkehrsunfall. Sie leidet nur unter einem organi-
schen Psychosyndrom nach Schädel-Hirn-Trauma, ei-
ner Verhaltensstörung, einer Anpassungsstörung, ei-
ner kombinierten Persönlichkeitsstörung und einer
paraspastischen Gangstörung. Für sie ist eine gericht-
liche Erwachsenenvertreterin zur Besorgung aller An-
gelegenheiten bestellt.

Ab 2. 2. 2019 war die Kranke in der psychiatrischen
Abteilung des SMZ-Ost ohne Verlangen unterge-
bracht. Sie ist aufgrund ihres organischen Psychosyn-
droms nicht in der Lage, sich selbst zu versorgen, be-

nötigt ständige Hilfe und Betreuung und kann Gefah-
rensituationen nicht ausreichend erkennen und ver-
meiden. Auch ist sie nicht in der Lage, Einsicht in ih-
re gesundheitliche Beeinträchtigung und die Notwen-
digkeit von Hilfe und Betreuung zu gewinnen. Da die
erforderliche ständige, adäquate und qualifizierte Be-
treuung bislang nicht verfügbar ist, besteht derzeit
keine alternative Behandlung außerhalb des geschlos-
senen stationären Aufenthalts.

Die Kranke hat bei Ausgängen immer wieder unge-
schützte Sexualkontakte. Sie ist jedoch nicht in der
Lage, die körperlichen Vorgänge sowie die Entste-
hung einer Schwangerschaft zu verstehen und die
Notwendigkeit und Sinnhaftigkeit einer Empfängnis-
verhütung sowie die Wirkungsweise der unterschied-
lichen Methoden zu erfassen. Sie kann keine vernünf-
tige Entscheidung in Bezug auf eventuelle Vorteile,
Nachteile, Risiken sowie Gefahren treffen und medi-
zinische Maßregeln der Empfängnisverhütung nicht
vollständig verstehen und einhalten, insbesondere die
regelmäßige Einnahme einer Pille oder das Setzen ei-
ner 3-Monats-Spritze. Im Fall einer Schwangerschaft
müsste die ständig notwendige medikamentöse Be-
handlung durch Psychopharmaka weitgehend einge-
stellt werden, um den Fötus nicht zu schädigen. Da-
mit würde es mit Sicherheit zu einer erheblichen psy-
chischen Beeinträchtigung und Verschlechterung des
psychischen Befindens der Patientin kommen. Auch
wäre die Behandlung ihrer Verhaltensstörungen nicht
mehr möglich, wodurch wiederum die bereits mehr-
fach aufgetretenen selbst- und fremdgefährdenden
Verhaltensweisen drohen würden. Da die Kranke auf-
grund ihrer psychischen Erkrankung nicht in der Lage
ist, ein Kind entsprechend zu versorgen, müsste es ihr
abgenommen werden, was ebenfalls mit einer psychi-
schen Belastung und Verschlechterung des Befindens
der Kranken einhergehen würde. Die Kontrazeption
mittels Spirale ist wegen der leichten Entfernbarkeit
das mildeste und geeignetste Mittel, weil damit am
wenigsten in die Physiologie der Kranken eingegrif-
fen wird.

Nach Vorlage des Revisionsrekurses wurde die Unter-
bringung am 16. 12. 2019 aufgehoben. Gleichzeitig
wurde die neuerliche Unterbringung angezeigt und
dazu ein neues Verfahren beim Erstgericht eingeleitet.

Der Abteilungsleiter des SMZ-Ost beantragte, bei
der Kranken eine dauerhafte Kontrazeption im Sinne
einer Spirale zu genehmigen. Durch verschiedenste
Maßnahmen, unter anderem die etablierte Psycho-
pharmakatherapie, sei es zu einer gewissen Stabilisie-
rung der Kranken gekommen. Jedoch habe sie im Zu-
ge der ihr gewährten Ausgänge ungeschützte Sexual-
kontakte gehabt. Zuletzt sei eine akute kontrazeptive
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Behandlung („Pille danach“) notwendig gewesen. Im
Falle einer Schwangerschaft sei von einer deutlichen
Verschlechterung ihres Zustandsbildes auszugehen,
weil dann die zuletzt erfolgreiche Psychopharmaka-
therapie abgesetzt werden müsste. Dazu käme eine
Traumatisierung durch die nach der Geburt unweiger-
lich erfolgende Kindesabnahme. Die Kranke sei prin-
zipiell bereit, das erforderliche Procedere durchführen
zu lassen, aber nicht vollständig in der Lage, die
Tragweite dieser Entscheidung zu verstehen.

Das Erstgericht genehmigte die dauerhafte Kontra-
zeption mittels einer Kupferspirale (inklusive Gold
und Silber) als besondere Heilbehandlung für die
Dauer der Unterbringung. Die Schwangerschaftsver-
hütung sei zur Verhinderung einer erheblichen Ver-
schlechterung der Befindlichkeit der Patientin medi-
zinisch indiziert. Auch prophylaktische Maßnahmen
seien insofern als Heilbehandlungen zu sehen. Eine
besondere Heilbehandlung iSd § 36 UbG liege vor,
weil damit für fünf Jahre eine mögliche Schwanger-
schaft verhindert werde und die Patientin selbst nicht
in der Lage sei, den Vorgang zu erfassen und die
grundsätzlich jederzeit möglich Entfernung derselben
ohne fremde Hilfe zu veranlassen, sodass eine gewis-
se Irreversibilität gegeben sei. Die Kontrazeption mit-
tels Kupferspirale stelle das gelindeste Mittel dar.

Das Rekursgericht bestätigte diese Entscheidung.
Die massiven negativen Auswirkungen einer
Schwangerschaft auf die Kranke seien unter den ge-
gebenen Umständen derart zwangsläufig und unmit-
telbar zu befürchten, dass das Setzen der Spirale als
prophylaktische ärztliche Heilbehandlung angesehen
werden könne.

Der ordentliche Revisionsrekurs sei mangels ein-
schlägiger Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs
zu den Fragen der Qualifizierung und Zulässigkeit ei-
ner Kontrazeption durch eine Spirale während der
Unterbringung und der Zuständigkeit für die Ent-
scheidung darüber zuzulassen.

Gegen diese Entscheidung richtet sich der Revisions-
rekurs des Vereins mit dem Antrag, das bisherige
Verfahren für nichtig zu erklären und den Antrag des
Abteilungsleiters allenfalls an das zuständige Pfleg-
schaftsgericht zu überweisen, hilfsweise den Antrag
auf Bewilligung der besonderen Heilbehandlung ab-
zuweisen.
Rechtliche Beurteilung

Der Revisionsrekurs ist zulässig; er ist auch berech-
tigt.

1. Das Revisionsrekursverfahren ist einseitig.

Im hier vorliegenden Verfahren nach § 38 UbG gibt
es keine eigenen Vorschriften für den Revisionsrekurs
und auch keinen Verweis auf § 29a UbG. In analoger
Anwendung des § 29a UbG und seines Verweises auf
§ 28 Abs 3 UbG ist das Revisionsrekursverfahren bei
einem Rechtsmittel des Kranken nach § 38 UbG ein-
seitig.

2. Zwar besteht nach der Rechtsprechung dann, wenn
eine vom Erstgericht für zulässig erklärte ärztliche
Behandlung nicht durchgeführt wurde und nicht mehr
erfolgen kann, weil die Unterbringung bereits aufge-
hoben ist, kein Rechtsschutzinteresse mehr an der Be-
seitigung des Beschlusses (RS0075981) und an der
Klärung der Frage, ob eine zu einem früheren Zeit-
punkt geplante und vom Erstgericht genehmigte, tat-
sächlich aber nicht durchgeführte besondere Heilbe-
handlung seinerzeit zu genehmigen gewesen wäre
(RS0126250).

Die Aufhebung der Unterbringung setzt aber voraus,
dass ihre in § 2 UbG angeführten Merkmale nicht
mehr gegeben sind. Darunter ist die Aufhebung jener
Beschränkungen der Bewegungsfreiheit seitens der
Anstalt zu verstehen, durch welche die Unterbringung
definiert ist (Kopetzki, Grundriss des Unterbringungs-
rechts³ Rz 774 ff). So kann zB im Fall einer von
vornherein nur kurzfristig vorgesehenen Transferie-
rung von der geschlossenen in eine offene Abteilung
zur Durchführung einer medizinischen Behandlung
unter Aufrechterhaltung der psychiatrischen Betreu-
ung nicht davon gesprochen werden, dass der Kranke
seine Bewegungsfreiheit wiedererlangt (7 Ob 173/
13m).

Hier hat der Abteilungsleiter am 16. 12. 2019 die
Aufhebung der Unterbringung über die Kranke um
11:00 Uhr wegen Fristablaufs mitgeteilt, gleichzeitig
aber ein ärztliches Zeugnis über die Unterbringung ab
demselben Zeitpunkt vorgelegt. Eine Aufhebung der
Unterbringung im Sinn eines Wegfalls der Beschrän-
kungen der Unterbringung erfolgte daher nicht, so-
dass vom fortbestehenden Rechtsschutzinteresse der
Kranken auszugehen ist.

3. Das UbG definiert den Begriff Heilbehandlung
nicht. Nach der Rechtsprechung sind medizinische
Heilbehandlungen im Sinn des UbG alle ärztlichen
Maßnahmen, die aufgrund einer medizinischen Indi-
kation vorgenommen werden, um Krankheiten, Lei-
den, Körperschäden, körperliche Beschwerden oder
seelische Störungen zu erkennen, zu heilen oder zu
lindern. Der Begriff „Heilbehandlung“ umfasst nicht
nur unmittelbar therapeutische, sondern auch dia-
gnostische und physikalische Maßnahmen, wie etwa
eine Blutabnahme (7 Ob 154/19a; 7 Ob 168/15d;

RS0130547; vgl Weitzenböck in Schwimann/Kodek5

Vor § 252 Rz 4 und Zierl/Schweighofer/Wimberger,
Erwachsenenschutzrecht, Rz 247). Auch prophylakti-
sche Maßnahmen fallen grundsätzlich unter den Be-
griff der Heilbehandlung (Kopetzki, Grundriss des
Unterbringungsrechts³, Rz 580 f).

Abzugrenzen sind Heilbehandlungen dagegen von
nicht medizinisch indizierten ärztlichen Behandlun-
gen, zB kosmetischen Eingriffen oder fremdnützigen
Eingriffen wie etwa einer Blutabnahme zu Beweis-
zwecken. Auch der Empfängnisverhütung fehlt in der
Regel die medizinische Indikation und sie fällt unter
§ 250 ABGB als Maßnahme der allgemeinen Perso-
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nen- und Gesundheitsfürsorge (Weitzenböck in Schwi-

mann/Kodek5 Vor § 252 Rz 4 und Zierl/Schweighofer/
Wimberger, Erwachsenenschutzrecht, Rz 247; Barth/
Marlovits in Barth/Ganner, Erwachsenenschutzrecht,
302). Eine medizinische Indikation ist aber auch nicht
generell ausgeschlossen (vgl auch Kopetzki, Grund-
riss des Unterbringungsrechts³, Rz 673).

Hier müsste im Fall einer Schwangerschaft der Kran-
ken die ständig notwendige Behandlung mit Psycho-
pharmaka weitgehend eingestellt werden, was mit Si-
cherheit zu einer erheblichen psychischen Beeinträch-
tigung und einer Verschlechterung des psychischen
Befindens der Kranken mit der Gefahr von selbst-
und fremdgefährdenden Verhaltensweisen führen
würde. Die Gesundheitsgefährdung würde also mit
Sicherheit eintreten, wenn auch erst mittelbar da-
durch, dass die notwendigen Medikamente nicht
mehr verabreicht werden könnten. Die Verhinderung
einer Schwangerschaft der Kranken dient somit dazu,
die medikamentös erreichte Stabilisierung ihrer be-
stehenden Krankheit zu erhalten. Damit ist sie aber
im konkreten Einzelfall eine prophylaktische Maß-
nahme mit medizinischer Indikation, und damit eine
Heilbehandlung, und nicht nur eine Maßnahme der
allgemeinen Personen- und Gesundheitsfürsorge.

Damit ist die Überprüfungszuständigkeit des Unter-
bringungsgerichts gegeben.

4. Besondere Heilbehandlungen sind solche, die die
körperliche Integrität des Kranken in besonderer Wei-
se beeinträchtigt oder die gewöhnlich mit einer
schweren oder nachhaltigen Beeinträchtigung der
körperlichen Unversehrtheit oder der Persönlichkeit
verbunden ist (7 Ob 154/19a; vgl RS0076093).

Auch wenn eine Behandlung über das Ziel einer Hei-
lung hinaus – vorübergehende oder dauernde – Ver-
änderungen der Persönlichkeit des Kranken, andere
erhebliche Nebenwirkungen oder sonst schwerwie-
gende Beeinträchtigungen der körperlichen oder psy-
chischen Verfassung nach sich ziehen kann, besteht
eine „besondere Heilbehandlung“ (6 Ob 62/10a;
7 Ob 154/19a; RS0076093 [T6]; vgl auch Ganner in
Gitschthaler/Höllwerth, AußStrG II § 36 UbG Rz 6).
So fallen unter den Begriff zB größere operative Ein-
griffe, Narkosen, Amputationen oder Maßnahmen,
die lebenswichtige Organe betreffen, bzw das Setzen
einer Sonde. Dagegen sind zB Zahnfüllungen, das
Setzen eines Kavakatheters (6 Ob 2117/96h) oder die
Behandlung schwerer Verbrennungen keine besonde-
ren Heilbehandlungen (3 Ob 263/07h; RS0105308).

Es ist jeweils im Einzelfall abzuwägen, ob eine „be-

sondere Heilbehandlung“ iSd § 36 UbG vorliegt
(3 Ob 263/07h mwN = RS0076093 [T4]). Maßgebli-
che Kriterien sind die Intensität, Dauerhaftigkeit, Ri-
sikoneigung und Irreversibilität der Maßnahmen (Ko-
petzki, Grundriss des Unterbringungsrechts³, Rz 635;
vgl auch Halmich, Unterbringungsgesetz, §§ 35 bis
37, 298). Dass die Wirkung der Behandlung über die
Unterbringungsdauer hinausreicht, begründet allein
noch keine besondere Heilbehandlung, sondern nur
dann, wenn damit „erhebliche“ Nebenwirkungen ein-
hergehen. Wird beim Kranken durch die Behandlung
im Wesentlichen der Zustand wiederhergestellt oder
stabilisiert, der annähernd dem der erzielten Gesun-
dung entspricht, dann ist es gleichgültig, ob die Wir-
kung des Medikaments über die Frist der Unterbrin-
gung hinausgeht (vgl 7 Ob 17/97v = RS0076097
[T3]).

Die hier vorgesehene Maßnahme bedarf keiner Nar-
kose und sie liegt in ihrer Intensität unterhalb eines
kleinen operativen Eingriffs. Eine besondere Beein-
trächtigung der körperlichen Integrität der Kranken
oder eine damit verbundene schwere oder nachhaltige
Beeinträchtigung ihrer körperlichen Unversehrtheit
sind ebensowenig ersichtlich wie erhebliche Neben-
wirkungen. Der Eingriff ist zwar auf eine gewisse
Dauer ausgelegt, aber grundsätzlich jederzeit reversi-
bel. Dass der Kranken dafür die Einsichts- und Arti-
kulationsfähigkeit fehlt, ändert an der Reversibilität
der Maßnahme an sich nichts. Zur Erreichung der
Entscheidungsfähigkeit ist ihr auch für den Bereich
der Gesundheitssorge und Heilbehandlung ihre Er-
wachsenenvertreterin beigestellt worden.

Insgesamt liegen daher die Kriterien für eine beson-
dere Heilbehandlung nicht vor.

5. Ergebnis:

Die vorgesehene Kontrazeption bei der Kranken
durch Setzen einer Spirale dient der Aufrechterhal-
tung der durch die medikamentöse Behandlung er-
reichten Stabilisierung der psychischen Krankheit
und ist daher medizinisch indiziert als Heilbehand-
lung im Sinne des UbG zu werten. Der Beeinträchti-
gungsgrad einer besonderen Heilbehandlung wird
aber nicht erreicht, sodass eine Genehmigung durch
das Unterbringungsgericht gemäß § 36 Abs 3 UbG
nicht erforderlich ist.

Es war daher dem Revisionsrekurs stattzugeben und
der Antrag des Abteilungsleiters abzuweisen.
European Case Law Identifier
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OGH 19.12.2019, 5Ob173/19f - WEG Wallbox
OGH 18.12.2019, 5Ob173/19f (WEG Wallbox)

Gericht

OGH
Entscheidungsdatum

18.12.2019
Geschäftszahl

5Ob173/19f
Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat durch den Senatspräsi-
denten Dr. Jensik als Vorsitzenden sowie die Hofrätin
Dr. Grohmann und die Hofräte Mag. Wurzer,
Mag. Painsi und Dr. Steger als weitere Richter in der
wohnrechtlichen Außerstreitsache des Antragstellers
T*****, vertreten durch Dr. Andreas König, Dr. An-
dreas Ermacora, Dr. Christian Klotz, MMag. Matthias
Demetz, Mag. Claudia Lantos, Dr. Simon Gleirscher,
Rechtsanwälte in Innsbruck, wider die Antragsgegner
1. A*****, 2. K*****, 3. M*****, 4. M*****,
5. I*****, 6. M*****, 7. M*****, 8. C*****,
9. G*****, 10. S*****, 11. W*****, 12. T*****,
13. M*****, 14. T*****, 15. B*****, 16. T*****,
17. S*****, 18. F*****, 19. P*****, 20. C*****,
21. T*****, 22. P*****, 23. E*****, 24. M*****,
25. A*****, 26. E*****, 27. R*****, 28. I*****,
29. A*****, 30. B*****, 31. G*****, 32. S*****,
33. H*****, 34. A*****, 35. J*****, 36. R*****,
37. D*****, 38. D*****, 39. I*****, dieser vertreten
durch Mag. Anna-Maria Lechthaler, Rechtsanwältin
in Innsbruck, 40. M*****, dieser vertreten durch
Dr. Joachim Tschütscher, Rechtsanwalt in Innsbruck,
41. M*****, 42. J***** GmbH & Co KG, *****,
diese vertreten durch Dr. Birgit Streif, Rechtsanwältin
in Innsbruck, wegen § 52 Abs 1 Z 2 iVm § 16 Abs 2
WEG, über die Revisionsrekurse des 39.- und 40.-
Antragsgegners gegen den Sachbeschluss des Lan-
desgerichts Innsbruck als Rekursgericht vom
5. Mai 2019, GZ 4 R 57/19i-36, mit dem der Sachbe-
schluss des Bezirksgerichts Innsbruck vom 20. De-
zember 2018, GZ 30 Msch 1/17f-31, abgeändert wur-
de, den

Beschluss

gefasst:
Spruch

Den Revisionsrekursen wird Folge gegeben.

Die Entscheidungen der Vorinstanzen werden aufge-
hoben.

Dem Erstgericht wird die neuerliche Entscheidung
nach allfälliger Verfahrensergänzung aufgetragen.

Die Kosten des Revisionsrekursverfahrens sind Kos-

ten des weiteren Verfahrens.
Text

Begründung:

Die Parteien sind Mit- und Wohnungseigentümer ei-
ner Liegenschaft in einem Naturschutzgebiet, auf der
eine Wohnungseigentumsanlage errichtet wurde, die
nur mittels Nachtspeicherelektroheizung beheizt wer-
den darf. Die Anlage verfügt über eine Tiefgarage mit
zwei Ebenen mit jeweils über 50 offenen Autoabstell-
plätzen. Der Antragsteller ist Eigentümer einer Woh-
nung und der Tiefgaragenabstellplätze 43 und 44, an
denen ebenfalls selbständiges Wohnungseigentum be-
gründet wurde. Derzeit erfolgt die Stromabrechnung
für alle Garagen und die Außenbeleuchtung über ei-
nen gemeinsamen Zähler, es gibt dort drei weitere
freie Zählerplätze. Der Antragsteller ist Eigentümer
eines Elektroautos und beabsichtigt die Installation
einer Wandladestation, einer sogenannten „Wallbox“
im Bereich seiner Abstellplätze, um sein Fahrzeug
dort über Nacht laden zu können. Dafür ist es erfor-
derlich, von der Allgemeinfläche Wand im Bereich
der Tiefgaragenabstellplätze des Antragstellers bis
zum „Hauptverteilerzählwerkkasten“ und dem dort
anzubringenden Zähler eine Versorgungsleitung zu
legen. Die Ladeeinrichtung ist über einen eigenen
Endstromkreis mit eigenem Zähler zu versorgen. Die
vom Antragsteller gewählte Wallbox ist zur Installati-
on in brandgefährdeten, feuchten und nassen Räumen
– wie einer offenen Tiefgarage – geeignet. Im Fall der
freiwilligen Begrenzung der Ladekapazität auf
3,7 kW (1 x 16 Ampere) ist nur einphasiges Laden
möglich. Die vom Antragsteller gewählte Ladeein-
richtung könnte an sich bis zu 22 kW (3 x 32 Am-
pere) dreiphasig laden, dafür bedarf es aber der In-
stallation eines Drehstromanschlusses. Der durch eine
technisch auf 3,7 kW begrenzte Ladestation eröffnete
Stromkreis führt nicht zu einer Überlastung der be-
stehenden Stromversorgung; höchstwahrscheinlich
wäre auch ein Betrieb mit 22 kW ohne Überlastung
der Stromversorgung möglich. Die bestehende elek-
trische Infrastruktur im Haus 2 (Transformator und
Zuleitung) hätte Reserven für insgesamt zwei Lade-
stationen mit maximal je 22 kW (3 x 32 Ampere).
Die Errichtung mehrerer derartiger Ladestationen er-
forderte aber eine eigene Zuleitung von der Trafosta-
tion zum Haus, der notwendige Verteiler müsste an
einem anderen Ort aufgestellt werden. Zu Problemen
elektromagnetischer Verträglichkeit (EMV) führt die
geplante Ladestation höchstwahrscheinlich nicht. Im
Verfahren nicht strittig ist weiters, dass im Fall der
Begrenzung der Ladekapazität auf 3,7 kW die be-
stehende elektrische Infrastruktur Reserven für insge-
samt etwa 20 derartige Ladestationen bietet.
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Der Antragsteller begehrte primär, die Antragsgegner
hätten als Miteigentümer der Liegenschaft zu dulden

a) die Verlegung eines einphasigen Stromkabels vom
Stromzähler der Wohnung Top 11 Haus 2 im Haupt-
verteilerraum aus über die vorhandene Kabeltrasse in
der Tiefgarage bis zu den KFZ-Abstellplät-
zen APP 43 und 44 laut vorgelegter Planurkunde ./A,
wobei die erforderlichen Vorsicherungen (16 Ampere
Absicherung) installiert und alle Kabeldurchführun-
gen bei den Brandabschnitten wieder abgeschottet
werden,

b) die Montage einer Wandladestation für Elektro-
fahrzeuge zwischen den KFZ-Abstellplätzen AAP 43
und 44 gemäß dem Datenblatt ./B und

c) die Duldung der beiden vorangeführten baulichen
Maßnahmen mit dem Zeitpunkt enden zu lassen, in
dem in der Tiefgarage der Wohnungseigentumsanlage
insgesamt mehr als 20 gleichartige Wandladestatio-
nen für Elektrofahrzeuge installiert sind; sollte es
diesfalls zu keiner technischen Lösung (intelligentes
Energiemanagement aller Wandladestationen ausge-
hend von einem eigens dafür vorgesehenen Zähler)
kommen, habe der Antragsteller seine Wandladestati-
on wieder zu deinstallieren.

Für den Fall der Abweisung dieses Hauptbegehrens
hätten die Antragsgegner als Miteigentümer der Lie-
genschaft hingegen zu dulden

a) die Verlegung eines dreiphasigen Stromkabels vom
Stromzähler der Wohnung im Hauptverteilerraum aus
über die vorhandene Kabeltrasse in der Tiefgarage bis
zu den KFZ-Abstellplätzen AAP 43 und 44 laut
Planurkunde ./A, wobei die erforderlichen Vorsiche-
rungen installiert und alle Kabeldurchführungen bei
den Brandabschnitten wieder abgeschottet werden,

b) die Montage einer Wandladestation für Elektro-
fahrzeuge zwischen den KFZ-Abstellplätzen AAP 43
und 44 gemäß dem Datenblatt Beilage ./B.

Zur Begründung brachte er vor, es handle sich bei der
Errichtung dieser Stromleitung um ein privilegiertes
Vorhaben iSd § 16 Abs 2 Z 2 WEG. Die geplante
Wallbox sei nichts anderes als eine sichere Steckdose.
Überdies entspreche eine derartige Einrichtung der
Übung des Verkehrs und seinem wichtigen Interesse,
weil das Laden seines Elektroautos mehrere Stunden
dauere und dafür nicht dauerhaft öffentliche Ladesta-
tionen genutzt werden könnten. Das Netznutzungs-
recht des Antragstellers von 6 kW ermögliche jeden-
falls eine Ladung bis maximal 3,7 kW. Obwohl die
Ladestation bis zu 22 kW laden könne, sei er mit der
Begrenzung der Ladekapazität auf 3,7 kW einverstan-
den, weil sein PKW nicht mehr benötige. Ein erhöh-
ter Strombedarf der Gesamtstromleitung des Hauses
sei auszuschließen. Die Kapazität des Hauses reiche
für die Installierung unzähliger weiterer Ladestatio-
nen, zumindest aber von 20. Die geplante Maßnahme
führe weder zu einer Schädigung des Hauses noch zur
Beeinträchtigung schutzwürdiger Interessen der übri-

gen Miteigentümer. Im Hinblick auf die von diesen
geäußerten Befürchtungen unkalkulierbarer Mehrauf-
wendungen, sollte eine Mehrzahl von Mit- und Woh-
nungseigentümern auch Ladestationen installieren
wollen, erklärte er sich mit der technischen Begren-
zung der Wallbox auf maximal 3,7 kW einverstanden,
wobei die Duldungspflicht der Miteigentümer dann
enden möge, wenn mehr als 20 derartige Wandlade-
stationen in der Tiefgarage installiert sind. Dem-
entsprechend formulierte der Antragsteller ein neues
Hauptbegehren (ON 24), das diese beiden Einschrän-
kungen ursprünglich nicht enthaltene Duldungsbe-
gehren wurde als Eventualbegehren aufrechterhalten
(Schriftsatz vom 30. 7. 2018 ON 24).

Die sich am Verfahren beteiligenden Erst-, Dritt-, 39.-
, 40.-, und 42.-Antragsgegner wendeten ein, auf die
Eigentümer möglicherweise zukommende Mehrkos-
ten, Gefahren und Haftungen beeinträchtigen schutz-
würdige Interessen der übrigen Wohnungseigentümer.
Die Reserveleistung des Hausanschlusses werde ver-
ringert, unerwünschte Streuströme und Netzrückwir-
kungen seien nicht auszuschließen. Im Hinblick auf
die auch für geänderte allgemeine Teile bestehende
Instandhaltungspflicht der Eigentümergemeinschaft
seien zusätzliche Kosten zu erwarten.

Das Erstgericht wies Haupt- und Eventualbegehren
ab. Da bei Errichtung der Wallbox allgemeine Teile
der Liegenschaft in Anspruch zu nehmen seien, sei
die Änderung genehmigungsbedürftig iSd § 16 WEG.
Ein privilegiertes Vorhaben iSd § 16 Abs 2 Z 2 WEG
sei die Errichtung der Ladestation nach derzeitigem
technischen Verständnis noch nicht. Auch die Ver-
kehrsüblichkeit sei derzeit noch zu verneinen, zumal
auch die Bauordnung für Tirol hiefür keine Vorschrif-
ten enthalte. Ein wichtiges Interesse des Antragstel-
lers sei zwar zu bejahen, zumal er nicht nur wirt-
schaftliche Interessen habe, sondern dadurch dem
Fortschritt der Technik Rechnung trage. Da die Mit-
und Wohnungseigentümer aber mit unkalkulierbaren
Kosten für die Wartung der Teile und den künftigen
allgemeinen Strombezug konfrontiert seien, sei eine
Duldung des Vorhabens des Antragstellers in seinen
unterschiedlichen Varianten nicht zulässig. Die von
ihm eingeräumte Beschränkung ändere nichts an den
berechtigten Bedenken der Eigentümer und des Ge-
richts wegen allfälliger Folgewirkungen.

Das Rekursgericht gab dem Rekurs des Antragstellers
Folge und änderte den erstgerichtlichen Sachbe-
schluss in der Hauptsache dahin ab, dass es dem
Hauptbegehren stattgab. Es sprach aus, dass der Wert
des Entscheidungsgegenstands 10.000 EUR nicht
übersteige, und ließ den Revisionsrekurs nachträglich
zu.

Das Rekursgericht verneinte das Vorliegen von Ver-
fahrensmängeln und vertrat rechtlich die Auffassung,
die Errichtung der Ladestation sei „noch nicht“ als
privilegiertes Vorhaben iSd § 16 Abs 2 Z 2 zweiter
Satz WEG anzusehen, auch eine Verkehrsüblichkeit
sei zu verneinen. Übereinstimmend mit dem Erstge-
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richt bejahte es ein wichtiges Interesse des Antrag-
stellers, weil das „Betanken“ während der Nacht auf
dem eigenen Garagenabstellplatz wesentlich prakti-
scher und ökonomisch günstiger sei als an öffentli-
chen Ladestationen. Im Gegensatz zum Erstgericht
verneinte es eine Beeinträchtigung wichtiger Interes-
sen der anderen Wohnungseigentümer, weil ein An-
schluss mit der Ladekapazität von 3,7 kW (1 x 16
Ampere, einphasig) bei der bestehenden Energiever-
sorgung ohne Überlastung möglich und Probleme
durch Netzrückkoppelungen nicht zu erwarten seien.
Der Gefahr elektrischer Engpässe ab ca 20 derartiger
Ladestationen habe der Antragsteller durch die von
ihm selbst gewählte Bedingung samt verbindlicher
Verpflichtung zur Deinstallierung der Wallbox Rech-
nung getragen. Die Voraussetzungen für die Bewilli-
gung der Änderung seien daher gegeben. Die nach-
trägliche Zulassung des Revisionsrekurses begründete
das Rekursgericht damit, dass oberstgerichtliche
Rechtsprechung zu Elektroladestationen an allgemei-
nen Teilen von Liegenschaften fehle, wobei dieser
Frage in Zukunft höhere Bedeutung zukomme, die
Beurteilung des wichtigen Interesses des Antragstel-
lers in diesem Zusammenhang über den Einzelfall
hinaus von Bedeutung sei und die vom Rekursgericht
aufgenommene auflösende Bedingung unter den As-
pekten der Rechtssicherheit und der Gleichbehand-
lung aller Mit- und Wohnungseigentümer zu überprü-
fen sei.

Gegen diese Entscheidung richten sich die Revisions-
rekurse des 39.- und 40.-Antragsgegners, mit denen
sie die Wiederherstellung der erstinstanzlichen Ent-
scheidung anstreben. Hilfsweise stellen sie jeweils ei-
nen Aufhebungsantrag.

Der Antragsteller beantragt in seiner Revisionsrekurs-
beantwortung, die Revisionsrekurse mangels erhebli-
cher Rechtsfrage als unzulässig zurückzuweisen,
hilfsweise ihnen nicht Folge zu geben.
Rechtliche Beurteilung

Die Revisionsrekurse sind aus den vom Rekursge-
richt genannten Gründen zulässig, sie sind auch im
Sinn ihrer Eventualanträge berechtigt.

Die Revisionsrekurswerber machen im Wesentlichen
geltend, die Vorinstanzen hätten zutreffend die Privi-
legierung dieser Maßnahme und deren Verkehrsüb-
lichkeit verneint, seien aber zu Unrecht davon ausge-
gangen, das vom Antragsteller ins Treffen geführte
ökonomische Interesse und seine höhere Bequemlich-
keit reiche für ein wichtiges Interesse iSd § 16 Abs 2
Z 2 WEG aus. Die Bewilligung der Ladestation be-
einträchtige wichtige Interessen der übrigen Mit- und
Wohnungseigentümer und führe zu einer Ungleichbe-
handlung. Die vom Rekursgericht angeordnete auflö-
sende Bedingung schaffe Rechtsunsicherheit und sei
zu unbestimmt, weil ihr nicht zu entnehmen sei, wie
die anderweitige technische Lösung aussehen könnte.
Unklar bleibe, ob bei Installation der 21. Ladestation
sämtliche zuvor angebrachten ihre Berechtigung ver-
lieren und was für die Erhaltung der Ladestation, aber

auch der Kosten einer anderweitigen technischen Lö-
sung gelten solle. Die hierdurch hervorgerufene
Rechtsunsicherheit sei ebenso als wesentliche Beein-
trächtigung der Interessen der übrigen Mit- und Woh-
nungseigentümer zu werten.

Der Antragsteller beharrt in seiner Revisionsrekurs-
beantwortung darauf, dass die Wallbox dieselbe
Funktion wie eine herkömmliche Steckdose erfülle,
sodass sie jedenfalls als privilegierte Maßnahme iSd
§ 16 Abs 2 Z 2 WEG anzusehen sei.

Hiezu ist wie folgt Stellung zu nehmen:

1.1. Gemäß § 16 Abs 2 WEG ist der Wohnungseigen-
tümer zu Änderungen (einschließlich Widmungsän-
derungen) an seinem Wohnungseigentumsobjekt auf
seine Kosten berechtigt. Die Änderung darf nach Z 1
weder eine Schädigung des Hauses noch eine Beein-
trächtigung schutzwürdiger Interessen der anderen
Wohnungseigentümer, besonders auch keine Beein-
trächtigung der äußeren Erscheinung des Hauses,
noch eine Gefahr für die Sicherheit von Personen, des
Hauses oder von anderen Sachen zur Folge haben.
Gemäß Z 2 muss die Änderung – werden hiefür auch
allgemeine Teile der Liegenschaft in Anspruch ge-
nommen – überdies entweder der Übung des Ver-
kehrs entsprechen oder einem wichtigen Interesse des
Wohnungseigentümers dienen. Die Einbeziehung
oder der Einbau einer Wasserentnahmestelle oder ei-
nes Klosetts in das Innere des Wohnungseigentums-
objekts, die Errichtung von Strom-, Gas-, Wasser-
oder Fernsprechleitungen, Beheizungsanlagen und
ähnlichen Einrichtungen kann aus diesem Grund je-
denfalls nicht untersagt werden; das Gleiche gilt für
das Anbringen der nach dem Stand der Technik not-
wendigen Einrichtungen für den Hörfunk- und Fern-
sehempfang sowie für Multimediadienste, sofern der
Anschluss an eine bestehende Einrichtung nicht mög-
lich oder nicht zumutbar ist. Dass die hier geplanten
Veränderungen auch die Inanspruchnahme allgemei-
ner Teile (nämlich der Begrenzungswände der einzel-
nen Abstellplätze, vgl Vonkilch in Hausmann/Von-

kilch, Österreichisches Wohnrecht4 § 16 WEG Rz 40
mwN aus der Rechtsprechung) erfordern, sodass die
in § 16 Abs 2 Z 1 und 2 WEG 2002 genannten Vor-
aussetzungen kumulativ erfüllt sein müssen (RIS-Jus-
tiz RS0083233), ist im Revisionsrekursverfahren zu
Recht nicht mehr strittig. Zunächst ist daher die Frage
der vom Antragsteller behaupteten Privilegierung die-
ser Maßnahme nach § 16 Abs 2 Z 2 WEG 2002 zu er-
örtern.

1.2. Höchstgerichtliche Rechtsprechung dazu existiert
nicht. Die im Verfahren ins Treffen geführten erst-
und zweitinstanzlichen Entscheidungen deutscher Ge-
richte (LG München I, 36 S 2041/15 BeckRS 2016,
103463; AG Mitte ZWE 2019, 52) beruhen auf einer
dem österreichischen WEG nicht vergleichbaren
Rechtslage. § 21 Abs 5 Nr 6 des deutschen WEG
knüpft den Anspruch auf Zustimmung durch die an-
deren Mit- und Wohnungseigentümer an die Nichter-
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reichung des technischen Mindeststandards, wozu La-
demöglichkeiten für Elektroautos (noch) nicht zu zäh-
len seien. Eine § 16 Abs 2 WEG vergleichbare Rege-
lung kennt das deutsche WEG nicht.

1.3.1. In der Literatur hat sich Fidler (Elektromobili-
tät im Wohnungseigentumsrecht, wobl 2017, 369
[376 f]) ausführlich mit dieser Frage befasst. Die Pri-
vilegierung der Errichtung von Stromleitungen sei be-
reits in § 13 Abs 2 Z 2 WEG 1975 enthalten gewesen,
wobei in den Materialien zum WEG 1975 nähere
Hinweise dazu fehlten, ob die Stromleitungen zu ei-
nem bestimmten Zweck oder auf eine bestimmte Art
errichtet werden müssten. Der Gesetzgeber des
WEG 1975 habe lediglich auf Judikatur und Lehre
zum damaligen § 18 MietenG, dem Vorläufer des
heutigen MRG verwiesen (ErlRV 240
BlgNR 13. GP 17 f). Die Materialien zum WEG 2002
hätten festgehalten, dass § 16 Abs 2 im Wesentlichen
§ 13 Abs 2 WEG 1975 entspreche. Mit Vonkilch (in

Hausmann/Vonkilch, Österreichisches Wohnrecht4

§ 16 WEG Rz 42) biete sich an, im Weg der systema-
tisch-teleologischen Interpretation die Parallele zu an-
deren wohnrechtlichen Vorschriften zu suchen, die
sich auf die Errichtung solcher Versorgungsleitungen
beziehen, so zu § 9 Abs 2 MRG, aus dem abzuleiten
sei, dass nicht nur die eigentliche Errichtung, sondern
auch die den Erfordernissen der Haushaltsführung
dienende Umgestaltung von Versorgungsleitungen
unter die Privilegierung falle. Ein Wohnungseigentü-
mer müsse mindestens die Änderungsmöglichkeiten
eines Mieters haben, was sich aus einem in den Mate-
rialien angelegten Größenschluss ergebe. Für die Fra-
ge, in welchem Umfang elektrische Leitungen errich-
tet oder umgestaltet werden dürfen, um noch als pri-
vilegiert zu gelten, sei aus § 4 Abs 2 Z 1 MRG abzu-
leiten, dass jedenfalls Leitungen in „normaler“ Aus-
stattung unproblematisch seien, wobei dieser Stan-
dard durch bau- und förderungsrechtliche Bestim-
mungen definiert werde (so T. Hausmann/Riss in

Hausmann/Vonkilch, Österreichisches Wohnrecht3 § 4
MRG Rz 14). Da eine Reihe von Bauordnungen der
Bundesländer bereits vorsehe, dass in Neubauten mit
privaten Abstellanlagen Vorsorge getroffen werden
müsse, damit die Wohnungen nachträglich mit einer
Ladestation für Elektrofahrzeuge ausgestattet werden
können und Förderungsmöglichkeiten für E-Ladein-
frastruktur bestünden, sei davon auszugehen, dass die
Errichtung elektrischer Leitungen zur normalen Aus-
stattung von Wohnungseigentumsobjekten gehöre,
falls damit eine Ladestation für Elektrofahrzeuge ver-
bunden werden soll. Eine Aufspaltung der Errichtung
der Elektroleitung selbst und der Wallbox, die in ein-
facher Form dieselbe Funktion erfülle wie eine ge-
wöhnliche Steckdose, sei teleologisch nicht zu recht-
fertigen, sodass die Errichtung der Stromleitung samt
Montage einer Wallbox in einfacher Form als einheit-
liche und privilegierte Änderungsmaßnahme „Errich-
tung von Stromleitungen“ nach § 16 Abs 2 Z 2 WEG
zu qualifizieren sei.

1.3.2. Auch Frankl-Templ (Die Errichtung einer La-

destation für E-Fahrzeuge im Wohnrecht, immo-
lex 2018, 6 [7]) befasste sich unter anderem mit die-
ser Frage. Der Oberste Gerichtshof habe ausgespro-
chen, dass der Gesetzgeber bei dem im Gesetz als
verkehrsüblich vorauszusetzenden Änderungen des
§ 16 Abs 2 Z 2 WEG an die heute selbstverständli-
chen Versorgungseinrichtungen moderner Wohnun-
gen und nicht an die Befriedigung von Luxusbedürf-
nissen dienende Ausstattung von Wohnungen oder
Geschäftsräumen gedacht habe. Ob die Errichtung
der Stromleitung für die Versorgung der Ladestation
automatisch unter ein privilegiertes Vorhaben subsu-
miert werden könne, sei unter Heranziehung der bis-
herigen Judikatur nicht eindeutig festzustellen. Wenn
aber bereits die Ausstattung mit Multimediadiensten
als Teil einer „selbstverständlichen Versorgungsein-
richtung einer modernen Wohnung“ zu werten sei
oder auch die Verlegung eines Fernsehkabels vom
Keller zur Wohnung samt Installation eines Signal-
verstärkers im als allgemeiner Teil des Hauses zu
wertenden Keller, werde dies vielleicht in Zukunft
auch die Ausstattung von Parkplätzen mit Ladestatio-
nen sein, dies im Hinblick auf bereits verpflichtende
Vorgaben in den meisten Bauordnungen für die Leer-
verrohrung für Ladestationen in neu zu errichtenden
Gebäuden.

1.3.3. Vonkilch (in Hausmann/Vonkilch, Österreichi-

sches Wohnrecht4 § 16 WEG Rz 43) tritt allgemein
dafür ein, auch die den Erfordernissen der Haushalts-
führung dienende Umgestaltung der in § 16 Abs 2
Z 2 zweiter Satz WEG genannten Einrichtungen als
privilegiert zu werten, wobei ein Änderungsrecht
trotz Deckung im Wortlaut der Bestimmung dann zu
verneinen sei, wenn die beabsichtigte Errichtung oder
Umgestaltung völlig verkehrsunüblich wäre. Zur Er-
richtung von E-Ladestationen nimmt er dort nicht
Stellung.

1.4. Der erkennende Senat schließt sich zur Frage der
Privilegierung den überzeugenden Ausführungen von
Fidler an. Der – für die Interpretation zunächst heran-
zuziehende (RS0008896) – Wortlaut des § 16 Abs 2
Z 2 zweiter Satz WEG deckt die Errichtung von
Stromleitungen und ähnlichen Einrichtungen als pri-
vilegiert. Wie Fidler zutreffend aufzeigt, lassen die
Gesetzesmaterialien keine wesentlichen Aufschlüsse
über einen davon abweichenden Willen des histori-
schen Gesetzgebers des WEG 1975 und des
WEG 2002 zu. Aus logisch-systematischer Sicht ist
der Katalog in § 16 Abs 2 Z 2 WEG mit dem der pri-
vilegierten Mieterinvestitionen in § 9 Abs 2 Z 1, 4
und 5 MRG zwar vergleichbar, sodass Judikatur zu
diesen Bestimmungen herangezogen werden kann,
dies allerdings mit der Maßgabe, dass (so auch Fidler
unter Hinweis auf die Materialien zum WEG 1975,
ErläutRV BlgNR 13. GP 17) die Rechtsstellung des
dinglich berechtigten Wohnungseigentümers in Be-
zug auf derartige Veränderungen gegenüber dem bloß
schuldrechtlich berechtigten Mieter verbessert wer-
den sollte. Dies kommt im Gesetzestext des § 16
Abs 2 Z 2 WEG auch zum Ausdruck, wird dort doch
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nicht nur die Errichtung von Licht-, sondern generell
von Stromleitungen und auch ähnlichen Einrichtun-
gen privilegiert.

1.5. Hier geht es darum, die beiden KFZ-Abstellplät-
ze des Antragstellers mit einer neu zu errichtenden
Stromleitung zu versorgen, der Stromauslass soll dort
– jedenfalls in Bezug auf das Hauptbegehren – aber
nicht mittels einer üblichen Steckdose, sondern einer
einphasiges Laden ermöglichenden Wallbox erfolgen,
die (so auch Fidler aaO) in dieser technisch einfachen
Ausführung im Wesentlichen einer Steckdose gleich-
gehalten werden kann. Im Gegensatz zur Auffassung
der Vorinstanzen handelt es sich dabei um eine Maß-
nahme, die den Erfordernissen der Haushaltsführung
dient. Einerseits ist damit eine Anhebung des Stan-
dards dieses KFZ-Abstellplatzes verbunden, anderer-
seits kann der im MRG verwendete Begriff der
„Haushaltsführung“ nur sinngemäß auf einen KFZ-
Abstellplatz angewendet werden und ist im Zusam-
menhang mit einem derartigen Wohnungseigentums-
objekt als „der Widmung entsprechende, nicht völlig
unübliche Nutzung“ zu interpretieren. Dabei ist auch
zu berücksichtigen, dass Art 8 Abs 5 der Richtli-
nie 2010/31/EU über die Gesamtenergieeffizienz von
Gebäuden idF Richtlinie (EU) 2018/844 den Mit-
gliedstaaten ausdrücklich vorschreibt, dafür Sorge zu
tragen, dass für neue Wohngebäude und solche, die
einer größeren Renovierung unterzogen werden, bei
mehr als zehn Stellplätzen für jeden Stellplatz die
Leitungsinfrastruktur, nämlich die Schutzrohre für
Elektrokabel, errichtet wird, um die spätere Errich-
tung von Ladepunkten für Elektrofahrzeuge zu er-
möglichen, sofern a) der Parkplatz sich innerhalb des
Gebäudes befindet und die Renovierungsmaßnahmen
bei größeren Renovierungen den Parkplatz oder die
elektrische Infrastruktur des Gebäudes umfassen oder
b) der Parkplatz an das Gebäude angrenzt und die Re-
novierungsmaßnahmen bei größeren Renovierungen
den Parkplatz oder die elektrische Infrastruktur des
Parkplatzes umfasst. Diese sich an den Gesetzgeber
richtende Richtlinie, aber auch deren Umsetzung in
der Bauordnung mehrerer Bundesländer lassen das
allgemeine Interesse an der Förderung umweltfreund-
licher Alternativen zu CO2 emittierenden Fahrzeugen
erkennen.

1.6. Zusammengefasst gilt daher, dass Maßnahmen
wie die Verlegung einer Elektroleitung samt Errich-
tung einer Wallbox in einer technisch einer Steckdose
vergleichbaren Ausführung (hier: zur Ermöglichung
einphasigen Ladens mit maximal 3,7 kW) als privile-
gierte Verlegung einer Stromleitung samt ähnlicher
Einrichtung iSd § 16 Abs 2 Z 2 zweiter Satz
WEG 2002 anzusehen sind, wobei keine Aufspaltung
in eine Änderung der Stromleitung einerseits und des
Stromauslasses (hier in Form der Wallbox) anderer-
seits stattzufinden hat.

1.7. Daraus folgt, dass die im Hauptbegehren verlang-
te Maßnahme weder die Prüfung der Verkehrsüblich-
keit noch des wichtigen Interesses des Antragstellers

iSd § 16 Abs 2 Z 2 erster Satz WEG erfordert. Diese
Maßnahme ist vielmehr als privilegiert anzusehen.

2.1. Anderes gilt allerdings für die im Eventualbegeh-
ren begehrte Maßnahme, die neben der Verlegung der
Elektroleitung auch die Montage einer Wallbox vor-
sieht, die dreiphasiges Laden mit bis zu 22 kW er-
möglichen soll. Nach den Feststellungen handelt es
sich dabei nicht mehr um eine technisch einfache
Ausführung, vielmehr müsste für Ladestationen mit
einer Leistung von mehr als 3,7 kW ein Drehstroman-
schluss neu errichtet werden. Mit Fidler (aaO) ist da-
von auszugehen, dass es sich dabei nicht mehr um ei-
ne technisch einfache Lösung handelt, die den Erfor-
dernissen üblicher „Haushaltsführung“ in Bezug auf
einen KFZ-Abstellplatz dient. Eine Privilegierung da-
für ist jedenfalls nach derzeitiger Gesetzeslage zu
verneinen. Insoweit müsste der Antragsteller die Ver-
kehrsüblichkeit einer solchen Maßnahme oder aber
sein wichtiges Interesse daran nachweisen.

2.2. Die Verkehrsüblichkeit des hilfsweise begehrten
Drehstromanschlusses mit 22 kW haben die Vorin-
stanzen übereinstimmend verneint, daran ist festzu-
halten. Dass die Bauordnungen einzelner Länder –
nicht diejenige Tirols – bei Neuerrichtung von Ge-
bäuden zumindest zwei derartige Ladestationen vor-
schreiben, sagt nichts darüber aus, ob die konkrete
Änderung unter Berücksichtigung der Beschaffenheit
des betreffenden Hauses und seines Umfelds als üb-
lich anzusehen ist (RS0126244 [T2]). Auf die Geneh-
migungsfähigkeit nach baurechtlichen Bestimmungen
ist dabei nicht abzustellen (Vonkilch in Hausmann/

Vonkilch, Österreichisches Wohnrecht4 § 16 WEG
Rz 46; vgl auch 5 Ob 248/00g). Die Verkehrsüblich-
keit der hilfsweise begehrten Maßnahmen haben die
Vorinstanzen daher frei von Rechtsirrtum verneint.

2.3. Das für die Gegenstand des Eventualbegehrens
bildende Maßnahme erforderliche wichtige Interesse
des Antragstellers ist nicht schon aufgrund jedes blo-
ßen – wenn auch verständlichen oder sogar von ach-
tenswerten Motiven getragenen – Wunsches zu beja-
hen; bloße Zweckmäßigkeitserwägungen oder die
Steigerung des Wohn- und Verkehrswerts der Woh-
nung genügen für die Annahme eines wichtigen Inter-
esses daher in der Regel nicht (RS0083341 [T4];
RS0083345 [T7]; RS0110977). Die jüngere Recht-
sprechung beurteilt den Begriff des „wichtigen Inter-
esses“ in § 16 Abs 2 Z 2 WEG unter dem Gesichts-
punkt, ob die Änderung dazu dient, dem Wohnungs-
eigentümer die dem heute üblichen Standard entspre-
chende Nutzung seines Objekts zu ermöglichen
(RS0083345 [T16]). Einer näheren Auseinanderset-
zung mit der Frage, ob die vom Antragsteller ins
Treffen geführten ökonomischen Gründe und Be-
quemlichkeitsaspekte ausreichen, um sein wichtiges
Interesse begründen zu können, bedarf es hier nicht;
er selbst hat sich in seinem Hauptbegehren ja dazu
bereiterklärt, die Leistung der Wallbox auf einphasi-
ges Laden mit einer Vorsicherung von maximal
16 Ampere zu beschränken, weil für sein Elektroauto
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3,7 kW Ladeleistung ausreicht. Welches wichtige In-
teresse er daran haben sollte, ungeachtet dieser tech-
nischen Möglichkeit, die das Bedürfnis nach Aufla-
den seines Fahrzeugs während der Nachtstunden aus-
reichend deckt, eine Ladestation mit einer Leistung
von 22 kW zu errichten, hat er im Verfahren nicht
dargetan. Vorbringen hiezu fehlt und aus der Aktenla-
ge sind keine Gründe ableitbar, die selbst unter Be-
rücksichtigung offenkundiger ökologischer Erwägun-
gen ein wichtiges Interesse des Antragstellers an ei-
ner leistungsstärkeren Wallbox rechtfertigen könnten.

2.4. Die Gegenstand des Eventualbegehrens bildende
Maßnahme ist daher nicht privilegiert iSd § 16 Abs 2
Z 2 zweiter Satz WEG, (jedenfalls derzeit) auch nicht
verkehrsüblich und dient aufgrund der konkreten
technischen Möglichkeiten des Antragstellers, die
Gegenstand des Hauptbegehrens sind, auch nicht sei-
nem wichtigen Interesse.

3.1. In einem nächsten Schritt ist in Bezug auf das
Hauptbegehren das Nichtvorliegen der Voraussetzun-
gen des § 16 Abs 2 Z 1 WEG 2002 zu prüfen, die ei-
ne Änderung unabhängig davon, welche Teile der
Liegenschaft davon nachteilig betroffen sind, jeden-
falls unzulässig machen (RS0083297). Thema des
Revisionsrekursverfahrens ist dabei nur die Frage, ob
die Änderung schutzwürdige Interessen der anderen
Wohnungseigentümer beeinträchtigt. Abzustellen ist
dabei auf den Einzelfall und die Benützungssituation
der Gesamtliegenschaft, die Änderung ist in ihrer Ge-
samtheit zu beurteilen (RS0109643). Eine Abwägung
der Interessen des die Änderung beabsichtigenden
Wohnungseigentümers gegen die Interessen der übri-
gen an der Unterlassung der Änderung ist nicht vor-
zunehmen. Vielmehr steht schon allein die Beein-
trächtigung der schutzwürdigen Interessen anderer
Miteigentümer nach § 16 Abs 2 Z 1 WEG der geplan-
ten Änderung entgegen (RS0083240 [T4, T6]). Die
Behauptungs- und Beweislast für das Vorliegen von
Umständen, die schon nach den in Z 1 beispielhaft
aufgezählten allgemeinen Voraussetzungen einer Än-
derung entgegenstehen, trifft den widersprechenden
Mit- und Wohnungseigentümer (RS0082993). Dabei
bildet nicht schon jede Veränderung an dem zur aus-
schließlichen Benutzung überlassenen Teil einer ge-
meinschaftlichen Sache einen empfindlichen Eingriff
in die Rechtssphäre der übrigen und damit eine Be-
einträchtigung ihrer schutzwürdigen Interessen iSd
§ 16 Abs 2 Z 1 WEG (RS0083271). Gegenstand der
Prüfung ist die mit der geplanten Veränderung typi-
scherweise verbundene Interessenbeeinträchtigung
(RS0083271 [T2]). Abgewehrt werden kann eine Än-
derung nur dann, wenn sie mit wesentlichen Interes-
sen der anderen Mit- und Wohnungseigentümer kolli-
diert (vgl RS0083309; RS0083378). Abzustellen ist
darauf, ob bei einer objektiven Betrachtung der
Schutzwürdigkeit der Interessenlage der Miteigentü-
mer eine als gewichtig anzusehende Beeinträchtigung
vorliegt (RS0083378 [T1]).

3.2. Zunächst ist zu der ins Treffen geführten Belas-

tung der Eigentümergemeinschaft mit der künftigen
Erhaltung der neu zu errichtenden Elektroleitung und
Wallbox Stellung zu nehmen. Aus § 16 Abs 2 WEG
ergibt sich unstrittig, dass der ändernde Wohnungsei-
gentümer jedenfalls die Kosten der Durchführung zu
tragen hat. Ob die Eigentümergemeinschaft zufolge
§ 28 Abs 1 Z 1 erster Fall WEG oder nur der Woh-
nungseigentümer Folge-(mehr-)kosten der Änderung
an allgemeinen Teilen tragen muss, wird hingegen in
Judikatur und Lehre nicht einhellig beantwortet
(5 Ob 188/15f immolex 2016/2 [Prader] unter Hin-
weis auf hiezu ergangene Entscheidungen und Litera-
tur). Dort sprach der Fachsenat aus, dass im Verfah-
ren über die Genehmigung einer Änderung nach § 16
WEG die Frage, wen künftig die Kostentragungs-
pflicht treffe, gar nicht näher untersucht und grund-
sätzlich geklärt werden muss, weil nur eine wesentli-
che Beeinträchtigung schutzwürdiger Interessen an-
derer Wohnungseigentümer der Änderung entgegen-
steht. Abzustellen ist auf die in Zukunft typischerwei-
se zu erwartenden Folgen, dort also die Höhe der zu
befürchtenden Folge-(mehr-)kosten, die die Antrags-
gegner zu behaupten und zu beweisen hätten
(5 Ob 188/15f unter Hinweis auf RS0082993;
5 Ob 21/12t). Konkrete Behauptungen zur Höhe die-
ser Kosten fehlten dort und fehlen auch hier. Davon
abgesehen hat der Antragsteller sein im Verfahren
erster Instanz erstattetes Vorbringen, die Änderung
werde auf seine Kosten erfolgen, in der Revisionsre-
kursbeantwortung dahin klargestellt, dass er sich ver-
pflichtet habe, nicht nur sämtliche Kosten im Zusam-
menhang mit der Herstellung und dem laufenden Be-
trieb, sondern auch der Wartung und Erhaltung der
Wallbox selbst zu tragen, sodass die Mit- und Woh-
nungseigentümer mit keinen unkalkulierbaren Kosten
konfrontiert würden. Eine wesentliche Beeinträchti-
gung der übrigen Mit- und Wohnungseigentümer
durch in Zukunft erwachsende unkalkulierbare Erhal-
tungskosten für die Anlage ist daher nicht erkennbar.

3.3. Eine unmittelbare Beeinträchtigung wesentlicher
Interessen der übrigen Mit- und Wohnungseigentü-
mer durch die Errichtung der Gegenstand des Haupt-
begehrens bildenden Leitung samt Wallbox ist nach
den Feststellungen auszuschließen. Die geplante
Wallbox ist für brandgefährdete, feuchte und nasse
Räume geeignet, bei Begrenzung auf 3,7 kW führt
der für die Ladestation zu eröffnende Stromkreis zu
keiner Überlastung der Stromversorgung und lässt
keine Probleme durch Netzrückkoppelungen erwar-
ten. Diese Einwände der Antragsgegner wurden im
Beweisverfahren widerlegt.

3.4. Zu prüfen bleibt, ob rein hypothetische, in der
Zukunft allenfalls eintretende und möglicherweise
dann zu einer Ungleichbehandlung der Wohnungsei-
gentümer führende Entwicklungen unter den Begriff
der wesentlichen Beeinträchtigung schutzwürdiger
Interessen der anderen Wohnungseigentümer in § 16
Abs 2 Z 1 WEG subsumiert werden können. Die Ju-
dikatur des Fachsenats hiezu ist restriktiv. Zwar wur-
de zu 5 Ob 120/89 (= RS0083195) ausgesprochen,
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dass es erforderlich sein kann, die Beispielswirkung
einer genehmigten Änderung nicht ganz außer Be-
tracht zu lassen – dort ging es um die Aufstellung ei-
ner Saunakabine auf einer Terrasse als einen das äu-
ßere Erscheinungsbild des Hauses beeinträchtigenden
architektonischen Fremdkörper. In dem 5 Ob 228/
03w zugrunde liegenden Fall war die Errichtung ei-
nes Gartenhäuschens in unauffälliger Ausführung und
optisch nicht störender Lage in einem größeren Gar-
ten zu beurteilen, sodass auf befürchtete Beispielsfol-
gen dort nicht einzugehen war. Grundsätzlich ist bei
der Wertung von befürchteten Beispielsfolgen als we-
sentliche Interessen der übrigen Wohnungseigentü-
mer beeinträchtigend äußerste Zurückhaltung gebo-
ten, weil an sich jede weitere Änderung, die nicht die
Zustimmung aller Miteigentümer findet, einem alle
Umstände berücksichtigenden Genehmigungsverfah-
ren zu unterziehen ist (RS0083229; 5 Ob 88/94; vgl
auch 5 Ob 228/03w). Schon aus diesem Grund kann
keine Rede davon sein, dass das Gleichbehandlungs-
prinzip verletzt wird, weil die ersten 20 Anschlüsse
von Wohnungseigentümern anders behandelt würden
als die übrigen. Jeder allenfalls Anschlusswillige wird
sich vielmehr – mangels Zustimmung aller übrigen
Mit- und Wohnungseigentümer – einem Genehmi-
gungsverfahren nach § 16 WEG zu unterziehen ha-
ben, das die dann gegebenen Voraussetzungen (insbe-
sondere auch in technischer Hinsicht) neu zu beurtei-
len hat.

3.5. Hier lässt schon das äußerst allgemein gehaltene
Vorbringen der sich am Verfahren beteiligenden An-
tragsgegner nicht auf eine wesentliche Beeinträchti-
gung ihrer Interessen aufgrund zukünftiger Entwick-
lungen schließen. Dass auch nur ein anderer Mit- und
Wohnungseigentümer überhaupt die Errichtung einer
Wallbox plante, wurde nicht behauptet. Ob es zu der
nach den Feststellungen möglicherweise für die Ener-
gieversorgung des gesamten Hauses problematischen
Installation von mehr als 20 Ladestationen überhaupt
kommen wird, ist ebensowenig abzusehen wie die
technische Entwicklung bis zu diesem jedenfalls in
völlig unbestimmter Zukunft liegenden Zeitpunkt.
Wollte man tatsächlich bereits die theoretische, der-
zeit völlig ungewisse Möglichkeit einer zukünftigen
Ungleichbehandlung der Wohnungseigentümer schon
als Beeinträchtigung schutzwürdiger Interessen wer-
ten, wäre jegliche bauliche Maßnahme, die der Inan-
spruchnahme allgemeiner Teile bedarf, schon dann
nicht genehmigungsfähig, wenn sie zukünftig nicht
allen – und zwar auch den daran gar nicht interessier-
ten – anderen Mit- und Wohnungseigentümern glei-
chermaßen eingeräumt werden könnte. Demgemäß
hat der Fachsenat im Zusammenhang mit der geplan-
ten Errichtung einer Parabolantenne bereits ausge-
sprochen (5 Ob 120/91), dass bei der Entscheidung
über das Änderungsbegehren von der derzeitigen
Sachlage auszugehen ist; es ist nicht darüber zu befin-
den, wie vorzugehen ist, wenn später einmal andere
Wohnungseigentümer den Anschluss an die Parabol-
antenne beabsichtigen, dies ist nicht Gegenstand des
Verfahrens (so auch Markl in GeKo Wohnrecht II §

16 WEG Rz 86). Dass die Stromversorgung der Lie-
genschaft im Fall eines zukünftigen Wunsches von
mehr als 20 Mit- und Wohnungseigentümern nach In-
stallation von Ladestationen eine andere technische
Lösung erforderte (eine völlige Unzulässigkeit weite-
rer Anschlüsse ist dem festgestellten Sachverhalt
nicht zu entnehmen), lässt eine aktuelle wesentliche
Beeinträchtigung der Interessen der übrigen aufgrund
der nun zur Beurteilung anstehenden Maßnahme
nicht erkennen. Auf die vom Rekursgericht hervorge-
hobene Bereitschaft des Antragstellers, sich in seinem
Hauptbegehren mit einer auflösend bedingten Dul-
dung zu begnügen, kommt es daher nicht an.

3.6. Ob die Montage der Gegenstand des Eventualbe-
gehrens bildenden Wallbox im Hinblick darauf, dass
die bestehende elektrische Infrastruktur Reserven nur
für insgesamt zwei derartige Ladestationen aufweist,
zu einer wesentlichen Beeinträchtigung schutzwürdi-
ger Interessen der übrigen Mit- und Wohnungseigen-
tümer führte, kann dahinstehen. Die Duldung einer
derartigen Maßnahme scheitert bereits daran, dass in-
soweit keine Privilegierung iSd § 16 Abs 2 Z 2 zwei-
ter Satz WEG vorliegt und eine derartige Anlage (zu-
mindest derzeit) weder der Übung des Verkehrs ent-
spricht noch ein wichtiges Interesse daran vom An-
tragsteller ausreichend behauptet wurde.

4.1. Zu prüfen bleibt, wie sich die Selbstbeschrän-
kung des Antragstellers in seinem Hauptbegehren
prozessual auswirkt.

4.2. Nach ständiger, von der überwiegenden Lehre
gebilligter Rechtsprechung (5 Ob 38/15x mwN im-
molex 2015/95 [Räth] = wobl 2017/60 [Vonkilch];
RS0083156 [T4]; Kulhanek in GeKo Wohnrecht II

§ 52 WEG Rz 33; Würth/Zingher/Kovanyi II23 § 16
WEG Rz 42, § 52 WEG Rz 14) wirkt die Entschei-
dung über den Änderungsantrag rechtsgestaltend, sie
ist dem Außerstreitrichter vorbehalten und muss
zwingend für und gegen alle Wohnungseigentümer
gleich lauten. Damit das Vorliegen der Voraussetzun-
gen der Duldungs- und Zustimmungspflicht der übri-
gen Wohnungseigentümer und damit der dadurch be-
absichtigten Rechtsgestaltung ihres Verhältnisses ver-
lässlich beurteilt werden kann, ist in einem Antrag
nach § 16 Abs 2 WEG die geplante Änderung genau
und umfassend zu beschreiben (5 Ob 47/81; Markl in
GeKo Wohnrecht II § 16 WEG 2002 Rz 24; vgl auch
RS0083165). Zum Erfordernis der Bestimmtheit des
Klagebegehrens nach § 226 ZPO wird judiziert, dass
dieses nicht an eine Bedingung geknüpft werden
kann. Konstitutive Parteiwillenserklärungen (Bewir-
kungshandlungen), die dem Gericht und Gegner ge-
genüber unmittelbare Rechtswirkungen hervorrufen,
werden als bedingungsfeindlich angesehen
(RS0037417). Bedingte Prozesshandlungen sind nur
dann zulässig, wenn die Bedingung in einem inner-
prozessualen Umstand oder Vorgang besteht und ihre
Beachtung nicht dazu angetan ist, die Vorhersehbar-
keit des weiteren Prozessablaufs für das Gericht oder
den Prozessgegner in unerträglicher Weise zu beein-
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trächtigen (RS0037502). Als grundsätzlich bedin-
gungsfeindlich werden überdies – wegen der beson-
deren Natur des Rechtsverhältnisses – die auf Be-
gründung oder Aufhebung von Statusverhältnissen
gerichteten Rechtsgeschäfte (wie Eheschließung, Ad-
option oder Vaterschaftsanerkenntnis), gewisse Erklä-
rungen im öffentlichen Interesse und aus Gründen der
Verkehrssicherheit etwa im Abhandlungsverfahren
und im Gesellschaftsrecht sowie wegen des besonde-
ren Interesses des Erklärungsempfängers an der so-
fortigen Erkennbarkeit der Rechtslage die Ausübung
von Gestaltungsrechten beurteilt (1 Ob 121/98w =
RS0111206). Demnach ist etwa die Abgabe der Erb-
antrittserklärung absolut bedingungsfeindlich
(RS0110927). Auch die Erteilung der Prokura wird
als bedingungsfeindlich gewertet (Beclin in Fenyves/

Kerschner/Vonkilch, Klang3 § 897 Rz 75). Abzustel-
len ist bei der Bedingungsfeindlichkeit einer Erklä-
rung darauf, ob Rücksichten der öffentlichen Ord-
nung und der Rechtssicherheit die Unbedingtheit der
Erklärung erfordern wie dies etwa auch für eine De-
reliktionserklärung, die Einräumung eines Baurechts
oder der Vertretungsmacht für Organe von Gesell-

schaften vertreten wird (Gschnitzer in Klang2 III
657). Einseitige Rechtsgestaltungserklärungen (wie
etwa eine außergerichtliche Aufrechnungserklärung)
sind dann bedingungsfeindlich, wenn die berechtigten
Interessen des Partners die sofortige Klarstellung for-
dern (RS0012669).

4.3. Aus diesen in der Rechtsprechung anerkannten
Grundsätzen ist nach Auffassung des erkennenden
Senats zu folgern, dass auch die rechtsgestaltende
Entscheidung über eine Änderung iSd § 16 Abs 2
WEG bedingungsfeindlich ist, weil damit eine – für
alle Beteiligten sofort erkennbare – Gestaltung der
Rechtslage zwischen den Mit- und Wohnungseigentü-
mern bewirkt wird. Diese Rechtsgestaltung nur auflö-
send bedingt zu begehren und sie auch so zu bewilli-
gen, ist weder im WEG noch im AußStrG vorgesehen
und widerspricht dem Bedürfnis nach einer klar er-
kennbaren, durch die Entscheidung neu gestalteten
Rechtslage.

4.4. Hier zielt das Hauptbegehren des Antragstellers
eindeutig auf eine auflösend bedingte Rechtsgestal-
tung ab, wobei die Bedingung dann erfüllt (und das
dadurch gestaltete Rechtsverhältnis folgerichtig damit
wieder beendet) sein soll, wenn in der Tiefgarage der
Wohnungseigentumsanlage insgesamt mehr als 20
gleichartige Wandladestationen für Elektrofahrzeuge
installiert sind und es diesfalls zu keiner technischen
Lösung (intelligentes Energiemanagement aller
Wandladestationen ausgehend von einem eigens da-
für vorgesehenen Zähler) kommen sollte. Abgesehen

davon, dass diese – in Wahrheit zwei – Bedingungen
nach der zutreffenden Auffassung der Revisionsre-
kurswerber nicht ausreichend bestimmt sind, weil so-
wohl der Begriff „gleichartige Wandladestationen“
als auch „andere technische Lösung“ weiten Interpre-
tationsspielraum lässt, sodass der konkrete Umfang
der – für den Fall des Eintritts der Bedingungen of-
fenbar vorgesehenen – neuerlichen Rechtsgestaltung
im Ungewissen bleibt, hält der Senat die Beisetzung
dieser auflösenden Bedingung in Zusammenhang mit
einem Antrag nach § 16 WEG für grundsätzlich
rechtlich unzulässig, sodass eine Stattgebung des
Hauptbegehrens in dieser Form rechtlich nicht in Be-
tracht kommt.

4.5. Allerdings darf das Gericht die Parteien in seiner
Entscheidung nicht mit einer Rechtsauffassung über-
raschen, die sie nicht beachtet haben und auf die sie
das Gericht nicht aufmerksam gemacht hat
(RS0037300). Dieser Grundsatz gilt auch im Verfah-
ren außer Streitsachen (RS0037300 [T53, T55]) und
auch für den Obersten Gerichtshof (RS0037300
[T9]). Daher ist den Parteien Gelegenheit zur Äuße-
rung zu diesem neuen Aspekt zu geben. Dies ist ins-
besondere deshalb relevant, weil durch eine Stattge-
bung des Hauptbegehrens ohne die vom Antragsteller
selbst beigesetzte Bedingung nicht nur sein Begehren
überschritten, sondern die zweitinstanzliche Entschei-
dung auch zu Lasten der Revisionsrekurswerber ab-
geändert würde, was dem im wohnrechtlichen Außer-
streitverfahren jedenfalls anzuwendenden Verschlech-
terungsverbot (§ 77 Abs 2 Satz 3 AußStrG) wider-
sprechen würde (vgl Kodek in Gitschthaler/Höll-
werth, AußStrG § 77 Rz 9 mwN).

4.6. Das Verschlechterungsverbot gilt gleichermaßen
– über das Hauptbegehren sogar hinausgehende –
Eventualbegehren. Abgesehen davon liegen die Vor-
aussetzungen für eine Stattgebung des Eventualbe-
gehrens (siehe Pkt 2.3. und 2.4.) ohnedies nicht vor.

4.7. Somit waren die Entscheidungen der Vorinstan-
zen zur Erörterung der vom Obersten Gerichtshof
nunmehr vorgegebenen Rechtsansicht und allfällige
Verfahrensergänzung aufzuheben.

5. Da die nach § 52 Abs 2 WEG iVm § 37 Abs 1
Z 17 MRG anzustellenden Billigkeitserwägungen erst
aufgrund der endgültigen Entscheidung in der Haupt-
sache angestellt werden können, waren die Kosten
des Revisionsrekursverfahrens der Endentscheidung
vorzubehalten.
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Gericht

OGH
Entscheidungsdatum

30.01.2020
Geschäftszahl

2Ob12/19g
Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat als Revisionsgericht
durch den Senatspräsidenten Dr. Veith als Vorsitzen-
den sowie den Hofrat Dr. Musger, die Hofrätin
Dr. Solé und die Hofräte Dr. Nowotny und Mag. Pert-
mayr als weitere Richter in der Rechtssache der kla-
genden Partei M***** S*****, vertreten durch Za-
cherl Schallaböck Proksch Manak Kraft Rechtsan-
wälte GmbH in Wien, gegen die beklagte Partei
S***** GmbH, *****, vertreten durch Niederhuber
& Partner Rechtsanwälte GmbH in Salzburg, wegen
5.755,26 EUR sA und Feststellung (Streitwert
5.000 EUR), über die Revision der klagenden Partei
gegen das Urteil des Landesgerichts Salzburg als Be-
rufungsgericht vom 5. Oktober 2018, GZ 53 R 174/
18x-38, womit das Urteil des Bezirksgerichts Salz-
burg vom 6. Juni 2018, GZ 25 C 1435/16z-32, bestä-
tigt wurde, in nichtöffentlicher Sitzung beschlossen
und zu Recht erkannt:
Spruch

1. Der Revision wird nicht Folge gegeben.

Die klagende Partei ist schuldig, der beklagten Partei
die mit 860,58 EUR (darin enthalten 143,43 EUR
USt) bestimmten Kosten des Revisionsverfahrens
binnen 14 Tagen zu ersetzen.

2. Der Antrag auf Anberaumung einer Revisionsver-
handlung wird abgewiesen.
Text

Entscheidungsgründe:

Der Kläger ist seit dem Jahr 2007 (Mit-)Eigentümer
einer Liegenschaft, die südlich des Flughafens
S***** liegt und sich – bei Landeanflügen von Sü-
den her – in dessen Einflugschneise befindet.

Am 11. 1. 2015 landete gegen 15:30 Uhr ein Flug-
zeug des Typs Boeing 767 der Fluglinie Trans-Aero
von Süden kommend am Flughafen S***** und
überflog dabei die Liegenschaft des Klägers in einer
Höhe von rund 60 m. Das Flugzeug war älteren Bau-
jahres und zählte zu den „lauteren“. Damals herrsch-
ten für die Jahreszeit typische Wetterverhältnisse, wo-
bei die Windstärke 14 Knoten betrug, keine Windbö-
en auftraten und die Windrichtung zwischen Nord-

westen und Westen wechselte. Die Sichtweite betrug
über 10 km, es gab keinen Niederschlag, die Wolken
waren hoch. Es herrschten insgesamt für einen Lan-
deanflug aus Süden unauffällige Wetterverhältnisse
und es war normaler Flugbetrieb möglich. Während
des Anflugs des Flugzeugs auf den Flughafen lag die
– bei einer dauerhaften Messstelle gemessene –
Lärmbelastung bei 86,7 dB.

Während des Landeanflugs befand sich der Kläger im
Garten seines Hauses und unterhielt sich mit seinem
Nachbarn. Es gab sehr schlechtes Wetter. Die beiden
empfanden den Wind als sehr stark bzw stürmisch.
Welche Windgeschwindigkeiten am Grundstück des
Klägers herrschten und ob dort tatsächlich böiger
Wind vorlag, konnte nicht festgestellt werden. Wäh-
rend das Flugzeug die Liegenschaft des Klägers über-
flog, verschlugen die Ohren des Klägers und er hatte
anschließend ein „Wattegefühl“ in den Ohren.

In den bescheidmäßig bewilligten Zivilflugplatzbe-
dingungen für den Flughafen wurden Betriebszeiten
festgelegt. Für Landungen besteht danach in der
Randzeit zwischen 22:00 und 23:00 Uhr ein Grenz-
wert für die Schallbelastung von 84 dB. Außerhalb
dieser Randzeit wurde nur für Abflüge ein Grenzwert
von 98 dB angeordnet, für Landungen dagegen kei-
ner.

Die beklagte Partei ist Betreiberin des Flughafens und
für den ordnungsgemäßen Betrieb des Flughafens
verantwortlich. Weiters ist sie Eigentümerin der Lie-
genschaft. In ihrer Funktion als Betreiberin des Flug-
hafens stellt sie die für Start- und Landevorgänge „am
Boden“ erforderliche und notwendige Infrastruktur,
wie zB Startbahnen, Landepisten, Gangway, Beleuch-
tung, Landesystem, Check-In, Parken etc zur Verfü-
gung. Sie ist für den betriebsbereiten Zustand verant-
wortlich.

Der Flughafen kann sowohl nordseitig, als auch von
Süden her angeflogen werden. Die konkrete Anflug-
route wird jeweils von der örtlichen Flugsicherung,
der Austro Control GmbH, bestimmt. Auch die An-
flugkarten werden von der Austro Control GmbH er-
stellt. Auf die Entscheidung über die zu wählende
Anflugroute hat die beklagte Partei keinen Einfluss
und auch keinerlei Mitspracherecht.

Die beklagte Partei ist auch nicht zu einer Sperre des
Flughafens wegen schlechter Witterungsbedingungen
berechtigt. Eine Sperre des Flughafens aufgrund zu
hoher Windgeschwindigkeiten erfolgt weder durch
den Flughafenbetreiber noch durch die Flugsiche-
rung. Es fällt in die Entscheidungsmacht des jeweili-
gen Piloten, ob er unter den jeweils gegebenen Wet-
terverhältnissen eine Landung durchführt, mit dieser
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zuwartet oder auf einen anderen Flughafen ausweicht.
Wenn die Betriebsbereitschaft und Betriebssicherheit
des Flughafens beeinträchtigt ist – etwa aufgrund ei-
nes technischen Defekts oder wenn wegen starken
Schneefalls eine Räumung der Pisten erforderlich ist
– teilt die beklagte Partei dies der Flugsicherung mit,
die wiederum die Piloten darüber informiert, dass ei-
ne Landung kurzfristig nicht möglich ist. Die beklag-
te Partei steht nicht in (Funk-)Kontakt mit den Pilo-
ten.

Im vorliegenden Fall war ein Südanflug durchaus
möglich. Es gab zwischen der von der Austro Control
GmbH verordneten Flugroute und der tatsächlichen
Anflugroute des Flugzeugs keine relevanten Abwei-
chungen und/oder Auffälligkeiten. Auch ereignete
sich kein außerordentliches Ereignis wie zB ein Fehl-
anflugverfahren, Absturzgefahr oder ein Durchstart-
manöver. Trotz Festlegung der Anflugroute durch die
Austro Control GmbH liegt die Letztentscheidung
darüber, welche Anflugroute und Anflughöhe tatsäch-
lich gewählt wird, beim jeweiligen Piloten. Für den
Anflug über die Südroute besteht keine vorgegebene
Mindesthöhe. Die Entscheidung darüber, wie in wel-
cher Höhe der Landevorgang erfolgt, liegt in der
Hand und Verantwortung des jeweiligen Piloten.

Der Kläger begehrt Zahlung von 5.755,26 EUR
(Schmerzengeld und Heilbehandlungskosten) sA so-
wie die Feststellung der Haftung der beklagten Partei
für künftige Schäden. Die Boeing 767 sei am
11. 1. 2015 gegen 15:30 Uhr im Endanflug auf die
Landebahn der beklagten Partei durch Sturmböen in
derart starke Turbulenzen geraten, dass sie massiv an
Höhe verloren und die Liegenschaft des Klägers in ei-
ner jedenfalls unzulässigen Höhe überflogen habe.
Die Maschine sei beinahe abgestürzt, der Kläger habe
sich in Lebensgefahr befunden. Aufgrund dieses Lan-
deanflugs habe die gemessene Lärmbelastung bei ei-
ner rund 300 m entfernt gelegenen Lärmmessstation
85,6 dB betragen. Unter den am 11. 1. 2015 gegebe-
nen Wetterbedingungen hätte die beklagte Partei die
Landebahn nie freigeben dürfen bzw hätte sie den
Flughafen sperren müssen oder zumindest keine Lan-
dungen mehr erlauben dürfen. Durch den Vorfall habe
der Kläger, der sich zum Vorfallszeitpunkt gerade im
Garten seines Hauses aufgehalten habe, einen beid-
seitigen Tinnitus nach Schalltrauma erlitten. Er befin-
de sich noch immer in laufender ärztlicher Behand-
lung und leide an psychischen Belastungen.

Die beklagte Partei sei nicht nur Infrastrukturerhalter,
sondern Betreiberin des Flughafens, weshalb sie für
Schäden, welche sich aus dem Betrieb des Flughafens
ergeben, hafte. Auch habe die beklagte Partei die sie
treffenden Verkehrssicherungspflichten verletzt.
Überdies handle es sich bei einem Flughafen um eine
Anlage gemäß § 364a ABGB. Die beklagte Partei
hafte daher gemäß § 364 Abs 2 ABGB wegen Ver-
schuldens, in eventu gemäß § 364a ABGB, allenfalls
analog § 364a ABGB verschuldensunabhängig für
Schäden, welche aus dem Betrieb der Anlage resultie-

ren. Da der Heilungsverlauf des Klägers noch nicht
abgeschlossen sei und dieser noch immer an einem
Pfeifen in den Ohren sowie unter einer Hochton-
schwäche leide, sei das erhobene Feststellungsbegeh-
ren berechtigt.

Die beklagte Partei hielt dem Klagebegehren entge-
gen, sie sei als reine Infrastruktureinrichtung nicht
passiv legitimiert. Sie habe weder auf die Flugzeug-
führung noch auf die Wahl der Anflugroute oder auch
die Flugsicherung, die der Austro Control GmbH ob-
liege, Einfluss. Überdies habe letztlich der jeweilige
Pilot die endgültige Entscheidungsbefugnis, ob und
wie der Landeanflug gestaltet werde. Für die beklagte
Partei habe keine Möglichkeit bestanden den Flugha-
fen zu sperren, vielmehr treffe sie eine Betriebs-
pflicht. Sie müsse daher Landungen ermöglichen, wo-
hingegen die Austro Control GmbH darüber entschei-
de, ob eine Landeerlaubnis erteilt werde.

Davon unabhängig sei bei dem konkreten Anflug die
vorgeschriebene minimal zulässige Flughöhe von
50 m vom Piloten der Boeing 767 mit einer Flughöhe
von 60 m eingehalten worden. Auch hätten die Wet-
terbedingungen für einen Landeanflug von Süden her
vorgelegen. Das anfliegende Flugzeug habe den ein-
schlägigen Vorschriften entsprochen, weshalb es be-
rechtigt gewesen sei, am Flughafen zu landen.

Die beklagte Partei sei weder kausal für den Eintritt
eines Schadens beim Kläger verantwortlich, noch
treffe sie ein wie auch immer geartetes Verschulden,
noch habe sie rechtswidrig gehandelt bzw ein Schutz-
gesetz verletzt. Auch bestehe kein verschuldensunab-
hängiger Ersatzanspruch. Zwar sei es richtig, dass es
sich beim Flughafen um eine behördlich genehmigte
Anlage (§ 364a ABGB) handle, jedoch bestünde le-
diglich ein Anspruch, wenn das ortsübliche Ausmaß
an Immissionen überschritten worden wäre, was hier
nicht der Fall gewesen sei.

Das Erstgericht, das die Verhandlung auf den Grund
des Anspruchs eingeschränkt hatte, wies das Klage-
begehren zur Gänze ab. Eine allgemeine Schadener-
satzpflicht scheitere am mangelnden Verschulden der
beklagten Partei, die Verletzung einer Verkehrssiche-
rungspflicht überdies an ihrer fehlenden Einflussmög-
lichkeit auf die gewählte Anflughöhe. Ein nachbar-
rechtlicher Ersatzanspruch nach § 364a ABGB kom-
me bereits mangels einer ortsunüblichen Immission
nicht in Betracht. Landevorgänge über die Liegen-
schaft des Klägers seien auch unter dem Gesichts-
punkt, dass die Boeing 767 die Liegenschaft des Klä-
gers in einer Höhe von rund 60 m überflogen und die
Lärmbelastung 86,7 dB betragen habe, nicht als orts-
unüblich zu qualifizieren. Zum einen gebe es keine
vorgeschriebene Mindestanflughöhe, zum anderen
außerhalb der Randzeit (also auch zum Vorfallszeit-
punkt) für Landungen keinerlei Einschränkungen der
Lärmemissionsgrenzwerte.

Das Berufungsgericht bestätigte diese Entscheidung.
Es sprach aus, dass der Wert des Entscheidungsge-
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genstands 5.000 EUR, nicht aber 30.000 EUR über-
steige und die ordentliche Revision zulässig sei.

Das Berufungsgericht erörterte in rechtlicher Hin-
sicht, es lägen weder ortsunübliche Lärmimmissionen
noch nachbarrechtliche Einwirkungen vor. Die Luft-
verkehr-Lärmimmissionsschutzverordnung – LuLär-
mIV (BGBl II Nr 364/2012) beziehe sich auf „Vorha-
ben“, die einer Genehmigung nach dem Umweltver-
träglichkeitsprüfungsgesetz 2000 (UVP-G 2000,
BGBl Nr 697/1993) bedürften, und könne nicht zur
privatrechtlichen Prüfung der Ortsunüblichkeit einer
Lärmbelastung herangezogen werden. Überdies sehe
die Verordnung den Schutz der Nachbarn nur in deren
Gebäuden vor und gewährleiste daher keinen „Au-
ßenraumschutz“. Der Kläger sei seit 2007 Eigentümer
des Grundstücks, das sich in der Einflugschneise be-
finde. Es müsse ihm schon damals klar gewesen sein,
dass er ein von Fluglärm beeinträchtigtes Grundstück
erworben habe. Mit einer im Gebiet vorherrschenden
Immission müsse sich der neu hinzukommende
Nachbar aber abfinden. Eine Gesundheitsschädlich-
keit des Lärms im Sinne einer Dezibelstärke, die un-
weigerlich beim Durchschnittsmenschen in der Lage
des Klägers zu Gesundheitsschädigungen führe, sei
nicht hervorgekommen. Die Lärmbelastung habe ei-
ner üblichen Belastung entsprochen, die selbst die in
der Randzeit festgelegte Lärmgrenze nur geringfügig
überschritten habe. Feststellungen zur Kausalität ei-
ner beim Kläger infolge des Landeanflugs eingetrete-
nen Gesundheitsbeeinträchtigung seien daher obsolet.

Entscheidendes Kriterium für den Unterlassungsan-
spruch und auch den verschuldensabhängigen Scha-
denersatzanspruch aus dem nachbarrechtlichen An-
spruch nach § 364 Abs 2 ABGB gegen den Grund-
nachbarn sei überdies, dass diesem die Störung in ir-
gendeiner Weise zugerechnet werden könne. Dafür
sei ein gewisser Zusammenhang zwischen Sachherr-
schaft und Immission erforderlich. Ein solcher sei
hier zu verneinen, weil die beklagte Partei überhaupt
keine Einflussmöglichkeit auf die die Immission be-
wirkende Flugbewegung habe. Die Entscheidung dar-
über liege ausschließlich bei der die Flugsicherung
ausübenden Austro Control GmbH und dem Piloten.

Eine Verletzung der Verkehrssicherungspflicht kom-
me nicht in Frage, weil keine konkrete Gefahr vorge-
legen habe, die die beklagte Partei erkennen hätte
müssen und die Schutzmaßnahmen von ihr gefordert
hätte. Es habe eine völlig unauffällige Wetterlage ge-
herrscht, auch eine ortsübliche, selbst den Grenzwert
von 84 dB für die Randzeit nur geringfügig über-
schreitende Lärmbelastung von 86,7 dB sei keine Ge-
fahrenquelle, die ein Tätigwerden des Flughafens er-
fordert hätte.

Die ordentliche Revision sei zuzulassen, weil Rechts-
fragen von der Qualität des § 502 Abs 1 ZPO zu klä-
ren seien. Dies gelte für die Fragen, „ob und unter
welchen Voraussetzungen nachbarrechtliche Ansprü-
che im Zuge der Landung eines Verkehrsflugzeuges
auf einem öffentlichen Zivilflugplatz gegen den Zivil-

flugplatzhalter“ bestünden, und „inwieweit den
Grundeigentümer und Zivilflugplatzhalter deliktische
Verkehrssicherungspflichten bei widrigen Wetterver-
hältnissen oder im Lichte von Anrainerprotesten über
Lärmimmissionen“ träfen.

Gegen diese Entscheidung richtet sich die Revision
des Klägers mit dem Abänderungsantrag, dem Kla-
gebegehren stattzugeben. Hilfsweise wird ein Aufhe-
bungsantrag gestellt.

Die beklagte Partei beantragt in ihrer Revisionsbe-
antwortung, die Revision zurückzuweisen, hilfswei-
se, ihr nicht Folge zu geben.

Die Revision ist zulässig im Sinne der ersten Zulas-
sungsfrage des Berufungsgerichts; sie ist aber nicht
berechtigt.

Der Kläger steht auf dem Standpunkt, Lärmemissio-
nen von Verkehrsflugzeugen seien analog zu Bauma-
schinen auf Baustellen als nachbarrechtliche Einwir-
kungen zu qualifizieren. Die Klägerin sei Grundei-
gentümerin und Betreiberin des Flughafens, ihr kom-
me die Verfügungsgewalt über die Anlage und damit
„unbestreitbar“ die Befugnis zu, diesen zu sperren
und die mit dem Betrieb der Anlage verbundenen Ge-
fahrenquellen zu beherrschen. Planmäßig den Flugha-
fen anfliegende Flugzeuge seien ihr deshalb zuzu-
rechnen. Bei anderer Sichtweise wäre ein Flughafen-
betreiber von jeglicher Haftung nach § 364a ABGB
ausgenommen und Nachbarn vom Lärmschutz völlig
ausgeschlossen. Die festgestellte Lärmimmission von
86,7 dB überschreite „sämtliche in Österreich bzw
weltweit anerkannte Lärmgrenzwerte“ um mehrere
Dezibel, sei gesundheitsschädlich und könne daher
niemals ortsüblich sein. Dennoch seien Feststellun-
gen zu den gesundheitlichen Beeinträchtigungen des
Klägers unterblieben. Die ÖAL-Richtlinien könnten
Anhaltspunkte für die zulässigen Grenzwerte geben,
ebenso § 2 LuLärmIV, der eine Grenze von 62 dB(A)
vorsehe, sowie weitere (näher bezeichnete) Quellen.
Nur diese Lärmbeeinträchtigung müsse der Kläger
dulden. Die Rechtsansicht der Vorinstanzen begründe
einen „klaren Verstoß“ gegen Art 8 EMRK. Die Er-
kennbarkeit der Gefahrenquelle für die beklagte Par-
tei ergebe sich schon aus den Beschwerden der Anrai-
ner über den Fluglärm seit dem Jahr 2011.

Die beklagte Partei führt dagegen ua ins Treffen, auch
gesundheitsschädliche Immissionen müssten geduldet
werden, wenn sie beim Erwerb der Liegenschaft vor-
hersehbar gewesen seien. Dem Kläger sei beim Er-
werb der Liegenschaft im Jahr 2007 die Existenz des
Flughafens, der seit 1960 die Flugpiste in Nord-Süd-
Richtung nutze, bekannt und das An- und Abfliegen
sei seit Jahrzehnten ortsüblich gewesen. Die vom
Kläger genannten (Rechts-)Grundlagen zur Ortsunüb-
lichkeit der festgestellten Lärmimmission seien ent-
weder nicht anwendbar oder überhaupt nur unver-
bindliche Empfehlungen. Auch eine Verletzung des
Art 8 EMRK liege nicht vor, weil bei Prüfung einer
allfälligen Verletzung dieser Bestimmung nach der
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Judikatur des EGMR eine Interessenabwägung vorzu-
nehmen sei, bei der auch wirtschaftliche Interessen
und die Tatsache des Erwerbs potenziell beeinträch-
tigten Eigentums zu berücksichtigen seien.
Rechtliche Beurteilung

Hiezu wurde erwogen:

Der Kläger macht Ersatzansprüche aus einem Perso-
nenschaden geltend und stützt sich dazu auf nachbar-
rechtliche Ansprüche und solche aus der Verletzung
von Verkehrssicherungspflichten.

I. Zum nachbarrechtlichen Anspruch:

I.1. Anspruchsgrundlagen:

I.1.1 Nach § 364 Abs 1 ABGB findet die Ausübung
des Eigentumsrechts nur insofern statt, als dadurch
weder in die Rechte eines Dritten ein Eingriff erfolgt,
noch die in den Gesetzen zur Erhaltung und Beförde-
rung des allgemeinen Wohles vorgeschriebenen Ein-
schränkungen übertreten werden. Die Eigentümer be-
nachbarter Grundstücke haben bei der Ausübung ih-
rer Rechte aufeinander Rücksicht zu nehmen.

Der Eigentümer eines Grundstücks kann nach Abs 2
dieser Bestimmung dem Nachbarn die von dessen
Grund ausgehenden Einwirkungen, darunter Geräu-
sche, insoweit untersagen, als sie das nach den örtli-
chen Verhältnissen gewöhnliche Maß überschreiten
und die ortsübliche Benutzung des Grundstücks we-
sentlich beeinträchtigen. Der Unterlassungsanspruch
nach § 364 Abs 2 ABGB setzt daher voraus, dass die
Beeinträchtigung (Immission) sowohl ortsunüblich
als auch unzumutbar ist (RS0010587).

I.1.2 Bei Beeinträchtigung durch eine behördlich ge-
nehmigte Anlage auf dem Nachbargrund in einer das
Maß des § 364 Abs 2 ABGB überschreitenden Weise
ist der Grundbesitzer gemäß § 364a ABGB nur be-
rechtigt, den Ersatz des zugefügten Schadens zu ver-
langen, auch wenn der Schaden durch Umstände ver-
ursacht wird, auf die bei der behördlichen Verhand-
lung keine Rücksicht genommen wurde.

Dieser sog Ausgleichsanspruch tritt nach der Recht-
sprechung des Obersten Gerichtshofs an die Stelle der
sonst nach § 364 Abs 2 ABGB zustehenden Untersa-
gungsbefugnis und kann daher nur unter den gleichen
Voraussetzungen geltend gemacht werden, also nur
auf den Ersatz jenes Schadens gerichtet sein, der auf
eine das ortsübliche Maß übersteigende Einwirkung
und eine wesentliche Beeinträchtigung der Nutzung
des eigenen Grundes zurückzuführen ist
(RS0010671).

I.1.3 Im vorliegenden Fall gehen beide Parteien über-
einstimmend davon aus, dass es sich beim Flughafen
der beklagten Partei um eine behördlich genehmigte
Anlage iSd § 364a ABGB handelt (vgl auch

RS0010689; Eccher/Riss, KBB5 § 364a Rz 2), sodass
der Ersatzanspruch des Klägers anhand der erörterten
Rechtsprechung zu prüfen ist.

I.2. Zur nachbarrechtlichen Haftung des Flughafenbe-
treibers:

I.2.1 Der Ausgleichsanspruch kommt nach der Recht-
sprechung nur bei solchen Schädigungen in Frage, die
in irgendeiner Weise mit der Verfügungsmacht des
Grundeigentümers zusammenhängen, sei es, dass die-
ser die Liegenschaft in einen Schaden hervorrufenden
Zustand versetzt oder in einem solchen belässt, sei es,
dass er auf seiner Liegenschaft eine schadenstiftende
Tätigkeit verrichtet oder deren Verrichtung durch
Dritte duldet (RS0010448).

I.2.2 Koziol beschränkt die Eingriffshaftung hingegen
auf denjenigen, der die behördlich genehmigte Anla-
ge betreibt, dem daher der Eingriff gestattet wurde
und der deshalb nicht mehr den auf Rechtswidrigkeit
und Verschulden beruhenden Schadenersatzansprü-
chen ausgesetzt ist (Eingriffs- und Gefährdungshaf-
tung im Nachbarrecht, RdW 2013/12, 3 [7]). Auch
der Oberste Gerichtshof bejaht die Haftung des Be-
treibers einer behördlich bewilligten Anlage auf frem-
dem Grund (vgl 9 Ob 1/18i mwN).

Im vorliegenden Fall ist die Beklagte nicht nur
Grundeigentümerin, sondern auch Betreiberin des
Flughafens. Als solche ist sie daher jedenfalls passiv
legitimiert.

I.2.3 Folgerichtig gehen Koziol/Apathy/Koch (Haft-

pflichtrecht III3 C/2 Rz 31 mwN aus dem deutschen
Schrifttum) davon aus, dass Nachbarn eines Flugha-
fens einen auf § 364a ABGB gestützten Anspruch nur
gegen den Betreiber des Flughafens haben, wenn sie
durch die startenden und landenden Flugzeuge der
den Flughafen benützenden Luftfahrtgesellschaften
gestört werden, und nicht gegen die Fluggesellschaf-
ten selbst. Bei diesen handle es sich um Dritte, die
zwar – erlaubtermaßen – am Entstehen der Emission
mitwirkten, aber nicht Inhaber der genehmigten Anla-
ge seien.

I.3. Zur Gefährdungshaftung als mögliche nachbar-
rechtliche Haftungsgrundlage:

I.3.1 Bei genehmigten Anlagen scheidet ein delikti-
scher Schadenersatzanspruch mangels Rechtswidrig-
keit des Verhaltens und Verschuldens aus. Es gebührt
vielmehr ein verschuldensunabhängiger Ersatzan-
spruch, weil die Rechtsordnung einen bewussten Ein-
griff in fremde, sonst geschützte Interessen gestattet
(RS0010449 [T15]; Koziol, Eingriffs- und Gefähr-
dungshaftung im Nachbarrecht, RdW 2013/12, 3).
Diese Eingriffshaftung erfasst aber nur jene Immis-
sionen, die durch die Anlagengenehmigung gedeckt,
also typischerweise mit ihr verknüpft sind
(RS0119688). Bei untypischen und daher nicht ge-
nehmigten Immissionen besteht dagegen weiter ein
Unterlassungsanspruch (Koziol/Apathy/Koch, Haft-
pflichtrecht III³ C/2 Rz 16). Das entspricht jener
Rechtsprechung, wonach ein Untersagungsrecht nach
§ 364 Abs 2 ABGB besteht, wenn sich der Inhaber
der genehmigten Anlage nicht an die im Genehmi-
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gungsbescheid erteilten Auflagen hält (RS0010645).

I.3.2 In der Lehre hat sich, beginnend mit Jabornegg
(Bürgerliches Recht und Umweltschutz, Gutachten
zum 9. ÖJT [1985], 74 ff), überwiegend die Auffas-
sung durchgesetzt, dass § 364a ABGB nicht nur eine
Eingriffs- sondern auch eine Gefährdungshaftung
umfasst. Dem liegt die Überlegung zugrunde, dass
bei einer Betriebsanlagengenehmigung nicht nur die
mit dem Betrieb notwendig verbundenen schädlichen
Immissionen, sondern auch die durch die Anlage her-
vorgerufenen (abstrakten) Gefahrenerhöhungen für
Leben, Gesundheit und Eigentum (auch) der Nach-
barn berücksichtigt (und erlaubt) werden, was bei Un-
fällen im Rahmen des § 364a ABGB zu einer Ersatz-
pflicht führen müsse (vgl auch Gimpel-Hinteregger,
Grundfragen der Umwelthaftung [1994] 318 ff; Kozi-
ol, Eingriffs- und Gefährdungshaftung im Nachbar-
recht, RdW 2013/12, 3 f und 8; zum Meinungsstand
vgl Koziol/Apathy/Koch, Haftpflichtrecht III³ A/5
Rz 3 FN 3).

I.3.3 Der Oberste Gerichtshof hat im Anschluss an
diese Lehrmeinungen mehrfach – stets allerdings nur
obiter – geäußert, dass § 364a ABGB auch eine Ge-
fährdungshaftung „enthält“ (vgl etwa 8 Ob 636/88;
5 Ob 3/99y; 5 Ob 21/19b; RS0111420). Davon ausge-
hend hat er eine Gefährdungshaftung in Analogie zu
§ 364a ABGB dann bejaht, wenn in Fällen fehlender
behördlicher Genehmigung eine Regelungslücke an-
zunehmen war. Dies wurde zB in Fällen von baube-
hördlich bewilligten Bauvorhaben angenommen, bei
denen infolge des mit einer behördlichen Genehmi-
gung zunächst verbundenen Anscheins der Gesetzmä-
ßigkeit und Gefahrlosigkeit der bewilligten Maßnah-
men die Abwehr praktisch erschwert, wenn nicht gar
unmöglich gemacht wurde, oder bei ohne behördliche
Genehmigung durchgeführten Arbeiten, wenn der
Schaden bereits eingetreten war, ehe der von dieser
Einwirkung Betroffene faktisch die Möglichkeit zur
Ausübung seines Untersagungsrechts nützen konnte
(1 Ob 620/94; 5 Ob 444/97y = RdU 1998, 148/121
[Kerschner]; 5 Ob 3/99y; krit zu dieser Rsp Koziol/
Apathy/Koch, Haftpflichtrecht III³ A/5 Rz 17 mwN).
Darüber hinaus wurde eine Haftung analog § 364a
ABGB auch dann angenommen, wenn ein Immissi-
onsschaden auftrat und einerseits der geschädigte
Nachbar der Schadensgefahr ausgeliefert war und an-
dererseits für den Haftpflichtigen der Eintritt des
Schadens ein kalkuliertes Risiko darstellte, das er zu
seinem Nutzen eingegangen war (RS0111420 [T1]).

Die dazu ergangenen Entscheidungen betreffen aber
allesamt Sachschäden bzw Vermögensschäden.

I.3.4 Da die Eingriffshaftung nur jene Immissionen
erfasst, die durch die Anlagengenehmigung gedeckt
sind, bewusste Einwirkungen auf die Gesundheit – im
Gegensatz zu bloß abstrakten Gesundheitsgefährdun-
gen – aber keinesfalls durch die Anlagengenehmi-
gung gedeckt sein können (vgl Koziol, Eingriffs- und
Gefährdungshaftung im Nachbarrecht, RdW 2013/12,
6; Koziol/Apathy/Koch, Haftpflichtrecht III³ C/2

Rz 18 ff), besteht konsequenterweise insoweit auch
keine Eingriffshaftung. Als Anspruchsgrundlage
kommt in solchen Fällen – abgesehen von der die all-
gemeinen Voraussetzungen, insbesondere Rechtswid-
rigkeit und Verschulden, erfordernden Verschuldens-
haftung – nur eine direkt aus § 364a ABGB abzulei-
tende Gefährdungshaftung in Betracht.

I.4 Zur nachbarrechtlichen Ersatzfähigkeit von Perso-
nenschäden:

I.4.1 Der Oberste Gerichtshof hat in der Entscheidung
6 Ob 671/78 SZ 51/114 die Ersatzfähigkeit von Per-
sonenschäden abgelehnt und ausgeführt, dass es sich
bei dem dem beeinträchtigten Grundeigentümer in
§ 364a ABGB eingeräumten Ersatzanspruch um kei-
nen Schadenersatzanspruch ex delicto, sondern um
einen aus dem Gesetz entspringenden, dem Anspruch
auf Entschädigung wegen Enteignung verwandten
Ausgleichsanspruch handle, somit den Gegenwert für
die dem Anrainer auferlegte Eigentumsbeschränkung.
Die dort vom Kläger behauptete gesundheitliche
(psychische) Beeinträchtigung seiner Person habe mit
diesem Ausgleichsanspruch nichts zu tun. Eine Ge-
fährdungshaftung wurde in dieser Entscheidung nicht
erwogen.

In der Entscheidung 8 Ob 129/09w musste mangels
Kausalität auf den dort geltend gemachten Personen-
schaden nicht eingegangen werden.

I.4.2 In der Lehre hat Kerschner, (Kausalitätshaftung
im Nachbarrecht? RdU 1998, 10) ursprünglich die
Ansicht vertreten, dass auch bei einer analogen An-
wendung des § 364a ABGB die davon geschützten
Rechtsgüter „beim Liegenschaftseigentum angebun-
den“ und deshalb konsequenterweise Personenschä-
den nicht erfasst seien. Kerschner/Wagner (in Feny-

ves/Kerschner/Vonkilch, Klang3 § 364a Rz 188) hal-
ten den Ersatz von Personenschäden im Bereich der
Gefährdungshaftung immerhin für überlegenswert,
meinen aber, die stärkeren Gründe würden dagegen
sprechen. An anderer Stelle (Rz 217) führen sie je-
doch aus, dass die Rechtsgüter Leben und Gesundheit
mittelbar über die Nutzungsmöglichkeiten der Lie-
genschaft erfasst würden. Da im Gefährdungshaf-
tungsbereich des § 364a ABGB keinesfalls die Ab-
wehr bzw Unterlassung bei konkreter Gefährdung
ausgeschlossen sei, könne für diesen Bereich auch die
Haftung für Personenschäden mit guten Argumenten
überlegt werden.

Gimpel-Hinteregger (Grundfragen der Umwelthaf-
tung, 323 f) begründet die Haftung für Personenschä-
den im Rahmen des § 364a ABGB mit der Gefähr-
dungshaftung. Sie geht bei ihrer Argumentation zwar
auch auf die systematische Stellung des § 364a
ABGB im Eigentumsrecht ein, stellt jedoch fest, dass
der Schutz von Leben und Gesundheit des Grundbe-
sitzers (und der mit ihm lebenden Familienmitglieder)
durchaus vom Wortlaut des § 364a ABGB erfasst sei.
Im Rahmen der Gefährdungshaftung sei es teleolo-
gisch zwingend, die Haftung auch auf Schäden an Le-

8. Tinnitus | Text

- 72 -

Tinnitus



ben und Gesundheit von Menschen auszudehnen, da
wesentlicher Anlass für die Genehmigungsbedürftig-
keit von Anlagen iSd GewO die Vermeidung von Ge-
fährdungen von Leben und Gesundheit der Nachbarn

sei (vgl auch Eccher/Riss, KBB5 § 364a Rz 1).

Koziol, der früher noch eine Haftung für Personen-
schäden nach § 364a ABGB abgelehnt hatte (Haft-

pflichtrecht II2 [1984] 331 FN 10), bejaht nun eben-
falls einen Ersatzanspruch bei Personenschäden im
Rahmen der Gefährdungshaftung nach § 364a
ABGB, weil es ein Wertungswiderspruch wäre, wenn
Nachbarn nach der für sie günstigeren Haftungsnorm
nur Ersatz für Sachschäden, nicht aber für Personen-
schäden verlangen könnten (Eingriffs- und Gefähr-
dungshaftung im Nachbarrecht, RdW 2013/12, 9).

I.4.3 Nach Ansicht des erkennenden Senats ist zu be-
denken, dass die Regelung des § 364a ABGB zuletzt
in der III. TN des ABGB im Jahr 1916 geändert wur-
de. Angesichts der zwischenzeitigen Entwicklung der
Wertvorstellungen, die sich in der dargestellten Ände-
rung der Lehrmeinungen widerspiegelt, und dem oh-
ne Zweifel gegebenen Vorrang der Gesundheit gegen-
über den Vermögensinteressen, erscheint es – trotz
der weiterhin bestehenden Einordnung der nachbar-
rechtlichen Bestimmung im sachenrechtlichen Teil
des ABGB – konsequent, Personenschäden in die
Haftung nach dieser Bestimmung miteinzubeziehen.
Tatsächlich wäre es ein Wertungswiderspruch, könn-
ten diese nur unter den allgemeinen Voraussetzungen
eines deliktischen Schadenersatzanspruchs, also ins-
besondere Rechtswidrigkeit und Verschulden des Be-
treibers der Anlage, geltend gemacht werden, nach-
rangige Sach- und Vermögensschäden aber unabhän-
gig davon.

I.4.4 Der Senat gelangt daher zu dem Zwischenergeb-
nis, dass von der Genehmigung einer Anlage nach
§ 364a ABGB die abstrakte Gefährdung der körperli-
chen Sicherheit mitumfasst ist. Verwirklicht sich die
Gefahr und entsteht daraus tatsächlich ein Personen-
schaden, kommt neben der allgemeinen Verschul-
denshaftung nur die direkt aus § 364a ABGB resultie-
rende Gefährdungshaftung in Betracht.

I.5. Eine nähere Auseinandersetzung mit der Frage,
ob und welche Einwendungen dem Betreiber der An-
lage gegen die ihn treffende Gefährdungshaftung zur
Verfügung stünden, kann im vorliegenden Fall aber
aus folgenden Überlegungen letztlich unterbleiben:

I.5.1 Grundsätzlich bestehen der nachbarrechtliche
Unterlassungsanspruch nach § 364 Abs 2 ABGB und
der Ausgleichsanspruch nach § 364a ABGB nur bei
Ortsunüblichkeit der Immission.

Wie bereits in Pkt I.1. ausgeführt wurde, sind die ört-
lichen Verhältnisse in zweifacher Hinsicht zu berück-
sichtigen, einerseits für das Maß der Immission und
andererseits für das Maß der Beeinträchtigung
(RS0010587). Der Ausdruck „örtlich“ ist dabei nicht
so zu verstehen, dass es auf die Verhältnisse innerhalb

der gesamten politischen Gemeinde ankommt, son-
dern auf die Lage des beeinträchtigten Grundstücks
zu dem, von dem die Störung ausgeht, und die Ver-
hältnisse in der unmittelbaren Umgebung beider Lie-
genschaften (RS0010678).

I.5.2 Determinanten der Ortsüblichkeit sind die Art
der Einwirkung und der Grad der Störungseignung,
der Charakter der Gegend und das öffentliche Interes-
se (RS0010678, RS0106616) sowie die Dauer und
die Intensität der Einschränkung im Hinblick auf die
bisherige Nutzung, die Vorhersehbarkeit, das bloße
Erfassen einzelner oder kleiner Gruppen und die Fra-
ge einer prinzipiellen Änderung oder weitgehenden
Reduzierung der mit dem Eigentum verbundenen
Ausübungsbefugnisse (RS0010678 [T6]).

I.5.3 Die Frage, ob eine Immission (noch) als ortsüb-
lich zu beurteilen ist, ist nicht allein auf Grund rein
empirischer Ergebnisse, sondern auch anhand norma-
tiver Wertungen zu prüfen. Die Ortsüblichkeit ist ein
wertungsabhängiger Rechtsbegriff (7 Ob 286/03i;
Gimpel-Hinteregger, Umwelthaftung, 278 f), weil das
Nachbarrecht dem Ausgleich der Interessen des Ein-
wirkenden und des (der) Betroffenen dient und daher
im hohen Maß der wertenden Auslegung zugänglich
sein muss (7 Ob 286/03i; 1 Ob 6/99k; Oberhammer

in Schwimann/Kodek, ABGB4 § 364 Rz 15). Dieser
sozialrelevante Interessenausgleich erfordert es, die
Frage nach der Wesentlichkeit der Beeinträchtigung
vom Standpunkt eines verständigen Durchschnitts-
menschen aus zu beantworten, der auf die allgemei-
nen Interessen und gesellschaftlich bedeutsamen Ge-
sichtspunkte wenigstens auch Bedacht nimmt
(1 Ob 6/99k).

I.5.4 Der Kläger stützt sich im vorliegenden Fall nicht
auf die allgemein und dauerhaft vom Flughafen aus-
gehende Lärmimmission, sondern auf jene eines ganz
bestimmten einzelnen Landeanflugs, somit eines ein-
maligen Ereignisses. Zu diesem ist festgestellt, dass
die dabei erreichte Lärmimmission mit 86,7 dB ge-
messen wurde. Die beklagte Partei hat in ihrer Beru-
fungsbeantwortung diese Feststellung bekämpft und
statt dessen die Feststellung eines – auch vom Kläger
behaupteten – Werts von nur 85,6 dB begehrt. Das
Berufungsgericht hielt die Differenz zwischen diesen
Werten zu Recht für irrelevant.

I.5.5 Tatsächlich liegen nämlich beide Werte nur ge-
ringfügig über dem für die Randzeit von 22:00 bis
23:00 Uhr behördlich festgelegten maximalen Immis-
sionswert von 84 dB, wohingegen für Landungen un-
tertags überhaupt kein Grenzwert besteht. Der be-
hördlich festgelegte Grenzwert für die Randzeit ist
auch keineswegs ungewöhnlich, war doch auch in
dem der Entscheidung 8 Ob 135/06w zugrunde gele-
genen Fall für einen anderen für die zivile Luftfahrt
genutzten Flughafen ein solcher maximaler Lärm-
emissionswert von 84 dB bzw 85 dB erlaubt. Im Üb-
rigen kann als notorisch vorausgesetzt werden, dass
Werte von 85 dB etwa dem Lärm von mittleren Stra-
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ßenverkehr entsprechen und 90 dB einem Lastwagen,
also Lärmimmissionen, denen Menschen, die im
dicht besiedelten Gebiet oder an Durchzugsstraßen
wohnen, regelmäßig ausgesetzt sind (Brockhaus, En-

zyklopädie21, Band 16, 345).

Dazu kommt, dass der Immissionswert den Kläger,
wie festgestellt, als einmaliger Spitzenwert bei einem
bestimmten Überflug und nicht – wie bei Verkehrs-
lärm an einer Hauptverkehrsstraße – als Dauerbelas-
tung traf. Dies unterscheidet den vorliegenden Sach-
verhalt auch von den vom Kläger in seiner Revision
genannten Lärmschutzwerten, die Dauerbelastungs-
werte regeln (vgl zB § 3 LuLärmIV).

I.5.6 Misst man die hier gegebene Situation an den
erwähnten Determinanten der Ortsüblichkeit, also an
der Art der Einwirkung und am Grad der Störungs-
eignung, an dem seit Jahrzehnten durch den Betrieb
des Flughafens geprägten Charakter der Gegend und
am öffentlichen Interesse (RS0010678, RS0106616),
und zieht man in Betracht, dass auch „schleichende
Veränderungen“ der Lärmentwicklungen (vgl
2 Ob 94/00p), ausgehend von seit Jahrzehnten be-
stehenden Betrieben zu dulden sein können, so ist der
zu beurteilende Überflug, bei dem es nach den Fest-
stellungen keine relevanten Abweichungen von der
verordneten Anflugroute, keine sonstigen Auffällig-
keiten und keine außerordentlichen Ereignisse, wie
Absturzgefahr oder ein Durchstartmanöver gegeben
hat, als ortsübliches Manöver zu qualifizieren. Dem-
zufolge hat die Beklagte den ihr nach der Rechtspre-
chung obliegenden Beweis erbracht, dass der vom
Kläger behauptete Eingriff die vom Gesetz gezoge-
nen Schranken nicht überschritten hat (vgl 10 Ob 25/
11s mwN).

I.5.7 Nach der Rechtsprechung zu § 364 Abs 2
ABGB findet die Ortsüblichkeit aber dort ihre Gren-
zen, wo die Benutzung der Nachbarliegenschaft so
weit beeinträchtigt ist, dass es auch zu Schäden an der
Person des Nachbarn kommt (7 Ob 80/14m; 10 Ob
25/11s; 7 Ob 286/03i; vgl auch 2 Ob 236/99s; Gim-
pel-Hinteregger, Grundfragen der Umwelthaftung,
279). Derartige Immissionen müssen grundsätzlich
immer untersagbar sein.

So wie aber bereits bei der Beurteilung, ob die ortsüb-
liche Nutzung der Liegenschaft wesentlich beeinträch-
tigt ist, nicht auf eine besondere Empfindlichkeit der
betroffenen Person, sondern auf das Empfinden eines
durchschnittlichen Bewohners des betroffenen Grund-
stücks abzustellen ist (RS0010557), also auf das sub-
jektive Empfinden eines Durchschnittsmenschen in
der Lage des Gestörten (RS0010607), ist auch im Zu-
sammenhang mit der Haftung für die Gesundheit
schädigende Immissionen nicht auf eine besondere
Sensibilität des Nachbarn Bedacht zu nehmen. Letzte-
re kann schon nach § 364 Abs 2 ABGB für sich allein
nicht zum Anlass genommen werden, die Einwirkung
gänzlich zu untersagen. Vielmehr kommt es bereits in
diesen Fällen darauf an, dass die Immission überhaupt

– also für die Gesundheit betroffener Menschen ganz
allgemein und nicht nur für übersensible Menschen
– gesundheitsgefährdend bzw gesundheitsbeeinträch-
tigend ist (7 Ob 80/14m; 6 Ob 166/13z; 10 Ob 25/11s;
1 Ob 6/99k; RS0010607 [T9]; RS0010557 [T8]).

Da diese für den Unterlassungsanspruch nach § 364
Abs 2 ABGB geltenden Kriterien auch für die Haf-
tung nach § 364a ABGB bei genehmigten Anlagen
maßgeblich sind, kann diese Wertung auch auf den
vorliegenden Fall übertragen werden.

I.5.8 Vor diesem Hintergrund und angesichts der fest-
gestellten und in Punkt I.5.6 bereits erörterten tat-
sächlichen Umstände sowie der gebotenen wertenden
Betrachtung scheidet aber, ohne dass es dazu einer
weiteren Klärung der am Wohnort des Klägers herr-
schenden, vom Flugbetrieb unabhängigen ortsübli-
chen Lärmbelastung oder der Anzahl der Überflüge
und der davon ausgehenden Lärmimmission bedürfte,
eine nachbarrechtliche Haftung für die vom Kläger
allenfalls erlittene Gesundheitsschädigung aus.

Dies folgt zusammengefasst daraus, dass die nachbar-
rechtliche Haftung nach § 364a ABGB zwar grund-
sätzlich auch Gesundheitsschäden erfassen kann, die
sich aus der Verwirklichung einer von der Anlagenge-
nehmigung gedeckten abstrakten Gefährdung erge-
ben. Allerdings muss das schädigende Ereignis (oder
die schädigende Dauerbelastung) das Kriterium der
Ortsunüblichkeit iSv § 364 ABGB erfüllen. Trifft das
– wie hier – nicht zu, besteht kein Anlass für eine ver-
schuldensunabhängige Haftung des Anlagenbetrei-
bers.

I.6. Soweit der Kläger Art 8 EMRK verletzt sieht, ist
er auf die Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte zu verweisen, wonach
es bei der nach dieser Bestimmung vorzunehmenden
Interessenabwägung von großem Gewicht ist, wenn
der Beschwerdeführer – wie dies das Berufungsge-
richt vom Kläger unbeanstandet hervorhob – das Ei-
gentum erwarb, obwohl ihm die Situation, über die er
sich beschwert, zu diesem Zeitpunkt bekannt gewe-
sen ist (vgl EGMR 22. 11. 2011, Bsw 24202/10).
Art 8 EMRK ist nicht dahin auszulegen, dass jedes
Individuum Wohnung unter speziellen Umweltstan-
dards nehmen kann (EGMR 21. 7. 2011, Bsw 38182/
03).

II. Zur Verkehrssicherungspflicht:

Der Kläger geht weiterhin davon aus, dass der be-
klagten Flughafenbetreiberin „unbestreitbar“ das
Recht zur Flughafensperre zukomme, „die auch bei
anderen Umständen auf Flughäfen immer wieder
wahrgenommen wird“, wie etwa bei Eis oder Schnee
oder einem defekten Flugzeug auf der Landebahn.

Gemäß § 120a LFG hat jedoch nicht die beklagte Par-
tei, sondern die Austro Control GmbH die zur siche-
ren, geordneten und flüssigen Abwicklung des Flug-
verkehrs erforderlichen An- und Abflugverfahren
festzulegen und die dazu erforderlichen Anordnungen
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zu treffen, wobei auf die Abwehr von den der Allge-
meinheit aus dem Luftverkehr drohenden Gefahren,
wie insbesondere eine möglichst geringe Immissions-
belastung, Bedacht zu nehmen ist.

Hingegen trifft die beklagte Partei als Halterin eines
öffentlichen Flugplatzes eine gesetzliche Betriebs-
pflicht (§ 63 iVm § 75 Abs 5 LFG). Auch die Be-
triebszeiten des Flughafens mussten behördlich ge-
nehmigt und in der in der Luftfahrt üblichen Weise
verlautbart werden (§ 3 Zivilflugplatz-Betriebsord-
nung [ZFBO]).

Vor diesem rechtlichen Hintergrund ist ein in der Un-
terlassung einer „Flughafensperre“ erblickter rechts-
widriger und schuldhafter Verstoß der beklagten Par-

tei gegen eine Verkehrssicherungspflicht auszuschlie-
ßen. Auf den (angeblichen) Widerspruch in den Fest-
stellungen zur Wetterlage muss nicht eingegangen
werden.

III. Diese Entscheidung konnte in nichtöffentlicher
Sitzung ergehen; ein Recht des Revisionswerbers auf
Abhaltung der von ihm beantragten Revisionsver-
handlung besteht nicht (RS0043689, RS0043679).

IV. Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 41 Abs 1,
50 Abs 1 ZPO.
European Case Law Identifier
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OGH 19.12.2019, 6Ob179/19w - Allergieauskunft
OGH 19.12.2019, 6Ob179/19w (Allergieauskunft)

Gericht

OGH
Entscheidungsdatum

19.12.2019
Geschäftszahl

6Ob179/19w
Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat als Revisionsgericht
durch den Senatspräsidenten Dr. Schramm als Vorsit-
zenden sowie die Hofräte Dr. Gitschthaler, Univ.-
Prof. Dr. Kodek und Dr. Nowotny und die Hofrätin
Dr. Faber als weitere Richter in der Rechtssache der
klagenden Partei M*****, vertreten durch
Mag. Hans-Peter Pflügl, Rechtsanwalt in Herzogen-
burg, gegen die beklagten Parteien
1. Prim. Dr. H*****, vertreten durch Dr. Christian
Gamauf, Rechtsanwalt in Wien, 2. MR Dr. M*****,
vertreten durch Urbanek Lind Schmied Reisch
Rechtsanwälte OG in St. Pölten, wegen
73.195,15 EUR und Feststellung, über die außeror-
dentliche Revision der klagenden Partei gegen das
Urteil des Oberlandesgerichts Wien als Berufungsge-
richt vom 4. Juli 2019, GZ 15 R 74/19s-88, mit dem
das Urteil des Landesgerichts St. Pölten vom
18. März 2019, GZ 24 Cg 64/16h-83, bestätigt wurde
in nichtöffentlicher Sitzung zu Recht erkannt und be-
schlossen:
Spruch

I. Die außerordentliche Revision wird, soweit sie sich
gegen die Abweisung des Klagebegehrens gegen den
Erstbeklagten richtet, zurückgewiesen.

II. Hingegen wird der Revision in Ansehung des
Zweitbeklagten Folge gegeben. Die Urteile der Vorin-
stanzen werden dahin abgeändert, dass sie als Teil-
und Zwischenurteil insgesamt zu lauten haben wie
folgt:

„1.1. Das Klagebegehren, der Zweitbeklagte sei
schuldig, der Klägerin EUR 36.597,58 samt 4 % Zin-
sen aus EUR 21.171,32 vom 23. 9. 2016 bis
23. 1. 2019 und aus EUR 36.597,58 seit 24. 1. 2019
zu zahlen, besteht dem Grunde nach zu Recht.

1.2. Es wird festgestellt, dass der Zweitbeklagte der
Klägerin für sämtliche dieser aufgrund der medizini-
schen Fehlbehandlung ihres Ehegatten G***** am
10. 3. 2016 zukünftig entstehenden Schäden im Aus-
maß von 50 % haftet.

2. Hingegen wird das Mehrbegehren,

(a) der Zweitbeklagte sei schuldig, der Klägerin

EUR 36.597,57 samt 4 % Zinsen aus EUR 21.171,32
vom 23. 9. 2016 bis 23. 1. 2019 und aus
EUR 36.597,57 seit 24. 1. 2019 zu zahlen,

(b) der Erstbeklagte sei schuldig, der Klägerin binnen
14 Tagen einen Betrag von EUR 73.195,15 samt 4%
Zinsen aus EUR 42.342,65 für den Zeitraum
23. 9. 2016 bis 23. 1. 2019 und aus EUR 73.195,15
seit 24. 1. 2019 zu zahlen, sowie

(c) es werde festgestellt, dass der Erstbeklagte der
Klägerin für sämtliche dieser aufgrund der medizini-
schen Fehlbehandlung ihres Ehegatten G***** am
10. 3. 2016 zukünftig entstehenden Schäden haftet,

abgewiesen.

3. Die Klägerin ist schuldig, dem Erstbeklagten die
mit EUR 27.078,98 (darin EUR 3.437,82 USt und
EUR 6.452 Barauslagen) bestimmten Kosten des erst-
instanzlichen Verfahrens sowie die mit EUR 3.283,02
(darin EUR 547,17 USt) bestimmten Kosten des Be-
rufungsverfahrens zu ersetzen.“

Die Kosten des Revisionsverfahrens sind weitere Ver-
fahrenskosten.
Text

Entscheidungsgründe:

Der am 26. 4. 2016 verstorbene G***** war der Ehe-
mann der Klägerin und der Bruder von M*****. Der
Zweitbeklagte ist Zahnarzt, der Erstbeklagte ist Anäs-
thesist in einem Krankenhaus. Daneben ist er als An-
ästhesist in verschiedenen Ordinationen im niederge-
lassenen Bereich tätig.

Der Zweitbeklagte bietet in seiner Zahnarztpraxis
auch Zahnbehandlungen unter Vollnarkose an. Als
Anästhesist ist dabei stets der Erstbeklagte tätig.

G***** litt neben Problemen im Zusammenhang mit
den Zähnen an Bluthochdruck, hatte erhöhte Zucker-
werte und war auf die Einnahme von Tabletten ange-
wiesen. Er war auf Voltaren bzw Diclofenac aller-
gisch.

Am 12. 2. 2016 fand die Vorbesprechung für den
zahnärztlichen Eingriff in der Ordination des Zweit-
beklagten statt. Vor dem Gespräch füllte G***** in
der Praxis einen umfangreichen Fragebogen aus, den
er bei der Anmeldung abgab. Der Zweitbeklagte
selbst bekommt den Fragebogen nicht zu Gesicht.
Sinn des Fragebogens ist, besondere zahnmedizini-
sche Probleme zu erfassen. G***** vermerkte auf
dem Formular ausdrücklich die allergische Reaktion
auf Diclofenac und gab wahrheitsgemäß an, Medika-
mente wegen Zuckererkrankung, Blutdruck und
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Schilddrüse zu nehmen.

Der Zweitbeklagte schlug G***** vor, die vorhande-
ne Restbezahnung im Unterkiefer zu belassen und zu
versorgen sowie fehlende Seitenzähne durch eine
Teilprothese zu ersetzen. Beim Oberkiefer empfahl er,
die vorhandene Restbezahnung zu entfernen und
durch eine Totalprothese zu ersetzen. G***** gab an,
dass er den Eingriff in Vollnarkose wünsche. Der
Zweitbeklagte wollte ihm die Narkose ausreden, weil
der ganze Eingriff auch schmerzfrei in Lokalanästhe-
sie durchgeführt werden könnte. G***** bestand je-
doch auf eine Vollnarkose, obwohl es einen konkreten
medizinischen Grund für eine zwingend notwendige
Vollnarkose nicht gab. Der zahnmedizinische Eingriff
war medizinisch indiziert.

Der Zweitbeklagte erklärte G*****, dass die Narkose
vom Erstbeklagten verabreicht würde. Er sagte ihm
auch, dass alles, was mit der Narkose zusammenhän-
ge, der Erstbeklagte mit ihm besprechen werde. Er
betonte auch, dass alle Fragen, die ein Patient zur
Narkose und zum Anästhesievorgang hat, mit dem
Narkosearzt zu besprechen seien.

Der Erstbeklagte wusste im März 2016 nichts dar-
über, dass der Zweitbeklagte am Beginn eines Be-
handlungsvorgangs einen Fragebogen ausfüllen lässt,
in dem sich auch Angaben in Bezug auf allfällige All-
ergien befinden. Der Erstbeklagte hatte auch keine
Einsicht in das zahnärztliche Erfassungssystem.

Unmittelbar vor dem Eingriff führte der Erstbeklagte
ein Aufklärungs- bzw Anamnesegespräch durch. Da-
bei fragte der Erstbeklagte G***** ausdrücklich nach
Allergien oder Unverträglichkeiten. Diesbezüglich
sagte G***** nur, dass er auf einen Bienenstich aller-
gisch reagiert habe und es deshalb zu einem Notein-
satz gekommen sei. Von einer Diclofenac-Unverträg-
lichkeit sagte G***** dem Erstbeklagten nichts.
Auch der Erstbeklagte machte G***** noch einmal
darauf aufmerksam, dass auch eine Behandlung unter
Lokalanästhesie medizinisch möglich wäre und wies
auf die Gefahren einer Vollnarkose hin. G***** wirk-
te am Eingriffstag zeitlich und örtlich orientiert und
war ruhig und gelassen.

Der Erstbeklagte führte eine totalintervenöse Anäs-
thesie durch. Die Narkose entsprach dem Stand der
Wissenschaft, Medizin und Technik im März 2016. In
der Praxis hat sich bewährt, dass bei Verabreichung
des Medikaments Remifentanil auch ein Schmerzmit-
tel verabreicht wird. Der Erstbeklagte verwendet
standardmäßig Voltaren mit dem Wirkstoff Diclofen-
ac. Wäre ihm die Unverträglichkeit bei G***** be-
kannt gewesen, hätte er ein Paracetamolprodukt ein-
gesetzt.

Vor Verabreichung des Medikaments Voltaren hat ein
Assistent des Erstbeklagten das Medikament Voltaren
auch deutlich hörbar bezeichnet. Zu diesem Zeitpunkt
war G***** noch wach und zeigte keine Reaktion.

Etwa 15 Minuten nach Narkoseeinleitung kam es bei

G***** zu einem anaphylaktischen Schock, aufgrund
dessen er trotz sofortiger Verständigung des Notarztes
und Einlieferung in ein Krankenhaus verstarb.

Die Klägerin begehrt die Zahlung von Schadenersatz
in Höhe von 73.195,50 EUR sA sowie die Feststel-
lung der Haftung der Beklagten für künftige Schäden.
Die Behandlung und Aufklärung sei nicht lege artis
erfolgt. Überdies habe der Zweitbeklagte grob fahr-
lässig mit dem Erstbeklagten keine Rücksprache über
die zu verabreichenden Medikamente gehalten.

Die Beklagten bestritten das Klagebegehren. Die Be-
handlung sei lege artis erfolgt. Der Zweitbeklagte
wandte außerdem ein, eine umfassende Aufklärung
über anästhesiologische Fragen durch ihn sei nicht
geboten gewesen. Es gebe keine Vorschriften, wo-
nach bei zahnärztlichen Eingriffen im Rahmen von
Vollnarkosen im niedergelassenen Bereich eine Aller-
gie vom Zahnarzt vor dem Eingriff dem Operateur zu
nennen sei.

Ausgehend von dem vorstehend wiedergegebenen
Sachverhalt wies das Erstgericht das Klagebegehren
ab. Rechtlich beurteilte es diesen Sachverhalt dahin-
gehend, dass G***** mit jedem Facharzt einen eige-
nen Behandlungsvertrag abgeschlossen habe. Da die
Medikamentenunverträglichkeit dem Erstbeklagten
nicht bekannt gegeben worden sei, habe für ihn auch
keine Veranlassung bestanden, G***** über die
Möglichkeit eines allergischen Schocks bei einer be-
stehenden Unverträglichkeit hinzuweisen oder ein an-
deres Medikament zu verwenden. Da sowohl der
Zweitbeklagte als auch der Erstbeklagte gesondert ein
ausführliches Informations- und Aufklärungsgespräch
geführt hätten, sei auch eine spätere Abstimmung der
vom Patienten erteilten Informationen nicht zwingend
notwendig gewesen. Im niedergelassenen Bereich sei-
en Checklisten und Standards, welche im Kranken-
haus gelten, nicht anwendbar. Zwar sei eine Aufklä-
rung durch den Anästhesisten erst unmittelbar vor
dem Eingriff in rechtlicher Sicht „grenzwertig“. Al-
lerdings sei bereits vier Wochen vor dem Eingriff ei-
ne Aufklärung durch den Zweitbeklagten erfolgt. Zu-
dem habe jederzeit die Möglichkeit bestanden, dass
sich G***** an den Erstbeklagten wende.

Das Berufungsgericht bestätigte diese Entscheidung.
Nach Verwerfung einer Beweis- und Mängelrüge er-
wog es in rechtlicher Sicht, jeder Facharzt habe ein
eigenes Anamnesegespräch zu führen. Beide Beklag-
ten seien ihrer Aufklärungspflicht nachgekommen.
Der Patient sei zur aktiven Mitarbeit und zur Leistung
eigener Beiträge verpflichtet. Er habe den behandeln-
den Arzt alle erforderlichen Auskünfte über Vorer-
krankungen, den bisherigen Krankheitsverlauf sowie
über von ihm eingenommene Medikamente zu ertei-
len.

Eine Verpflichtung, nach dem Gespräch mit dem
Erstbeklagten G***** nochmals in das Wartezimmer
zu schicken, damit sich dieser mit seinem Bruder be-
sprechen könne, habe nicht bestanden. Der Eingriff

Text | 9. Allergieauskunft

- 77 -

Allergie-
auskunft



sei entsprechend dem medizinischen Standard lege
artis durchgeführt worden; ein Behandlungsfehler lie-
ge daher nicht vor.

Hiezu hat der Oberste Gerichtshof erwogen:
Rechtliche Beurteilung

1. Zur Revision in Ansehung des Erstbeklagten:

1.1. Insoweit ist die Revision nicht zulässig.

1.2. Wie schon die Vorinstanzen zutreffend ausführ-
ten, hat jeder Facharzt ein eigenes Anamnese-Ge-
spräch zu führen. Nach den Feststellungen der Vorin-
stanzen erklärte der Zweitbeklagte dem Verstorbenen,
dass alles, was mit der Narkose zusammenhänge mit
dem Erstbeklagten besprochen werden müsse. Der
Erstbeklagte führte auch ein ausführliches Anamnese-
Gespräch durch, bei dem der Verstorbene zwar eine
Allergie auf Wespenstiche, nicht jedoch seine Volta-
ren-Allergie (Diclofenac-Allergie) erwähnte. Die Be-
urteilung der Vorinstanzen, dass keine Veranlassung
für den Erstbeklagten bestand, die Angaben mit den
beim Zweitbeklagten gemachten Angaben zu verglei-
chen, zumal beim Verstorbenen keine Hinweise auf
eine psychische Ausnahmesituation oder eine einge-
schränkte Äußerungs- oder Beurteilungsfähigkeit vor-
lagen, ist nicht zu beanstanden, zumal dem Erstbe-
klagten nach den Feststellungen der Vorinstanzen
zum damaligen Zeitpunkt gar nicht bekannt war, dass
der Zweitbeklagte auch Aufzeichnungen über Aller-
gien, die für die Narkose bedeutsam sein könnten,
führte. Mangels jeglichen Hinweises in diese Rich-
tung bestand auch keine Veranlassung von seiner Sei-
te, nach solchen Aufzeichnungen zu fragen.

1.3. Zutreffend wies schon das Berufungsgericht dar-
auf hin, dass jeder Patient zur aktiven Mitarbeit und
zur Leistung eigener Beiträge verpflichtet ist. Er hat
dem Behandelnden alle erforderlichen Auskünfte
über Vorerkrankungen, den bisherigen Krankheitsver-
lauf sowie über die von ihm eingenommenen Medi-
kamente oder ähnliches zu erteilen. Dies gilt auch für
die Bekanntgabe allfälliger Allergien. Verletzt der Pa-
tient die erforderliche Mitwirkung, so handelt er sorg-
los in eigenen Angelegenheiten, sodass eine Haftung
auch gänzlich entfallen kann (6 Ob 303/02f).

1.4. Soweit die Revision den Standpunkt vertritt,
beim Verstorbenen hätte keine Vollnarkose durchge-
führt werden dürfen, weil diese medizinisch nicht in-
diziert war, ist dem entgegenzuhalten, dass nach den
Feststellungen der Vorinstanzen beide Beklagten un-
abhängig voneinander dem Verstorbenen eine Lokala-
nästhesie empfahlen, dieser jedoch ausdrücklich eine
Vollnarkose wünschte.

1.5. Wenn das Erstgericht darauf hinwies, dass es in
Österreich im niedergelassenen Bereich keine allge-
mein gültigen „Regeln“ gebe, wonach in Bezug auf
Allergien oder Unverträglichkeiten eine Rücksprache
oder Besprechung zwischen dem Zahnarzt und dem
Anästhesisten stattfinden muss und dies nicht dem
Stand der Technik im niedergelassenen Bereich ent-

spreche, handelt es sich dabei insoweit um eine Tatsa-
chenfeststellung als damit Aussagen zur üblichen
Vorgangsweise in Österreich getroffen werden. So-
weit die Revision darauf verweist, dass in Krankenan-
stalten eine ärztliche Absprachepflicht bestehe und
der Anästhesist und der Operateur an Hand der öster-
reichischen Version der WHO-Sicherheits-Checkliste
sowohl die Identität der Patienten als auch den ge-
planten Eingriff sowie allfällige Allergien und Unver-
träglichkeiten vor der Operation besprechen und die
Informationen der jeweiligen Partner miteinander ab-
gleichen müssten, ist daraus für den vorliegenden
Fall, der den niedergelassenen Bereich betrifft, nichts
zu gewinnen, zumal im niedergelassenen Bereich
durchgeführte Eingriffe und Operationen typischer-
weise weniger schwerwiegend sind als solche in
Krankenanstalten.

1.6. Zusammenfassend bringt die Revision, soweit sie
den Erstbeklagten betrifft, daher keine Rechtsfragen
der von § 502 Abs 1 ZPO geforderten Bedeutung zur
Darstellung, sodass sie spruchgemäß zurückzuweisen
war.

2. Zur Revision in Ansehung des Zweitbeklagten:

2.1. Hingegen ist die Revision, soweit sie sich gegen
die Abweisung des Klagebegehrens auch gegen den
Zweitbeklagten richtet, aus Gründen der Rechtssi-
cherheit zulässig; sie ist auch zum Teil berechtigt.

2.2. Nach den dem Tatsachenbereich zuzuordnenden
Ausführungen des Erstgerichts ist es in Österreich im
niedergelassenen Bereich derzeit nicht üblich, dass
eine Rücksprache oder Besprechung in Bezug auf
Allergien oder Unverträglichkeiten zwischen dem
Zahnarzt und dem Anästhesisten stattfindet. Die Be-
urteilung der Vorinstanzen, dass der Zweitbeklagte
selbst nicht zur Durchführung der Anästhesie ver-
pflichtet war, ist nicht zu beanstanden.

2.3. Im vorliegenden Fall kann dahingestellt bleiben,
ob der Verantwortungsbereich des Erst- und des
Zweitbeklagten deutlich abgegrenzt war (vgl dazu
zum Verhältnis zwischen Belegarzt und Krankenan-
stalt 8 Ob 103/09v; vgl auch 1 Ob 34/10x) und dem-
gemäß der Verstorbene zwei Behandlungsverträge ab-
geschlossen hat oder der Zweitbeklagte sich zur Er-
füllung des (nur) zwischen ihm und dem Verstorbe-
nen abgeschlossenen Behandlungsvertrags des Erst-
beklagten als Erfüllungsgehilfen (vgl dazu 1 Ob 269/
99m; vgl auch 1 Ob 267/99t) bediente.

2.4. Jedenfalls war der Zweitbeklagte aufgrund des
mit dem Verstorbenen geschlossenen Behandlungs-
vertrags verpflichtet, die Informationen, die ihm der
Patient durch Ausfüllen eines vom Zweitbeklagten
aufgelegten Formulars übermittelt hatte und die im
System des Zweitbeklagten gespeichert waren, auch
tatsächlich im Zuge der Behandlung zu verwenden. In
diesem Zusammenhang ist zu betonen, dass es sich
hier nicht etwa um zufällig erlangtes Wissen handelt,
sondern um Informationen, nach denen der Zweitbe-
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klagte mittels eines von ihm verwendeten Formblatts
gezielt fragte. Daher durfte der Patient davon ausge-
hen, dass die von ihm diesbezüglich erteilten Infor-
mationen auch bei der Behandlung berücksichtigt
werden. Dass dies auch tatsächlich erfolgt, hätte
durch entsprechende organisatorische Maßnahmen
des Zweitbeklagten sichergestellt werden müssen.

2.5. Diesem Sorgfaltsverstoß auf Seiten des Zweitbe-
klagten steht ein massives Mitverschulden (§ 1304
ABGB) des Verstorbenen gegenüber, weil dieser sei-
ner Verpflichtung, auch den Anästhesisten gegenüber
alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen, in einem
entscheidenden Punkt nicht entsprochen hat. In Anbe-
tracht des Gewichts der den Beteiligten jeweils zur
Last fallenden Sorgfaltsverstöße erscheint eine Scha-

densteilung im Verhältnis 1 : 1 sachgerecht.

2.6. Daher waren in Stattgebung der Revision die Ur-
teile der Vorinstanzen insoweit abzuändern, als mit
Zwischenurteil die Haftung des Zweitbeklagten zur
Hälfte auszusprechen war. Soweit die Klägerin mehr
als die Hälfte ihres Schadens geltend macht, war die
Klage mit Teilurteil abzuweisen.

3. Der Kostenvorbehalt gründet sich auf § 52 ZPO.
Über die Kosten aller drei Instanzen in Ansehung des
Zweitbeklagten kann erst im Endurteil entschieden
werden.
European Case Law Identifier

ECLI:AT:OGH0002:2019:0060OB00179.19W.1219.000

Text | 9. Allergieauskunft

- 79 -

Allergie-
auskunft



OGH 20.02.2020, 6Ob179/19w - Allergieauskunft
OGH 20.02.2020, 6Ob179/19w (Allergieauskunft)

Gericht

OGH
Entscheidungsdatum

20.02.2020
Geschäftszahl

6Ob179/19w
Kopf

Der Oberste Gerichtshof durch den Senatspräsidenten
Dr. Schramm als Vorsitzenden sowie die Hofräte
Dr. Gitschthaler, Univ.-Prof. Dr. Kodek und Dr. No-
wotny und die Hofrätin Dr. Faber als weitere Richter
in der Rechtssache der klagenden Partei M*****,
vertreten durch Mag. Hans-Peter Pflügl, Rechtsan-
walt in Herzogenburg, gegen die beklagten Parteien
1. Prim. Dr. H*****, vertreten durch Dr. Christian
Gamauf, Rechtsanwalt in Wien, 2. MR Dr. M*****,
vertreten durch Urbanek Lind Schmied Reisch
Rechtsanwälte OG in St. Pölten, wegen
73.195,15 EUR und Feststellung, den

Beschluss

gefasst:
Spruch

Das Teil- und Zwischenurteil vom 19. Dezem-
ber 2019, 6 Ob 179/19w, wird dahin berichtigt, dass

A) Punkt II.1.2 zu lauten hat wie folgt:

„Es wird festgestellt, dass der Zweitbeklagte der Klä-
gerin für sämtliche dieser aufgrund der medizinischen
Fehlbehandlung ihres Ehegatten G***** am
10. 3. 2016 zukünftig entstehenden Schäden im Aus-

maß von 50 % haftet.“

B) es im Punkt 2.6. der Begründung statt „Haftung
des Erstbeklagten“ zu lauten: „Haftung des Zweitbe-
klagten“.

Um die Durchführung der Berichtigung wird das
Erstgericht ersucht.

Der Erstbeklagte hat die Kosten des Berichtigungsan-
trags selbst zu tragen.

Begründung:
Rechtliche Beurteilung

Aus dem Gesamtzusammenhang der Entscheidungs-
begründung ergibt sich in einer jeden Zweifel aus-
schließenden Deutlichkeit, dass der erkennende Senat
die Haftung des Zweitbeklagten zur Hälfte bejahte.
Demgemäß wurde auch die Hälfte des Zahlungsbe-
gehrens abgewiesen. Im Feststellungsausspruch un-
terblieb demgegenüber irrtümlich die Beschränkung
auf 50 %, was nunmehr spruchgemäß zu berichtigen
war.

Um die Durchführung der Berichtigung war das Erst-
gericht zu ersuchen (6 Ob 25/06d; 9 Ob 73/16z uva).

Berichtigungsanträge wurden vom Erst- und Zweitbe-
klagten gestellt, wobei nur der Erstbeklagte Kosten
verzeichnete. Diese Kosten waren nicht zuzuspre-
chen, weil die Berichtigung auch über formlosen Hin-
weis von Amts wegen vorgenommen worden wäre.
European Case Law Identifier

ECLI:AT:OGH0002:2020:0060OB00179.19W.0220.000
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